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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich eröffne die 84. Sitzung im 
30. Tagungsabschnitt des Niedersächsischen 
Landtages der 17. Wahlperiode.  

Geburtstag hat heute der Abgeordnete Hans-
Joachim Janßen.  

(Beifall) 

Im Namen des ganzen Hauses, Herr Janßen, un-
sere herzlichsten Glückwünsche! 

Tagesordnungspunkt 33: 
Mitteilungen der Präsidentin  

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit Tagesordnungspunkt 34, Mündliche An-
fragen. Anschließend kommen wir zu den Abstim-
mungen im Rahmen der Haushaltsberatungen. Da-
nach setzen wir die Beratungen in der Reihenfolge 
der Tagesordnung fort.  

Die heutige Sitzung soll gegen 17.40 Uhr enden.  

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 
Ihnen nunmehr der Schriftführer, Herr Brinkmann, 
mit. Bitte!  

Schriftführer Markus Brinkmann: 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Für die heutige Sitzung haben sich ent-
schuldigt von der Fraktion der CDU Frau Karin 
Bertholdes-Sandrock sowie Herr Christian Calde-
rone, von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr 
Heinrich Scholing sowie von der Fraktion der FDP 
Herr Horst Kortlang.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bevor ich den Tages-
ordnungspunkt 34 aufrufe, stelle ich die Be-
schlussfähigkeit des Hauses fest.  

Wir beginnen mit 

Tagesordnungspunkt 34: 
Mündliche Anfragen - Drs. 17/4775  

Die für die Fragestellung geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 

voraus. Um dem Präsidium den Überblick zu er-
leichtern, bitte ich, dass Sie sich schriftlich zu Wort 
melden, wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möch-
ten.  

Ich stelle fest: Es ist 9.04 Uhr.  

Frage 1: 
Präventionsarbeit der Landesregierung vor 
neuen gesellschaftlichen Herausforderungen - 
Wie gut ist der Landespräventionsrat Nieder-
sachsen vorbereitet?  

Wer möchte die Frage einbringen? - Bitte, Herr 
Limburg!  

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Präventionsarbeit der Landesregie-
rung vor neuen gesellschaftlichen Herausforde-
rungen - Wie gut ist der Landespräventionsrat Nie-
dersachsen vorbereitet? 

Der beim Justizministerium angesiedelte Landes-
präventionsrat Niedersachsen ist 1995 mit der 
Zielsetzung gegründet worden, durch eine ge-
samtgesellschaftliche Prävention die Kriminalität in 
Niedersachsen zu verringern und das Sicherheits-
gefühl der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern. 
Kriminalprävention ist vor allem eine kommunale 
Aufgabe. Bisher sind in 200 Städten und Gemein-
den kommunale Präventionsräte aktiv, die staatli-
che und zivilgesellschaftliche Kräfte bündeln. Ihr 
Ziel ist es, örtliche Kriminalitätsanalysen zu erstel-
len und hieraus passende Präventionsstrategien 
zu entwickeln und umzusetzen. Es ist die Aufgabe 
des Landespräventionsrates, die Kommunen dabei 
zu unterstützen und zu beraten. 

Seit einiger Zeit fragen sich Bürgerinnen und Bür-
ger besorgt, wie sich internationale Krisen und 
Konflikte, aber auch örtlich wahrnehmbare Phä-
nomene wie Radikalisierung und Demokratie- und 
Menschenfeindlichkeit künftig auf ihr Leben aus-
wirken werden. Ein Anstieg von Kriminalität und 
Gewalt wird befürchtet.  

(Unruhe)  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Moment, bitte, Herr Limburg! - Wir wollen den Tag 
heute gut beginnen. Deshalb bitte ich alle diejeni-
gen, die noch Gespräche zu führen haben, dies 
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außerhalb des Plenarsaals zu tun. - Bitte, Herr 
Limburg!  

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank.  

Diese Ängste werden ganz gezielt von rechtspopu-
listischen Parteien und Gruppierungen aufgegriffen 
und für Stimmungsmache genutzt. Zudem werden 
bereits Zunahmen im Bereich der politisch moti-
vierten Gewalt verzeichnet, die sich gegen Flücht-
linge, Flüchtlingsunterkünfte, Helferinnen und Hel-
fer richten. 

Es ist Aufgabe des Landespräventionsrats (LPR), 
wirksame Strategien zu entwickeln, die der Radika-
lisierung und der politisch sowie religiös motivier-
ten Demokratie- und Menschenfeindlichkeit vor-
beugen. Gleichzeitig dürfen andere aktuelle For-
men von Gewalt und Kriminalität in der Präventi-
onsarbeit nicht vernachlässigt und vergessen wer-
den.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:  

1. Wie sieht das Angebot der Landesregierung im 
Bereich der kommunalen Prävention durch den 
LPR derzeit aus, und welche konkreten Unterstüt-
zungs- und Beratungsangebote stellt die Landes-
regierung durch den LPR für die kommunalen Prä-
ventionsgremien bereit?  

2. Welche Beiträge leistet die Landesregierung 
durch den LPR zur Prävention von Radikalisierung, 
von Demokratie- und Menschenfeindlichkeit sowie 
von politisch oder religiös motivierter Gewalt, ins-
besondere unter Berücksichtigung der aktuellen 
Flüchtlingssituation?  

3. Wo setzt die Landesregierung weitere Arbeits-
schwerpunkte des LPR?  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung antwortet Frau Justizministerin Niewisch-
Lennartz. Bitte, Frau Ministerin!  

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich freue mich, dass ich durch Ihre Anfrage 
zur aktuellen Präventionsarbeit der Landesregie-
rung die Gelegenheit habe, Ihnen die wichtige 

Arbeit des Landespräventionsrates Niedersachsen 
in seiner ganzen Vielfalt vorzustellen.  

Dabei möchte ich den Fokus auf folgende Arbeits-
schwerpunkte legen:  

Zum einen auf die Beratung und Förderung kom-
munaler Präventionsräte in Niedersachsen, das 
Beccaria-Programm zur Qualifizierung und Quali-
tätssteigerung der Prävention, die Methode „Com-
munities That Care“ (CTC) und die Onlinedaten-
bank „Grüne Liste Prävention“ als Instrumente zur 
Planung und Steuerung einer wirkungsvollen Prä-
vention, die Umsetzung des Bundesprogramms 
„Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremis-
mus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit“, das Lan-
desprogramm „Prävention durch Aufklärung - ge-
gen Rechtsextremismus und für Courage“ (PARC) 
und die AussteigerhilfeRechts. 

Dann auf die aktuellen und geplanten Maßnahmen 
zur Vorbeugung und Bekämpfung des extremisti-
schen Salafismus im Rahmen des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“ sowie die justizinter-
ne Arbeitsgruppe gegen islamische Radikalisie-
rung (AGIR).  

Und schließlich auf zentrale Arbeitsschwerpunkte 
der Fachstelle Opferschutz sowie der Koordinie-
rungsstelle Häusliche Gewalt im Landespräventi-
onsrat.  

Lassen Sie mich dabei zunächst zur ersten Frage 
kommen.  

„Besser ist es, den Straftaten vorzubeugen, als sie 
zu bestrafen.“ Dieses Zitat stammt von dem italie-
nischen Rechtsphilosophen und Aufklärer Cesare 
Beccaria. Das, was Beccaria im 18. Jahrhundert so 
treffend formulierte, ist heute der Leitspruch des 
Landespräventionsrates Niedersachsen, kurz: 
LPR.  

Der LPR wurde 1995, also vor 20 Jahren, von der 
damaligen Landesregierung gegründet. Hinter-
grund war, dass wir Mitte der 90er-Jahre eine 
wachsende Kriminalitätsentwicklung in Deutsch-
land zu verzeichnen hatten. Der eine oder andere, 
der sich mit der Zeitmaschine in das Jahr 1995 
zurückbewegt, wird eine Vielzahl von Assoziatio-
nen haben.  

Beklagt wurde vor allen Dingen die Zunahme bei 
Gewalt- und Raubdelikten sowie im Bereich des 
Drogenhandels. Sorge machte auch die zuneh-
mende Anzahl jugendlicher Tatverdächtiger. Poli-
zei und Justiz konnten nur auf die Straftaten rea-
gieren, aber die Probleme nicht allein lösen. 
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Neue Antworten mussten dringend gefunden wer-
den. Man wandte deswegen den Blick zunehmend 
auf präventive, ursachenorientierte Strategien, die 
mittel- und langfristig einen Rückgang der Krimina-
lität versprachen. 

Aus heutiger Sicht hat sich diese Einschätzung 
mehr als bestätigt. Gerade die Kinder- und Ju-
genddelinquenz ist in den vergangenen Jahren 
deutlich zurückgegangen, und das ist eben nicht 
ausschließlich auf demografische Effekte zurück-
zuführen. 

Eine funktionierende Strafverfolgung und Justiz 
sind essenziell. Aber alle Versuche, auf eine stei-
gende Kriminalitätsentwicklung nur mit Repression 
und mit schärferen Gesetzen zu reagieren, sind 
am Ende gescheitert. Die Begründung dafür liegt 
auf der Hand: Polizei und Justiz stehen immer am 
Ende der gesellschaftlichen Sozialkontrolle, ohne 
dass sie etwas mit einer fehlgelaufenen sozialen 
Entwicklung zu tun und vor allem darauf Einfluss 
hätten. Dort galt es, durch den LPR anzusetzen. 

Die in jeder Gesellschaft vorhandene Fähigkeit zur 
selbstständigen und eben nicht zur staatlichen 
Regelung von Konflikten, bevor sich diese zu 
ernsthaften Problemen auswachsen, war zu för-
dern. Die Antwort auf die Kriminalitätsprobleme 
von heute und morgen lauten damals wie heute: 
Wir brauchen eine wirksame Präventionsarbeit 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

im Verbund mit Polizei und Justiz, aber auch mit 
ganz vielen Akteuren aus der Zivilgesellschaft.  

Diese Vorstellung kristallisiert sich in der gesamt-
gesellschaftlichen Struktur des Landespräventions-
rats deutlich heraus. Neben der Geschäftsstelle in 
meinem Haus gehören rund 270 Mitgliedsorgani-
sationen zum LPR: kommunale Präventionsräte, 
landesweit tätige Verbände, wissenschaftliche Ein-
richtungen, einschlägige Ministerien und Behör-
den. Diese Organisationen und Institutionen wer-
den durch den ehrenamtlichen Vorstand des Lan-
despräventionsrats vertreten, der das hauptamtli-
che Team der Geschäftsstelle fachlich berät und 
Leitlinien für die Präventionsarbeit formuliert. 

Meine Damen und Herren, mit der Prävention ver-
binden sich sehr unterschiedliche Vorstellungen. 
Ganz allgemein ist Kriminalprävention alles, was 
Ausmaß und Schwere von Kriminalität und Gewalt 
vermindert.  

In Theorie und Praxis wird aber weiter differenziert. 
Eine geläufige Definition unterscheidet die primäre, 
sekundäre und tertiäre Prävention. Das ist eine 
wichtige Unterscheidung, wenn man später weiter 
gegenüber anderen Institutionen abgrenzen will. 

Die primäre Prävention zielt darauf ab, den allge-
meinen Entstehungsbedingungen von Kriminalität 
in der Gesellschaft entgegenzuwirken. Hierzu zäh-
len z. B. Maßnahmen zur Wertevermittlung und - 
immer wieder angesprochen und besonders wich-
tig - die Einübung gewaltfreier Konfliktlösungen in 
Kindergärten und Schulen. 

Die sekundäre Prävention versucht, Tatgelegen-
heiten zu verändern. So können technische oder 
bauliche Maßnahmen wie Wegfahrsperren oder 
einbruchhemmende Fenster dazu beitragen, tat-
fördernde Situationen gezielt zu reduzieren. 

Die tertiäre Prävention beschäftigt sich mit Maß-
nahmen, die eine erneute Straffälligkeit verhindern 
können. Dazu gehört z. B. die Ausstiegshilfe für 
Rechtsextreme, auf die ich später noch näher ein-
gehen werde. 

Meine Damen und Herren, Mitte der 90er-Jahre 
gab es unter Fachleuten einen großen Konsens, 
dass präventive Bemühungen vor allen Dingen auf 
der kommunalen Ebene verankert werden müssen. 
So zeigten sich die diffusen Kriminalitätsängste der 
Bürgerinnen und Bürger maßgeblich vor Ort. Ge-
nau dort muss die Vorbeugung auch ansetzen. 

Selbstverständlich war das Thema Kriminalpräven-
tion für die Kommunen schon damals kein völliges 
Neuland. Städte und Gemeinden haben sich im-
mer um Kinder, Jugendliche und Familien geküm-
mert. Aber jetzt ging es darum, Gesamtstrategien 
zu entwickeln und ein Zusammenspiel u. a. von 
Polizei, Schulen, Kindergärten, Jugendhilfe, Verei-
nen und Verbänden zu entwickeln und diese dann 
umzusetzen. Das waren Institutionen, die bis da-
hin - wir denken an das Jahr 1995 zurück - durch-
aus miteinander gefremdelt haben. So war die 
Polizei früher in vielen Schulen nicht so richtig gern 
gesehen. Das hat sich durch die kommunale Prä-
ventionsarbeit nachdrücklich verändert. 

Die Niedersächsische Landesregierung wusste, 
dass es Erfolge nur dann geben würde, wenn die 
Kommunen beim Aufbau eines flächendeckenden 
Präventionsnetzes nicht alleingelassen würden. 
Der Landespräventionsrat wurde daher explizit als 
eigenständiges Beratungsorgan der Landesregie-
rung und der Kommunen eingesetzt. 
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Wir blicken heute mit Stolz auf eine gute Präventi-
onslandschaft in Niedersachsen, die vom Landes-
präventionsrat gefördert und weiterentwickelt wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es sind heute exakt 198 kommunale Präventions-
räte, die auf Landkreisebene, in den Städten, Ge-
meinden und teilweise sogar bis hinunter auf 
Stadtteilebene tätig sind. Ich freue mich, dass alle 
großen selbstständigen Städte, alle kreisfreien 
Städte sowie ein Großteil der selbstständigen Ge-
meinden über einen Präventionsrat verfügen. Der-
zeit richtet der Landespräventionsrat dabei sein 
Augenmerk besonders auf die Landkreise. Hier 
bündeln sich viele Kompetenzen und Zuständigkei-
ten. Deswegen sollen hier künftig noch mehr Prä-
ventionsgremien entstehen. Gerade in einem Flä-
chenland wie Niedersachsen kommt ihnen eine 
besondere Mittlerfunktion zu. 

Was zeichnet nun die kommunale Präventionsar-
beit in Niedersachsen aus?  

Zum einen ist es die strikte Orientierung an tat-
sächlichen Problemlagen der Gemeinden, die zu-
nehmend durch kriminologische Analysen unter-
stützt wird. Es ist die Übernahme der Verantwor-
tung für die Kriminalprävention durch die Kommu-
ne, was insbesondere an der gelebten Haltung 
„Prävention ist Bürgermeisterpflicht“ deutlich wird. 
Es ist die professionelle Organisation mit einem 
hochrangig besetzten Lenkungsausschuss und 
einer professionell besetzten Geschäftsstelle. Es 
ist die konsequente Basisorientierung, die Orientie-
rung an der Sache, das ressortübergreifende Han-
deln, die Einbindung vieler Fachleute sowie die 
hohe Bereitschaft zur Beteiligung von Ehrenamtli-
chen und last, but not least die Anbindung an den 
Landespräventionsrat Niedersachsen, der bera-
tend tätig ist und Forderungen und Anregungen, 
die sich aus der kommunalen Arbeit ergeben, an 
die Landespolitik weiterleiten. 

Es ist ein zentrales Ziel des Landespräventionsrats 
Niedersachsen, die Kriminalprävention auf kom-
munaler Ebene zu stärken. Wie kann man sich das 
vorstellen? - Im Wesentlichen fußt die Förderung 
der kommunalen Prävention auf vier Säulen: die 
fachliche Beratung, die Projektförderung, die Quali-
tät und die Qualifizierung sowie die Entwicklung 
von geeigneten Instrumenten. 

Die erste und wichtigste Säule ist die fachliche 
Beratung. Der Landespräventionsrat berät auf 
Anfrage jede Kommune, die sich hilfe- und ratsu-

chend an die Geschäftsstelle wendet. Anlass kön-
nen der Wunsch nach Gründung eines Präventi-
onsrats, aber auch konkrete Probleme oder Kon-
flikte sein. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
entwickeln mit den anfragenden Kommunen - oft 
unter Beteiligung großer Akteursgruppen - Lösun-
gen und Strukturen für die präventive Arbeit. Die-
ses Serviceangebot wird von den Kommunen au-
ßerordentlich geschätzt und nachgefragt. Es ist mir 
wichtig, darauf hinzuweisen, dass dieses Angebot 
jeder Kommune zur Verfügung steht und nicht nur 
denjenigen, die schon über einen Präventionsrat 
verfügen. 

An alle Kommunen richtet sich zweitens auch das 
Förderprogramm des Landespräventionsrats. Es 
dient dem Zweck, innovative Präventionsprojekte 
in Kommunen zu fördern. Über die jeweiligen För-
derungsschwerpunkte entscheidet der LPR-Vor-
stand in Vertretung aller Mitglieder. 

Ich begrüße es sehr, dass die Verwaltungsvor-
schriften zur Landeshaushaltsordnung kürzlich da-
hin gehend ergänzt wurden, dass nunmehr auch 
bürgerschaftliches Engagement als fiktive Ausgabe 
in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden 
kann. Das ist ein großer Fortschritt. Sie wird die 
Umsetzung des Förderprogramms wesentlich er-
leichtern und es ermöglichen, vielen Ehrenamtli-
chen bei der Kriminalprävention in besonderer 
Weise Rechnung tragen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ein dritter wichtiger Bereich ist die Förderung von 
Qualität und Qualifizierung; denn eine gute und 
sorgfältige Vorbereitung ist auch in der Kriminal-
prävention das A und O. Nur wenn Projekte sys-
tematisch geplant und durchgeführt werden, kön-
nen sie auch systematisch evaluiert werden und 
haben auch nur dann den gewünschten Erfolg. 

Meine Damen und Herren, bereits im Jahr 2004 
sind die Beccaria-Standards zur Qualitätssiche-
rung kriminalpräventiver Projekte entwickelt wor-
den. Sie sind eine Art Routenplaner zur besseren 
Planung, Durchführung und Überprüfung von Prä-
ventionsprojekten. In sieben Schritten weisen sie 
die optimale Route durch das Projekt und bieten 
so eine Hilfestellung in Sachen Projektmanage-
ment für Praktikerinnen und Praktiker. Man kann 
sich im Internet über das Programm, das internati-
onale Beachtung findet, in verschiedenen Spra-
chen informieren. 
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Meine Damen und Herren, wie in allen Bereichen 
setzt wirkungsvolle und nachhaltige Kriminalprä-
vention spezifische Kompetenzen und Kenntnisse 
voraus. Niemandem ist das in die Wiege gelegt. 
Diese Kompetenzen und Kenntnisse vermittelt der 
LPR einerseits in Praxisseminaren und themen-
spezifischen Aus- und Fortbildungen und anderer-
seits mit dem Beccaria-Qualifizierungsprogramm 
zur Fachkraft Kriminalprävention, einer eigenen 
Qualifizierungs- und Ausbildungsmaßnahme. 

Dieses Programm gehört seit vielen Jahren zum 
kontinuierlichen Angebot des LPR. Mit dieser Wei-
terbildung werden all jene erreicht, die im kriminal-
präventiven Bereich tätig sind und ihre Kenntnisse 
in der Kriminologie, in der Kriminalprävention und 
im Projektmanagement vertiefen möchten. Der 
Nutzen für die Teilnehmenden besteht einerseits 
darin, die Sichtweise der anderen Professionen 
kennenzulernen, und andererseits darin, selbst 
praxisbezogenes Wissen zu erlangen. 

Das Qualifizierungsprogramm ist ein Dauerbren-
ner. Die Nachfrage steigt weiter. Im Zeitraum 2008 
bis 2015 wurden insgesamt 168 Fachkräfte für 
Kriminalprävention qualifiziert und zertifiziert. 

Wie gesagt, Kriminalprävention kann man nicht 
von Natur aus. Wie jede andere qualitativ an-
spruchsvolle Tätigkeit setzt sie Aus- und Fortbil-
dung voraus. Sowohl das Beccaria-Qualifizierungs-
programm als auch die Beccaria-Standards stehen 
für mehr Qualität in der Kriminalprävention. Des-
wegen wurden sie auch mit dem „Meilenstein der 
Kriminalprävention“ ausgezeichnet. Die deutsche 
Stiftung Kriminalprävention würdigte die Initiative 
als Ausnahmeleistung für Deutschlands Entwick-
lung in der Kriminalprävention als besonders 
nachhaltig und zukunftsweisend. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, eine vierte wichtige 
Aufgabe des LPR ist die Entwicklung und Anwen-
dung von Instrumenten, die eine wirksame und 
bedarfsgerechte kommunale Prävention voran-
bringen. Das sind die Onlinedatenbank „Grüne 
Liste Prävention“, das Steuerungsinstrument CTC 
(„Communities That Care“) und der landesweite 
Schüler-Survey. Diese Instrumente sind in Nieder-
sachsen entwickelt bzw. handhabbar gemacht 
worden und haben uns im bundesweiten Vergleich 
an die Präventionsspitze gesetzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Die Onlinedatenbank „Grüne Liste Prävention“ 
unterstützt die Förderung einer systematischen, 
aufeinander abgestimmten Präventionsstrategie 
speziell für die Kinder- und Jugendarbeit. Doch 
welche Maßnahmen und Programme hierbei Sinn 
machen, ist angesichts der wachsenden Flut von 
bunten Flyern auch von Experten kaum noch zu 
durchschauen. Nicht alle Maßnahmen und Projek-
te sind gleichermaßen gut und wirksam und 
gleichermaßen passend für die Situation vor Ort. 

Der Landespräventionsrat hat deswegen als Ser-
viceleistung und Orientierungshilfe bei der Auswahl 
wirksamer Präventionsprogramme eine Gesamt-
übersicht der evaluierten, also wissenschaftlich 
überprüften Präventionsprogramme vorgelegt, die 
online verfügbar ist. In der „Grünen Liste Präventi-
on“ sind diese Informationen für alle frei verfügbar 
und stets aktuell zu finden - und sie werden nicht 
nur in Niedersachsen genutzt. Dort werden ge-
genwärtig 74 Präventionsprogramme vorgestellt. 
Sie bietet Präventionspraktikern eine konkrete und 
sehr einfache Auswahlhilfe zu wirksamen Pro-
grammen. Die können die Elternbildung betreffen, 
im Kindergarten, in der Schule, in der Freizeitge-
staltung eingesetzt werden. Die Förderung von 
Erziehungskompetenzen von Eltern und die frühe 
Förderung von sozialen und emotionalen Fertigkei-
ten von Kindern und Jugendlichen stehen bei die-
sen Programmen im Vordergrund. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es geht vor allen Dingen darum, sich bei den be-
grenzten Ressourcen, die uns bestens bekannt 
sind, auf der Ebene der Kommunen auf die Pro-
gramme und Maßnahmen mit den besten Wir-
kungsnachweisen zu konzentrieren. Mit dieser 
Haltung erzielen wir insbesondere bei den Kom-
munen große Zustimmung. 

Präventive Maßnahmen sollen aber nicht isoliert 
und unverbunden nebeneinanderstehen. Wie be-
reits eingangs ausgeführt, liegt der Sinn der Prä-
vention in einer abgestimmten kommunalen Stra-
tegie, und nicht im Nebeneinander von Einzel-
maßnahmen. Für die systematische Planung einer 
solchen lokalen Strategie bietet der Landespräven-
tionsrat die in den USA entwickelte Strategie 
„Communities That Care“ (CTC) an. Diese wurde 
in Niedersachsen erstmals umgesetzt und den 
hiesigen Verhältnissen in der Bundesrepublik - 
speziell in Niedersachsen - angepasst. 

Die Idee ist so einfach wie bestechend: Prävention 
soll sich am tatsächlichen Bedarf orientieren, der 
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von Kommune zu Kommune verschieden sein 
kann. Um diesen Bedarf festzustellen, werden 
standardisierte Befragungen von Schülerinnen und 
Schülern durchgeführt. Die Kommune erhält so 
verlässliche Daten z. B. über das Ausmaß von 
Gewalt sowie Alkohol- und Drogenkonsum bei 
Jugendlichen. Wir erfahren so auch, wo wirksame 
Prävention ansetzen müsste, z. B. in der Familie, 
in Schulen oder im Umfeld der Jugendlichen.  

Die Ergebnisse der Befragung helfen Kommunen, 
zu identifizieren, wo Aktivitäten verstärkt werden 
müssen, welche Ziele damit erreicht werden sollen 
und welche geeigneten Maßnahmen passgenau 
dann in der „Grünen Liste Prävention“ gefunden 
werden sollen. Eine regelmäßige Wiederholung 
der Schülerbefragung liefert Aussagen dazu, wel-
che Maßnahmen wirklich erfolgreich gewesen sind. 

Der Landespräventionsrat hat CTC zunächst in 
einer dreijährigen Pilotphase getestet. Seit 2013 
steht die Methode allen Kommunen in Niedersach-
sen zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren, wir verfügen in Nieder-
sachsen über das Wissen und das Know-how, die 
Prävention bei Kindern und Jugendlichen zielge-
richtet und effektiv bei knappen Ressourcen an 
den richtigen Stellen einzusetzen. Dazu gehört 
neben dem eben schon geschilderten Programm 
auch die landesweite regelmäßige Schülerbefra-
gung. Sie wurde in den Jahren 2013 und 2015 mit 
einem CTC-Fragebogen in einer landesweit reprä-
sentativen Erhebung durchgeführt. Ein wissen-
schaftlicher Partner des LPR, die Universität Hil-
desheim, hat diese Befragung durchgeführt. Sie 
stand bisher nur den Teilnehmern am CTC-Pro-
gramm zur Verfügung. Ab 2016 werden die Ergeb-
nisse der Schülerbefragung allen zur Verfügung 
gestellt werden. 

Es ist geplant, diese Befragung alle zwei Jahre zu 
wiederholen. Dadurch können wir Trends und Ent-
wicklungen auf Landesebene besser erkennen und 
verlässliche Aussagen darüber treffen, wie sich die 
Gewalt und die Kriminalität unter Jugendlichen 
auch im Dunkelfeld, das nicht über polizeilich re-
gistrierte Kriminalität aufgeklärt werden kann, über 
Jahre entwickelt. Prioritäten für die Präventionspo-
litik auf der Landesebene und auf kommunaler 
Ebene können so in Zukunft noch zielgenauer 
gesetzt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, ich komme zu Frage 2. 
Eine große Stärke der kommunalen Prävention ist 
ihre Nähe zu den vordringlichen Themen. Es sind 
die Städte und Gemeinden, die die gesellschaftli-
chen Entwicklungen zuerst spüren und damit um-
gehen müssen. Deutlich spürbar für die Kommu-
nen ist derzeit ein sprunghafter Anstieg rechter 
Gewalt. Der Zusammenhang mit der hohen Zahl 
der Flüchtenden ist augenfällig. Er löst innerhalb 
der Gesellschaft Ängste und Fragen zu den Folgen 
für jeden Einzelnen aus. Die rechte Szene in Form 
von Organisationen, Parteien und lose vernetzten 
Einzelpersonen und Gruppen nutzt diese allge-
meine Verunsicherung der Bevölkerung aus, um 
Ressentiments, Vorurteile und rechte Einstellun-
gen salonfähig zu machen. Dies gilt im Besonde-
ren im Bereich der Islamfeindlichkeit. Rechte 
Gruppierungen fördern so die Spaltung der Gesell-
schaft und gefährden das demokratische Mitei-
nander verschiedener Religionen und Kulturen. 

Meine Damen und Herren, das Wirken gegen anti-
demokratische und menschenfeindliche Einstel-
lungen und Verhaltensweisen ist ein zentrales 
Thema für die gesamtgesellschaftliche Prävention. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Dieser Aufgabe stellt sich der Arbeitsbereich Prä-
vention von Rechtsextremismus im LPR mit ver-
schiedenen Ansätzen und unter Nutzung von Lan-
des- und Bundesressourcen seit dem Jahr 2004. 
Der LPR setzt bereits seit acht Jahren Mittel aus 
unterschiedlichen Bundesprogrammen für die Prä-
vention in Niedersachsen ein. Seit 2015 partizipiert 
der Landespräventionsrat auch am Bundespro-
gramm „Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsext-
remismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit“. Mit 
Unterstützung dieses Programms wurde im LPR 
ein sogenanntes Landes-Demokratiezentrum ein-
gerichtet, dessen zentrale Aufgabe darin besteht, 
sich mit Demokratie und menschenfeindlichen 
Phänomenen in Niedersachsen auseinanderzuset-
zen. Dabei werden insgesamt vier Strategien ver-
folgt: Vernetzung, Information, Beratung und Quali-
tätssicherung. 

Es ist eine aus der Sicht des Mittelgebers Bund 
begrüßenswerte Besonderheit des Landes-Demo-
kratiezentrums, dass die Arbeitsschwerpunkte Prä-
vention von Rechtsextremismus und gewaltorien-
tiertem Salafismus interdisziplinär bearbeitet wer-
den. Wie aus der dargestellten Entwicklung deut-
lich wird, ist das Zusammendenken beider Phäno-
mene von zentraler Bedeutung. Das gilt im Beson-
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deren im Hinblick auf Islamfeindlichkeit. Da es sich 
im Bereich des gewaltorientierten Salafismus um 
das neuere Themenfeld handelt, kann dieses zu-
sätzlich in langjährig schon bestehende kommuna-
le Strukturen und Netzwerke eingebettet werden. 
So können beide Themen effizient und unter Ver-
meidung von Doppelstrukturen und -investitionen 
bearbeitet werden. 

Die zentrale Strategie des Landespräventionsrats 
heißt Vernetzung. Demokratie- und menschen-
feindliche Phänomene können nur durch eine star-
ke Vernetzung von staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteuren reduziert werden. Das be-
deutet, dass das Landesdemokratiezentrum mit 
kommunalen Partnern zusammenarbeitet, ganz 
wie es der Zielsetzung des Landespräventionsrats 
entspricht. Gleichzeitig ist die Zusammenarbeit mit 
anderen Bundesländern und auf der Bundesebene 
bedeutsam, weil rechtsextreme Organisationen be-
kanntlich nicht nur landesbezogen tätig sind. 

Um die Vernetzung auf Landesebene zu gewähr-
leisten, hat der Arbeitsbereich Rechtsextremismus 
seit seiner Entstehung Gremien und Arbeitsgrup-
pen gegründet und vernetzt. Es gibt ein dezentra-
les Beratungsnetzwerk, das sich momentan aus 50 
Institutionen und Personen zusammensetzt. Es ist 
dynamisch und wird sich im Jahre 2016 kontinuier-
lich weiterentwickeln. 

Daneben bilden die Partnerschaften für Demokra-
tie die zentralen kommunalen Kooperationsstruktu-
ren. Es handelt sich um 18 Partnerschaften für 
Demokratie in ganz Niedersachsen in Anlehnung 
an die lokalen Gegebenheiten und Problemlagen. 
Sie setzen dort konkrete abgestimmte Strategien 
um, und zweimal im Jahr treffen sie sich im Rah-
men des Landespräventionsrats, um sich über ak-
tuelle Entwicklungen abzusprechen. 

Für das Landesdemokratiezentrum bieten diese 
Vernetzungstreffen die Chance, aktuelle Probleme, 
neue Projekte und Ideen auf lokaler Ebene wahr-
zunehmen und zu unterstützen. Auch hier zeigt 
sich abermals die gute Verbindung des Präventi-
onsrats zu den niedersächsischen Kommunen und 
in die Zivilgesellschaft hinein.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, neben dem Hand-
lungsansatz der Vernetzung auf kommunaler, 
Landes- und Bundesebene bildet Information den 
zweiten zentralen Handlungsansatz, der durch das 
Landesprogramm PARC umgesetzt wird. Er be-

deutet: Prävention durch Aufklärung gegen 
Rechtsextremismus und für Courage. PARC wurde 
2012 als Modellvorhaben initiiert und wird seit 
2013 kontinuierlich fortgeführt und weiterentwi-
ckelt. PARC bietet ein Informations-, Aufklärungs- 
und Präventionsangebot für kommunale Akteure, 
um vor Ort über die Entwicklung, das Erkennen 
und das Einschätzen des modernen Rechtsextre-
mismus zu berichten und gemeinsame Strategien 
zur Auseinandersetzung mit dem Phänomen zu 
entwickeln. Der LPR wird diese erfolgreiche Arbeit 
dank des zu verabschiedenden Haushalts mit Lan-
desmitteln fortführen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, neben dem primärprä-
ventiven Ansatz des Landesprogramms PARC 
steht das zielgruppenorientierte Beratungsangebot 
des Demokratiezentrums. Beratung wird im Rah-
men des Bundesprogramms als sekundärpräventi-
ve Maßnahme verstanden. Es richtet sich also an 
alle, die mit rechtsextremen, antisemitischen und 
rassistischen Erscheinungsformen konfrontiert 
werden. Dazu zählen unter anderem Kommunen, 
zivilgesellschaftliche Initiativen, Eltern, Einzelper-
sonen sowie Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
aus Schule, Jugendhilfe, Vereinen, Verbänden. 
Die Beratung erfolgt dabei fallbezogen durch quali-
fizierte Beraterinnen und Berater, die über ent-
sprechende Kompetenzen verfügen, vor Ort und 
vertraulich, anlassorientiert, unmittelbar und aufsu-
chend aktiv. Die Beraterinnen und Berater rekrutie-
ren sich aus dem Beratungsnetzwerk und damit 
aus zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteu-
ren. Im Jahr 2014 lagen innerhalb dieser Beratung 
insgesamt 156 Fälle vor. 

Neben dem Ansatz, die Entstehung demokratie- 
und menschenfeindlicher Einstellungen und Ver-
haltensweisen zu verhindern und bei rechtsextre-
men, antisemitischen und rassistischen Problem-
lagen zu beraten, geht es dann auch um die Aus-
stiegs- und Distanzierungsarbeit. Hierfür gibt es 
bereits seit mehreren Jahren ein etabliertes und im 
gesamten Bundesgebiet anerkanntes Beratungs-
team im LPR, die AussteigerhilfeRechts. Insge-
samt ist die Ausstiegsarbeit ein wichtiges Instru-
ment, um die Reintegration der Ausstiegswilligen in 
die Gesellschaft zu ermöglichen und demokratie-
feindliche Strukturen nachhaltig aufzulösen. 

Der vierte strategische Handlungsansatz des De-
mokratiezentrums ist die Qualitätssicherung und 
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Evaluation. Das gilt für alle Angebote des LPR und 
ist seine wesentliche Grundlage. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns zur Be-
antwortung der dritten Frage einen Blick nach vor-
ne werfen. Für das Jahr 2016 plant das Demokra-
tiezentrum im Präventionsrat die Implementierung 
einer flächendeckenden Beratungsstruktur für Be-
troffene rechtsextremer Gewalt. Menschen, die 
Opfer rechtsextremer Übergriffe wurden, müssen 
im Umgang mit deren Folgen unterstützt werden. 
Das Beratungsangebot des Landesdemokratie-
zentrums wird um den Schwerpunkt der Opferbe-
ratung erweitert. Ziel ist es, bis zum Frühjahr 2016 
einen erfahrenen und flächendeckend agierenden 
freien Träger damit zu beauftragen, der in enger 
Zusammenarbeit mit den Expertinnen und Exper-
ten im Themenbereich Rechtsextremismus agiert. 

Das Demokratiezentrum wird künftig zentraler 
Bestandteil des niedersächsischen Landespro-
gramms gegen Rechtsextremismus sein, das in 
den letzten zwei Jahren aktiv auf interministerieller 
Ebene vorbereitet wurde. Ich freue mich, dass wir 
mit dem Landesprogramm einen echten ressort-
übergreifenden Ansatz gefunden haben, um anti-
demokratischen und menschenfeindlichen Einstel-
lungen und Verhaltensweisen in der Gesellschaft 
künftig noch wirksamer Einhalt zu gebieten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Was für den Rechtsextremismus als bekanntes 
und gut erforschtes Phänomen gilt, muss in glei-
chem Maße für das Phänomen des religiös be-
gründeten Radikalisierungsprozesses gelten, ge-
nauer gesagt, des radikalen und mitunter gewalt-
orientierten Salafismus. Auch dieser stellt eine 
Herausforderung und potenzielle Bedrohung für 
die Sicherheit dar.  

Dass das Thema unsere niedersächsischen Kom-
munen längst erreicht hat, hat sich bei der Absage 
des Länderspiels hier in Hannover gezeigt. Aber 
auch abseits der großen medialen Aufmerksamkeit 
sehen sich niedersächsische Bürgerinnen und 
Bürger von der Problematik salafistischer Aktivitä-
ten herausgefordert. Sie sind nicht selten verunsi-
chert, besorgt und verängstigt, etwa wenn vor allen 
Dingen junge Menschen Sympathien für den so-
genannten Islamischen Staat äußern, wenn sie 
sich aus vermeintlich religiösen Gründen aus ihrem 
Freundeskreis und der Familie lösen, Kontakte 
ganz abbrechen oder sich gar so weit radikalisie-
ren, dass sie bereit sind, ihr Leben in Krisenregio-
nen wie denen Syriens und des Irak preiszugeben. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle eines ganz deut-
lich sagen: Wir müssen alles tun, was notwendig 
und möglich ist, um Menschen vor dem Weg der 
Radikalisierung und des Kampfes für eine ver-
meintlich höhere Sache zu schützen und zu war-
nen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Wir müssen Alternativangebote unterbreiten und 
den Weg der Rückkehr in das gesellschaftliche 
Miteinander auch jenen eröffnen, die sich bereits in 
die Radikalisierung begeben haben. Der radikale 
Salafismus ist nicht das Problem einer einzelnen 
gesellschaftlichen Gruppe. Es ist eine gesamtge-
sellschaftliche Herausforderung - nicht nur für Mus-
lime, sondern auch für Nichtmuslime, für Familie, 
Freunde, Mitschülerinnen und Mitschüler. 

Meine Damen und Herren, ich bin froh darüber, 
dass wir als Landesregierung bereits zahlreiche 
Maßnahmen initiiert und unterstützt haben, die 
einen wesentlichen Beitrag zum Schutz vor radika-
lem Salafismus darstellen. So leisten Verfassungs-
schutz und Polizei im Rahmen ihres Auftrags be-
reits seit Langem hervorragende Arbeit zur Be-
obachtung, Verhinderung, aber auch zur Präventi-
on salafistischer Radikalisierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD) 

Der vom Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung 2014 ins Leben gerufene Träger 
beRATen e. V. bietet Angehörigen im sozialen 
Umfeld, aber auch Betroffenen selbst Unterstüt-
zung und Hilfe an. Eine interministerielle Abstim-
mung findet auch unter Beteiligung meines Hauses 
statt.  

Auch das Justizministerium selbst ist sich seiner 
gesellschaftlichen Verantwortung bewusst und hat 
Strukturen entwickelt, die der Verhinderung von 
Radikalisierungsverläufen und der Schaffung von 
Angeboten zur Deradikalisierung dienen. So habe 
ich unter dem Eindruck der furchtbaren Anschläge 
auf das Satiremagazin Charlie Hebdo und auf ei-
nen jüdischen Supermarkt Anfang 2015 in Paris 
die Schaffung einer interministeriellen Arbeitsgrup-
pe „Islamistische Radikalisierung“, kurz AGIR, 
angeregt. Diese Arbeitsgruppe trägt seither Sorge 
für noch besseren Austausch und noch bessere 
Kooperation. Vertreterinnen und Vertreter aus dem 
Bereichen Strafverfolgung, Justizvollzug und Prä-
vention kommen seither regelmäßig zusammen 
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und erarbeiten konkrete Maßnahmen gegen ext-
remistischen Salafismus.  

Um für die erforderliche Expertise zu sorgen, hat 
der LPR im Rahmen des Bundesprogramms „De-
mokratie leben!“ einen Islamwissenschaftler einge-
stellt, der mit seinem Wissen künftig dazu beitra-
gen soll, die Präventionsarbeit im Land mitzuge-
stalten und voranzutreiben. Im Sinne des bereits 
skizzierten Zusammendenkens verschiedener 
extremistischer Phänomene hält das Demokratie-
zentrum des Landespräventionsrats damit fundier-
tes Wissen über das Phänomen des gewaltorien-
tierten Salafismus ebenso wie über seine Wech-
selwirkungen mit dem Rechtsextremismus parat. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD) 

Ich freue mich ebenso darüber, dass aus dem Zu-
sammenwirken innerhalb meines Ministeriums eine 
konkrete Maßnahme zur Deradikalisierung von 
Straftätern mit islamistischem Hintergrund im Jus-
tizvollzug auf den Weg gebracht werden konnte. 

Ab dem Jahr 2016 wird ein in diesem Bereich 
höchst erfahrener Träger speziell geschultes Per-
sonal zur Durchführung entsprechender Maßnah-
men im niedersächsischen Justizvollzug bereitstel-
len. Ich möchte mich in diesem Haus bei Ihnen 
allen dafür bedanken, dass Sie die finanzielle Ab-
sicherung dieses unabdingbaren Vorhabens mit 
dem heute zu verabschiedenden Haushalt auf den 
Weg bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Lassen Sie mich abschließend noch auf zwei zen-
trale Themen eingehen, die der Landespräventi-
onsrat Niedersachsen voranbringen möchte und 
die inhaltlich eng miteinander verzahnt sind.  

Das sind zum einen der Opferschutz und zum 
anderen die Prävention gegen häusliche Gewalt. 
Die Prävention ist traditionell täterorientiert ausge-
richtet. Das heißt, es ging zumeist um die Frage, 
wie Menschen davon abgehalten werden können, 
Straftaten zu begehen.  

Aber diese Perspektive ist einseitig und längst 
nicht mehr zeitgemäß. Insbesondere das Gewalt-
schutzgesetz hat seit 2001 den Fokus deutlich auf 
die Betroffenen häuslicher Gewalt gelenkt. Seither 
sind Opferschutz und häusliche Gewalt als 
Schwerpunktthemen im Landespräventionsrat 
nicht mehr wegzudenken. Das wird als Quer-
schnittsthema durch die sogenannte Fachstelle 

Opferschutz seit dem 1. Januar 2013 umgesetzt 
und fußt auf der Opferschutzkonzeption der Nie-
dersächsischen Landesregierung. Grundlage dafür 
ist die EU-Opferschutzrichtlinie, die die Mindest-
standards für Opfer von Straftaten festlegt. Morgen 
wird der Bundesrat über eine weitere Umsetzung 
dieser Richtlinie entscheiden. 

Meine Damen und Herren, die Information der 
Opfer von Straftaten genauso wie der Personen 
aus dem sozialen Umfeld wie Familie, Nachbar-
schaft, Arbeitskolleginnen und -kollegen oder 
Freundinnen und Freunde ist unabdingbare Vo-
raussetzung dafür, dass Opfer ihre Rechte auch 
tatsächlich wahrnehmen können. Wenn sie von 
ihren Rechten nichts wissen - weit verbreitet ist ja 
die Auffassung: Für Opfer gibt es eigentlich 
nichts! -, dann können sie ihre Rechte auch nicht 
wahrnehmen. Deswegen freue ich mich, auf die 
Seite www.opferschutz-niedersachsen.de hinwei-
sen zu können, wo der Personenkreis um ein Op-
fer herum Informationen finden kann, wie ein Opfer 
unterstützt werden kann.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, um Opfer von Strafta-
ten umfassend zu unterstützen, bieten die Landes-
regierung und das Justizministerium fortlaufend 
Fortbildungen zum Thema Opferschutz für Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte sowie für Richte-
rinnen und Richter auf lokaler Ebene an, richten 
aber auch entsprechende Fortbildungen auf Bun-
desebene aus. 

Für diejenigen, die von häuslicher Gewalt betroffen 
sind - das ist ein Thema, das immer noch tabuisiert 
wird - hält der Landespräventionsrat mit der Koor-
dinierungsstelle für häusliche Gewalt ein besonde-
res Angebot bereit, das federführend durch das 
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleich-
stellung gemeinsam mit dem Innen- und dem Jus-
tizministerium und seit 2006 auch mit dem Kultus-
ministerium durch den verabschiedeten Landesak-
tionsplan zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frau-
en im häuslichen Bereich und die nachfolgenden 
Aktionspläne umgesetzt wird.  

Die Ansiedlung der Koordinierungsstelle erfolgt 
beim LPR, weil dieser mit seinen Arbeitsschwer-
punkten und seiner ressortübergreifenden Ausrich-
tung für diesen Bereich besonders qualifiziert ist. 

Der Landesaktionsplan aus dem Jahre 2001 wurde 
mehrfach fortgeschrieben bis hin zum aktuell gülti-
gen Landesaktionsplan III gegen Gewalt in Paar-
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beziehungen. Schwerpunkt der Arbeit der Koordi-
nierungsstelle „Häusliche Gewalt“ ist die Funktion 
als Informationsdrehscheibe zwischen den ver-
schiedenen Handlungsfeldern wie Polizei, Justiz, 
Frauenunterstützungseinrichtungen, Jugendhilfe 
und Gesundheitswesen sowie zwischen Landes-
ebene und kommunaler Ebene.  

Für diesen Bereich ist besonders wichtig, dass es 
zunehmend gelingt, das Dunkelfeld wahrzuneh-
men und den Blick damit auf zusätzliche Hilfebe-
darfe und Zielgruppen zu richten. Dazu gehören 
insbesondere auch Frauen mit Migrationshinter-
grund. Männer als Opfer gibt es ebenfalls, was 
häufig aus dem Blick gerät. Darüber hinaus gibt es 
noch insbesondere das Phänomen des Stalkings. 

Die im Jahre 2012 durchgeführte wissenschaftliche 
Evaluation des Landesaktionsplans hat gezeigt, 
dass die in den Kommunen des Landes gegründe-
ten Runden Tische gegen häusliche Gewalt inzwi-
schen 60 Netzwerke aufgebaut haben, die ein 
wichtiges und wesentliches Steuerungsinstrument 
sowie eine kontinuierliche Basis für die Bekämp-
fung der häuslichen Gewalt geworden sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Als Justizministerin spreche ich nicht nur für den 
LPR, weil die Geschäftsstelle Teil meines Hauses 
ist. Das Thema ist von größter gesellschaftlicher 
Aktualität und liegt mir persönlich auch sehr am 
Herzen. Ich werde diese wertvolle Arbeit daher 
weiter intensiv unterstützen und freue mich über 
die Unterstützung, die diese Arbeit durch das ge-
samte Haus erfährt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Letztlich ist die Präventionsarbeit aber unsere ge-
meinsame Aufgabe, und der Landespräventionsrat 
ist als Organ der Landesregierung auch ganz for-
mal unser Landespräventionsrat. Wir alle sind 
dafür verantwortlich, dass die Fäden der Präventi-
onsarbeit aufeinander abgestimmt sind. Ressort-
egoismen sind fehl am Platze, wenn Prävention 
gelingen soll. Der Landespräventionsrat hat die 
Kompetenz, Präventionslagebilder zu erstellen, 
Themen zu identifizieren, Modellprojekte umzuset-
zen und Kommunen und die Landesregierung 
zusammen mit anderen Sach- und Fachkundigen 
zu beraten.  

Ich bitte Sie daher allesamt, die Präventionsarbeit 
in Niedersachsen auf allen Ebenen aktiv zu unter-
stützen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die erste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Belit Onay, Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Bitte, Herr Kollege! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Und vielen Dank an 
die Frau Ministerin für die ausführliche Antwort.  

Ich habe eine Frage zu der Gesamtübersicht der 
kommunalen Ebene. Wie viele kommunale Prä-
ventionsräte gibt es in Niedersachsen, und wie 
verteilen sich diese auf die Städte und Gemein-
den? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ins-
gesamt 198 kommunale Präventionsgremien sind 
Mitgliedsorganisationen im Landespräventionsrat. 
Sie sind auf unterschiedlicher kommunaler Ebene 
tätig, von der Landkreisebene bis zum Stadtteil-
gremium. Die Verteilung stellt sich wie folgt dar: 11 
Gremien auf Landkreisebene, 7 Gremien in allen 
großen Städten, 50 Gremien in selbstständigen 
Gemeinden. Das sind insgesamt 68, sodass man 
sagen kann, dass hier ein hohes Niveau bereits 
erreicht ist. 10 Gremien gibt es in den kreisfreien 
Städten, sodass alle kreisfreien Städte über einen 
Präventionsrat verfügen. Des Weiteren gibt es 120 
Gremien in sonstigen Kommunen, in Orts- und 
Stadtteilen sowie in den Fördervereinen für Prä-
vention. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau 
Abgeordnete Schröder-Ehlers von der SPD-Frak-
tion.  
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Andrea Schröder-Ehlers (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor dem Hintergrund, dass ich zunächst einmal 
Herrn Marks für 20 Jahre erfolgreiche Arbeit ganz 
herzlich gratulieren möchte, 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

frage ich die Landesregierung: Wie ist die Schnitt-
stelle zwischen politischer Bildung und Präventi-
onsarbeit? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abge-
ordnete! Unter Prävention wird im Allgemeinen der 
systematische, d. h. der theoretische und empi-
risch begründete Versuch verstanden, mit ver-
schiedenen Mitteln auf der einen Seite Kompeten-
zen zu stärken, aber auf der anderen Seite auch 
Risiken abzuschwächen oder sich bereits anbah-
nende negative Entwicklungen zu unterbrechen, 
um das Auftreten dauerhafter Probleme zu verhin-
dern. In Bezug auf rechtsextremistische Gewalt 
setzt Prävention bei der Einstellungsebene, d. h. 
bei der Abwertung bzw. bei der negativen Bewer-
tung vermeintlich sozialer Fremdgruppen, und bei 
der Verhaltensebene, z. B. bei den Formabwei-
chungen, der Verhaltensentwicklung, der Gewaltaf-
finität und Ähnlichem an. 

Um auf Einstellung und Verhalten positiv einwirken 
zu können, gibt es verschiedene Ansatzpunkte, die 
traditionell in die von mir schon genannten pri-
mären, sekundären und tertiären Präventionsmaß-
nahmen unterteilt werden. Universelle Maßnahmen 
hingegen setzen auf die generelle Stärkung des 
Bewusstseins für grundlegende Regeln des demo-
kratischen Verfassungsstaates. 

Diese Maßnahmen richten sich an alle Personen, 
nicht nur an eine besondere oder besonders ge-
fährdete Zielgruppe. Die generelle Annahme hinter 
diesen Maßnahmen ist, dass demokratische Orien-
tierungen gelernt werden müssen wie alles andere 
auch. An dieser Stelle setzt auch politische Bildung 
an. Politische Bildung versucht, die Interessen und 
Fähigkeiten der Bürgerinnen und Bürger auf politi-
sche Zusammenhänge zu lenken, 

(Zuruf von Jens Nacke [CDU]) 

ihre politischen Erkenntnisse und Einsichten zu 
erweitern, ihre Urteilskraft zu stärken und gegebe-

nenfalls ihr politisches Engagement zu fördern. 
Damit setzt die Prävention immer an einer konkre-
ten Problemstruktur an und versucht, eine konkrete 
Handlungsänderung herbeizuführen, während die 
Ebene der politischen Bildung auf eine generelle 
Wertevermittlung an eine unspezifische Zielgruppe 
orientiert ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Onay, Bündnis 90/Die Grünen. 

Belit Onay (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Frau 
Ministerin, vor dem Hintergrund Ihrer Ausführun-
gen kam in mir die Frage auf, ob die Handlungs-
freiheit der kommunalen Ebene nicht eventuell 
eingeschränkt wird, wenn jetzt mit einer Liste von 
Programmen vorgegeben wird, wie Prävention vor 
Ort zu geschehen hat oder ausgestaltet werden 
soll. Wäre es nicht zielführender, der kommunalen 
Ebene das zu überlassen? Weiß die nicht am bes-
ten, was vor Ort an Prävention geleistet werden 
muss? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vie-
len Dank für diese Frage. - Beim Landespräventi-
onsrat geht es gerade nicht um eine Bevormun-
dung der kommunalen Institutionen, sondern es 
geht darum, die Handlungskraft der kommunalen 
Akteure zu stärken. 

Nur dann, wenn man Hilfestellung dabei bekommt, 
welche Probleme sich in der eigenen Kommune 
stellen, wenn man sie analysieren kann und weiß, 
auf welches konkrete Problem man reagieren 
muss, dann ist man auch in der Lage, die gering 
vorhandenen Ressourcen zielgenau einzusetzen. 
Dabei unterstützt der Landespräventionsrat sowohl 
mit der Methode „Communities That Care“, aber 
genauso mit der Grünen Liste Prävention. 

Was eine Kommune dann tatsächlich macht, ob 
sie meint, sie müsse darauf zugreifen, oder ob sie 
andere Informationsquellen hat, ist ihr natürlich frei 
überlassen. Es gibt keinerlei Bevormundung. Dies 
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ist allein ihre Entscheidung. Der Landespräventi-
onsrat ist nur dabei, diese Entscheidung durch 
seine Kenntnisse zu unterstützen und zu fördern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Wahlmann, SPD-Fraktion. 
Bitte! 

Kathrin Wahlmann (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass ein Strafverfah-
ren die Opfer oft zum zweiten Mal ganz besonders 
belasten kann, weil man nicht nur mit der besonde-
ren Situation vor Gericht konfrontiert wird, sondern 
auch mit dem Täter noch einmal in Kontakt kommt, 
frage ich die Landesregierung: Wie stärkt die Lan-
desregierung die Opfer im Rahmen eines Strafver-
fahrens? 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Frau Abgeordnete Wahlmann, 
tatsächlich ist die Begleitung und Betreuung von 
Opferzeuginnen und -zeugen im Strafverfahren 
eine ganz besonders wichtige Aufgabe. Diese 
Aufgabe ist dabei nicht nur auf die Unterstützung 
der Opferzeuginnen und -zeugen gerichtet, son-
dern sie ist auch Grundlage für die Durchführung 
eines effektiven und wirksamen Strafverfahrens 
insgesamt; denn nur wenn Opferzeuginnen und 
-zeugen tatsächlich aussagebereit sind, kann ein 
Strafverfahren Erfolg haben. 

Deswegen gibt es in Niedersachsen seit 2013 
Frauen und Männer - wenige Männer, meistens 
Frauen -, die sich im Bereich der psychosozialen 
Prozessbegleitung haben ausbilden lassen. Nie-
dersachsen hat dabei besondere Standards entwi-
ckelt, im Übrigen noch in der Zeit der Vorgänger-
regierung. Das Gesetz, das ich schon angespro-
chen habe, das morgen durch den Bundesrat ver-
abschiedet wird, wird das als Pflichtaufgabe vorse-
hen. Das ist eine Aufgabe, die wir hier in Nieder-
sachsen bereits seit 2013 auf dem Niveau, das 
gesetzlich festgeschrieben ist, wahrnehmen, und 
zwar mit großem Erfolg und, wie gesagt, mit dua-
lem Nutzen: auf der einen Seite für die Opferzeu-

ginnen und -zeugen, die ein solches Verfahren 
ohne eine Retraumatisierung durchlaufen können, 
und auf der anderen Seite auch zum Nutzen der 
Durchführung der Hauptverhandlung, weil die 
Zeuginnen und Zeugen besser in der Lage sind, 
ihrer Aussagepflicht nachzukommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Hamburg, Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich frage die Landesregierung vor 
dem Hintergrund, dass Sie etwas zu Aussteiger-
programmen ausgeführt haben: Wie viele Men-
schen steigen eigentlich jährlich aus der rechten 
Szene aus, und warum benötigt Niedersachsen 
hierbei so viele Akteure? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Hamburg. 

(Björn Thümler [CDU]: Frage Nr. 5!) 

Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit 
Beginn der AussteigerhilfeRechts im Jahr 2001 
gab es insgesamt 190 Betreuungsanfragen und 
insgesamt 122 Betreuungsaufnahmen. Die primäre 
Zielgruppe bilden dabei im Landespräventionsrat 
Personen, die bereits Straftaten begangen haben, 
in der Regel politisch motivierte Delikte, zum Teil 
aber auch andere Straftaten. Damit ist der Zugang 
zu dieser Personengruppe sehr gut über den 
Strafvollzug möglich. 

Die Aktion Neustart beim niedersächsischen Ver-
fassungsschutz geht im Vergleich zur Aussteiger-
hilfeRechts beim MJ auch proaktiv auf Personen 
der rechten Szene zu. 

Neben den staatlichen Aussteigerprogrammen als 
zentrale Unterstützungsmaßnahme für die Rein-
tegration sind zivilgesellschaftliche Träger für die 
Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit bedeutsam. 
Es geht vor allen Dingen um solche Personen, die 
ein erhöhtes Misstrauen gegenüber staatlicher 
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Organisation besitzen und nicht von staatlichen 
Aussteigerprogrammen übernommen werden kön-
nen. 

Gerade die Zusammenarbeit und die Engmaschig-
keit der Aussteigerprogramme im staatlichen und 
zivilgesellschaftlichen Bereich ergeben eine effek-
tive und funktionsfähige Struktur. Alle wissen von-
einander. Alle wissen, welche Ansprechpartner für 
sie die richtigen sind. Deswegen ist die Struktur, 
die wir in Niedersachsen haben, einzigartig im 
Vergleich zu anderen Bundesländern. Man blickt 
mit Neid auf uns. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Höntsch, SPD-Fraktion. 
Bitte! 

Michael Höntsch (SPD): 
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich frage die Landesregierung: Welche 
regelmäßigen Fortbildungen gibt es in Niedersach-
sen zum Thema Opferschutz? 

(Jens Nacke [CDU]: Das wollte ich 
auch schon immer mal wissen! - Björn 
Thümler [CDU]: Das war Nr. 9!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Höntsch. 

(Zuruf von Björn Försterling [FDP]) 

- Herr Kollege Försterling, Sie haben die Möglich-
keit, noch zwei Zusatzfragen zu stellen, wenn es 
Ihnen ein Anliegen ist. Das sollten Sie ernsthaft 
überlegen. 

Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ne-
ben den bereits benannten einmal jährlich mög-
lichst dezentral stattfindenden eintägigen Fortbil-
dungen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sowie für Richterinnen und Richter, die themen- 
und bedarfsbezogen auf die Rechtspflegerinnen 
und Rechtspfleger erweitert werden, bietet Nieder-
sachsen seit 2012 jedes Jahr einmal auch bun-
desweit in der Richterakademie in Wustrau eine 
einwöchige Fortbildung an, und zwar insbesondere 
und ausschließlich zum Thema Opferschutz. 

Gegenstand der Fortbildung im Jahr 2016 werden 
insbesondere die durch das 3. Opferschutzreform-
gesetz in Umsetzung der EU-Opferschutzrichtlinie 
neu geschaffenen opferschützenden und opferun-
terstützenden Maßnahmen sein, darunter insbe-
sondere die psychosoziale Prozessbegleitung.  

Auf diesen Aspekt habe ich eben schon in Reakti-
on auf Ihre Frage hingewiesen. Es geht jetzt da-
rum, vor Ort nicht nur die entsprechend ausgebil-
deten Helferinnen und Helfer zu haben, sondern 
den Einsatz dieser Unterstützerinnen und Unter-
stützer im Strafprozess auch bundesweit wirklich 
ankommen zu lassen. Denn nur dann wird es wirk-
lich gelingen, diese ausgebildeten Fachkräfte bun-
desweit wirksam werden zu lassen. Das setzt auch 
Aktivitäten und Kenntnisse der Richterinnen und 
Richter sowie der Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte voraus.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Janssen-Kucz, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Bitte! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Ich frage die Landesregierung: 
Entstehen durch die Maßnahmen gegen Salafis-
mus nicht Doppelstrukturen und ein Zuständig-
keitswirrwarr in der Landesverwaltung? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Jens 
Nacke [CDU]: Oh nein! Es entstehen 
keine Doppelstrukturen! Im Gegenteil, 
es wird eine Ergänzung sein!)  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nein, 
ein solches Wirrwarr entsteht nicht. Die Aufgabe, 
sich gegen islamistische Radikalisierung aufzuma-
chen, kann nicht in nur einem Haus bewältigt wer-
den. Das Innenministerium - ich habe es schon 
gesagt - ist in dem Bereich aktiv. Auch das So-
zialministerium ist beratend tätig. Die Frau Kultus-
ministerin ist durch die Schulen einbezogen. Das 
neue Zentrum für politische Bildung wird im Be-
reich des MWK aktiv. Diese Aufgabe kann man 
nicht nur in einem Ressort bündeln. 
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Es kommt aber darauf an, dass jeder weiß, was 
der andere tut, und jeder im Blick hat, was der 
andere tut, und dass die Aufgaben aufeinander 
abgestimmt werden, sodass niemand etwas dop-
pelt tut und Strukturen nicht gegeneinander arbei-
ten, sondern fein und sorgfältig aufeinander abge-
stimmt sind. Das ist mit eine Aufgabe des Landes-
präventionsrats, der ja eine Zusammenfassung der 
verschiedenen Ressorts des Landes darstellt, auch 
wenn er bei der Justiz ressortiert. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Prange, SPD-Fraktion. 
Bitte! 

Ulf Prange (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Ministerin, Sie haben das Fallmanagement bei 
häuslicher Gewalt angesprochen. Dazu habe ich 
eine Nachfrage: Wie stellt sich die Umsetzung in 
der Fläche dar? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Prange. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
Verankern solcher Konzepte in der Fläche ist tat-
sächlich eine Herausforderung. 2012 wurden 
Handlungsempfehlungen zum interdisziplinären 
Fallmanagement - in sogenannten High-Risk-Fäl-
len - bei häuslicher Gewalt herausgegeben. Die 
Umsetzung ist den Netzwerken für häusliche Ge-
walt anheimgestellt, die in Niedersachsen mittler-
weile landesweit gegründet wurden. 

Ein Problembereich in der vernetzten fallbezoge-
nen Arbeit ist der Umgang mit datenschutzrechtli-
chen Fragen, die im Augenblick noch zum Teil der 
Kooperation der verschiedenen Akteure entgegen-
stehen. Wir sind gerade dabei, diese Probleme 
auszuräumen, um die Zusammenarbeit der unter-
schiedlichen Akteure in der Fläche zu ermöglichen. 
Ich hoffe, dass uns das am Beginn des nächsten 
Jahres endgültig gelungen ist.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Bevor ich die 
nächste Zusatzfrage aufrufe, möchte ich Ihnen 
mitteilen, dass es 10.05 Uhr ist, sodass sich die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der anderen Häu-
ser darauf einstellen können. 

(Beifall bei der CDU - Jens Nacke 
[CDU]: Bravo! - Ulf Thiele [CDU]: Super 
geplant! - Jens Nacke [CDU]: Das war 
wieder eine Punktlandung! Prima!) 

Nun stellt eine Zusatzfrage Herr Kollege Dr. Birk-
ner, FDP-Fraktion. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, welche kon-
kreten Projekte zur Islamismusprävention werden 
in Niedersachsen von den Moscheegemeinden 
durchgeführt?  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Bitte, Frau Ministe-
rin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Landespräventionsrat - insbesondere das Demo-
kratiezentrum - arbeitet sowohl mit der SCHURA 
als auch mit der DITIB zusammen. Durch die Im-
plementierung der Imame in den Justizvollzugsan-
stalten gibt es auch auf dieser Ebene der Präven-
tion eine intensive Zusammenarbeit. Wir werden 
insbesondere dadurch, dass wir im Demokratie-
zentrum einen Islamwissenschaftler eingestellt 
haben, auch die fachliche Kompetenz haben, zu 
differenzieren, wo auf der Ebene der islamistischen 
oder ganz normalen muslimischen Argumentation 
die Trennlinie zwischen Salafismus und einem 
strengen Religionsverständnis liegt.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Limburg, Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Ist noch eine übrig? 
- Jens Nacke [CDU]: Wozu das denn 
noch? Die Stunde ist doch um!) 

Bitte, Herr Limburg! 
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Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Ministerin, 
Sie haben das Thema Ausstiegshilfe/Präventi-
on/Salafismus ausgiebig angesprochen. Vor dem 
Hintergrund, dass die Fraktionen der SPD und der 
Grünen über die politische Liste Geld für eine De-
radikalisierung und Aussteigerhilfe im Vollzug zur 
Verfügung gestellt haben, frage ich die Landesre-
gierung, ob es für eine solche Maßnahme schon 
ein Konzept gibt. Wenn ja, wie sieht es aus? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
niedersächsische Justizvollzug wird mit VPN zu-
sammenarbeiten. Ich glaube, dieser Anbieter ist 
auch hier im Hause bekannt. Wir haben über das 
Angebot schon mehrmals diskutiert. VPN bietet 
Deeskalationsprogramme an, aber auch ganz ge-
zielt Programme für die Auseinandersetzung mit 
radikalisierten Salafisten. Wir haben mit VPN be-
reits ein Konzept ausgearbeitet. Wenn der Haus-
halt heute verabschiedet wird, wie ich doch sehr 
hoffe, werden auch die finanziellen Mittel zur Ver-
fügung stehen, um diesen externen Anbieter im 
niedersächsischen Justizvollzug einsetzen zu kön-
nen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste und 
seine zweite Zusatzfrage stellt der Kollege 
Dr. Birkner. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, vor dem 
Hintergrund, dass Sie meine erste Frage nicht 
beantwortet haben - das wissen Sie genau, weil 
Sie ja nichts zu der Frage gesagt haben, welche 
konkreten Präventionsprojekte die Moscheege-
meinden in Niedersachsen durchführen; das sind 
ja nicht nur DITIB und SCHURA, wie Sie zu glau-
ben scheinen -, frage ich Sie jetzt noch einmal: 
Welche konkreten Präventionsprojekte gibt es in 
Niedersachsen im Hinblick auf die Islamismusprä-
vention durch Moscheegemeinden? 

(Beifall bei der FDP - Zurufe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es besteht kein Grund 
zur Aufregung. Die Frau Ministerin ist auf dem 
Weg zum Redepult. - Bitte, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
habe schon auf das Demokratiezentrum beim LPR 
hingewiesen. Dabei gibt es Demokratiepartner-
schaften. In diesen Demokratiepartnerschaften gibt 
es - - - 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Was ist das 
denn?) 

- Das sind ganz konkrete Partnerschaften, die zur 
Bearbeitung einzelner Themen zwischen DITIB 
und SCHURA sowie anderen Moscheegemeinden 
aufgerufen werden, die sich an den Landespräven-
tionsrat wenden.  

Dort werden durch den Landespräventionsrat und 
auch durch unseren Islamwissenschaftler die ein-
zelnen muslimischen Gemeinden darin unterstützt, 
eigene Konzepte zu entwickeln. Wie diese Kon-
zepte der SCHURA sind, kann ich Ihnen nicht sa-
gen. Die werden bei uns im Landespräventionsrat 
nicht bearbeitet. Aber in dieser Kooperation gibt es 
Zugang dazu und auch entsprechende Unterstüt-
zung auf Landesebene. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Es liegt jetzt nur 
noch eine Zusatzfrage vor, und zwar die des Kol-
legen Herrn Thiele, CDU-Fraktion. Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin, herzlichen Dank. - Die Antwort 
auf die Frage des Kollegen Birkner lässt mich jetzt 
doch noch zu einer Nachfrage kommen, weil Sie 
auf die Frage nach der Arbeit der einzelnen Mo-
scheegemeinden wieder im Wesentlichen auf die 
Struktur und die Arbeit von DITIB und SCHURA 
eingegangen sind und dabei wiederum den Ein-
druck erweckt haben, dass DITIB und SCHURA 
Moscheegemeinden seien und offensichtlich 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Und jetzt die Frage, Herr Thiele! 
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Ulf Thiele (CDU): 
ein strukturelles Problem vorliegt. Daher frage ich 
Sie, ob Ihnen bewusst ist, dass DITIB und SCHU-
RA Verbände sind und überhaupt gar nichts mit 
Moscheegemeinden zu tun haben, maximal mit 
ihnen kooperieren können. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank für die Frage. - Die Frau Ministerin 
antwortet. Bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
ist mir sehr bewusst. Die Aleviten gehören auch 
noch dazu.  

Im Rahmen des Vertrages, der ausgehandelt wird, 
wollen diese Verbände Mitglied des Landesprä-
ventionsrates werden. Dort werden entsprechende 
Aktionen und Präventionsaktivitäten gemeinsam 
entwickelt werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Nun liegen keine 
Zusatzfragen mehr vor. Damit ist die Fragestunde 
für diesen Tagungsabschnitt beendet.  

Die Antworten der Landesregierung zu den Anfra-
gen, die jetzt nicht mehr aufgerufen werden konn-
ten, werden nach § 47 Abs. 6 unserer Geschäfts-
ordnung zu Protokoll gegeben. Sie stehen Ihnen in 
Kürze im Intranet und im Internet als unkorrigierte 
Drucksache elektronisch zur Verfügung.1 

Es geht weiter mit dem 

Tagesordnungspunkt 35: 
Haushaltsberatungen 2016 - Abschluss - Ent-
wurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2016 - 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 
des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2016 
(Haushaltsgesetz 2016 - HG 2016 -) - Abstim-
mungen (gebündelt) über Beschlussempfehlungen 
des Ausschusses für Haushalt und Finanzen - 

                                                      
1Die Antworten zu den Anfragen 2 bis 74, die nicht in der 
84. Sitzung des Landtages am 17. Dezember 2015 be-
handelt und daher zu Protokoll gegeben wurden, sind in 
der Drucksache 17/4865 abgedruckt. 

 

Schlusserklärung - Schlussabstimmung - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Haushalt 
und Finanzen - Drs. 17/4783 - Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU - Drs. 17/4839 - Hilfsantrag 
der Fraktion der CDU nach § 81 Abs. 3 Satz 2 
GO LT - Änderungsantrag zu den Einzelplänen 09 
und 13 - Drs. 17/4867 - dazu gemäß § 23 Abs. 1 
Satz 2 GO LT: Niedersachsen braucht Visionen 
und Weitblick - Impulse für Wachstum, Bildung 
und Integration setzen ohne neue Schulden - 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/4786  

(Präsident Bernd Busemann über-
nimmt den Vorsitz) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir kommen jetzt, wenn ich es so sagen 
darf, zum Höhepunkt dieser Sitzungswoche, näm-
lich zu den Beschlussfassungen über den Haus-
halt. Der Tagesordnungspunkt 35 ist bereits von 
Frau Dr. Andretta angekündigt worden. 

In Fortsetzung der zweiten Beratung über den 
Haushaltsplan 2016 und das Haushaltsbegleitge-
setz sowie über die weiteren Beratungsgegen-
stände zu diesem Themenfeld kommen wir jetzt zu 
den Abstimmungen. 

Wir beginnen mit den Abstimmungen zu dem 
Haushaltsbegleitgesetz. Danach stimmen wir über 
die Beschlussempfehlungen und die Änderungsan-
träge zu den Einzelplänen und zum Haushaltsge-
setz ab. 

Hierzu weise ich darauf hin, dass die Fraktion der 
CDU inzwischen als Eventualantrag nach § 81 
Abs. 3 Satz 2 unserer Geschäftsordnung einen 
weiteren Änderungsantrag vorgelegt hat, der als 
Drucksache 17/4867 verteilt wurde. Er bezieht sich 
auf die Einzelpläne 09 und 13. 

Ich halte die Antragssteller für damit einverstan-
den - ich denke, das ist auch konsequent -, dass 
wir über die Gegenfinanzierungsvorschläge im 
Einzelplan 13 nur im Fall der Annahme des Even-
tualantrages zum Einzelplan 09 abstimmen.  

Anschließend stimmen wir über den Antrag der 
Fraktion der FDP auf Annahme einer Entschlie-
ßung ab, die der Sache nach zum Haushaltsge-
setz gehört. Ich verweise auf § 23 Abs. 1 Satz 2 
der Geschäftsordnung des Landtages. 

Bevor wir mit den Einzelberatungen beginnen, 
weise ich darauf hin, dass die Landtagsverwal-
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tung - wie auch in den Vorjahren - in Abstimmung 
mit dem Finanzministerium, entsprechende Be-
schlussfassungen voraussetzend, die sich auf der 
Grundlage der Beschlussempfehlungen zu den 
Einzelplänen und des interfraktionellen Ände-
rungsantrages zu den Einzelplänen 03 und 07 
ergebenden Ergebnisse bereits jetzt als Fassung 
der zweiten Beratung in der Drs. 17/4800 an Sie 
verteilt. 

Auf diese Weise können wir nach der Einzelbera-
tung und den Schlusserklärungen der Fraktionen 
ohne Zeitverzögerung zur Schlussabstimmung 
kommen. 

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt zur 
Einzelberatung zum Entwurf - - -  

Herr Kollege Nacke, bitte sehr, zur Geschäfts-
ordnung! 

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bevor wir zu der Abstimmung über das Haushalts-
begleitgesetz kommen, darf ich namens der CDU-
Fraktion noch einen Antrag stellen. Er betrifft den 
Artikel 6/1. Es ist ein Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU, der sich mit der Frage befasst, inwieweit 
dieses Land bereit ist, den Kommunen bei der 
Finanzierung der Lasten zu helfen, die durch die 
Flüchtlinge entstehen. 

Zu diesem Punkt hat es mehrere Aussagen von 
Kollegen dieses Hauses gegeben. Wir möchten 
Ihnen Gelegenheit geben, Ihren Aussagen, bei-
spielsweise von Frau Kollegin Tiemann, dann auch 
Taten folgen zu lassen. Wir beantragen zu diesem 
Punkt eine namentliche Abstimmung. Das ent-
spricht exakt dem, was Sie im Kreistag gesagt 
haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von der FDP: Das ist fair, sehr 
fair!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Kollege Nacke. - Zum Arti-
kel 6/1 wird also namentliche Abstimmung bean-
tragt. Das wird dann gleich an passender Stelle so 
vollzogen.  

Meine Damen und Herren, zurück zum Thema: 
Einzelberatung zum Entwurf eines Haushaltsbe-
gleitgesetzes. 

(Unruhe) 

- Meine Damen und Herren, ich möchte grundsätz-
lich darum bitten, dass Sie Ihre Plätze einnehmen. 
Immerhin haben wir hier Mehrheiten festzustellen. 
Es ist der Sache nicht dienlich, wenn hier herum-
gewandert wird und wir dann rätseln müssen, wer 
wo an welcher Stelle wie abstimmen wollte oder 
auch nicht abstimmen wollte. So viel Disziplin soll-
te hier möglich sein. Ich denke, dass auch so ver-
fahren wird. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung zum Entwurf 
eines Haushaltsbegleitgesetzes 2016. 

Zu diesem Punkt liegen die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses in der Drucksache 17/4783 und 
der Änderungsantrag der Fraktion der CDU in der 
Drucksache 17/4839 vor, der Änderungen in den 
Artikeln 6 und 6/1 der Beschlussempfehlung zum 
Ziel hat.  

Ich rufe auf: 

Artikel 1. - Hierzu gibt es eine Änderungsempfeh-
lung des Ausschusses. Wer dieser folgen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Das ist mit großer Mehr-
heit so beschlossen worden. 

Artikel 2. - Unverändert. 

Artikel 3. - Unverändert. 

Artikel 4. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung 
des Ausschusses vor. Wer dieser folgen will, der 
hebe die Hand. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Wenn ich das richtig sehe, ist das einstimmig so 
beschlossen worden. 

Artikel 5. - Unverändert. 

Artikel 6. - Hierzu gibt es einen Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU in der Drucksache 17/4839. 
Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung 
geben möchte, der möge jetzt die Hand heben. - 
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU in der 
Drucksache 17/4839 abgelehnt worden. Ansons-
ten gilt Artikel 6 unverändert. 

Meine Damen und Herren, zu dem Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksache 
17/4839 zu Artikel 6/1 ist namentliche Abstimmung 
beantragt worden. Das Quorum reicht. Wir müssen 
es entsprechend vollziehen, weil mindestens zehn 
Mitglieder des Landtages es so wollen. Ich bitte 
daher diejenigen um ein Handzeichen, die für die 
namentliche Abstimmung sind. Das frage ich for-
mell. Die CDU-Fraktion hat mehr als zehn Mitglie-
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der, Herr Nacke. Deshalb muss es so gemacht 
werden. 

Wir kommen jetzt zu dieser namentlichen Abstim-
mung. Das Verfahren für die namentliche Abstim-
mung ist in § 84 Abs. 2 und 4 in unserer Ge-
schäftsordnung geregelt. Danach ruft ein Mitglied 
des Sitzungsvorstandes alle Mitglieder des Land-
tages in alphabetischer Reihenfolge mit ihrem 
Namen auf. Danach ruft ein Mitglied des Sitzungs-
vorstands alle Mitglieder des Landtags in alphabe-
tischer Reihenfolge mit ihrem Namen auf. Die Auf-
gerufenen geben ihre Stimme durch den Zuruf 
„Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ ab. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/4839 zu Artikel 6/1 des Ge-
setzentwurfs zustimmen möchte, ruft „Ja“, wer 
dagegen ist, ruft „Nein“, und wer sich der Stimme 
enthalten möchte, ruft „Enthaltung“. Ich bitte, so 
laut abzustimmen, dass wir es hier im Sitzungsvor-
stand gut verstehen können. Im Stenografischen 
Bericht wird vermerkt, wie jedes Mitglied des Land-
tages abgestimmt hat. 

Gibt es Fragen zum Verfahren? - Keine. Sie ken-
nen das. 

Wir beginnen mit der namentlichen Abstimmung. - 
Herr Kollege Brinkmann! 

(Schriftführer Markus Brinkmann ver-
liest die Namen der Abgeordneten. 
Die Abstimmung verläuft wie folgt:  
 
Thomas Adasch (CDU) Ja 
Johann-Heinrich Ahlers (CDU) entsch. 
Dr. Gabriele Andretta (SPD) Nein 
Ernst-Ingolf Angermann (CDU) Ja 
Holger Ansmann (SPD) Nein 
Regina Asendorf (GRÜNE) Nein 
Klaus-Peter Bachmann (SPD) Nein 
Volker Bajus (GRÜNE) Nein 
Martin Bäumer (CDU) Ja 
Karsten Becker (SPD) Nein 
Almuth von Below-Neufeldt (FDP) Ja 
Karin Bertholdes-Sandrock (CDU) entsch. 
Dr. Stefan Birkner (FDP) Ja 
Karl-Heinz Bley (CDU) Ja 
André Bock (CDU) Ja 
Jörg Bode (FDP) Ja 
Marcus Bosse (SPD) Nein 
Axel Brammer (SPD) Nein 
Christoph Bratmann (SPD) Nein 
Markus Brinkmann (SPD) Nein 
Marco Brunotte (SPD) Nein 
Sylvia Bruns (FDP) Ja 

Bernd Busemann (CDU) Ja 
Christian Calderone (CDU) entsch. 
Helmut Dammann-Tamke (CDU) Ja 
Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöh- 
 rens (CDU) Ja 
Otto Deppmeyer (CDU) Ja 
Christian Dürr (FDP) Ja 
Hans-Heinrich Ehlen (CDU) Ja 
Hillgriet Eilers (FDP) Ja 
Petra Emmerich-Kopatsch (SPD) Nein 
Mustafa Erkan (SPD) Nein 
Ansgar-Bernhard Focke (CDU) Ja 
Björn Försterling (FDP) Ja 
Rainer Fredermann (CDU) Ja 
Dr. Marco Genthe (FDP) Ja 
Renate Geuter (SPD) Nein 
Immacolata Glosemeyer (SPD) Nein 
Rudolf Götz (CDU) Ja 
Christian Grascha (FDP) Ja 
Clemens Große Macke (CDU) Ja 
Hermann Grupe (FDP) Ja 
Hans-Dieter Haase (SPD) Nein 
Julia Willie Hamburg (GRÜNE) Nein 
Karl Heinz Hausmann (SPD) Nein 
Gerald Heere (GRÜNE) Nein 
Frauke Heiligenstadt (SPD) Nein 
Karsten Heineking (CDU) Ja 
Dr. Gabriele Heinen-Kljajić (GRÜNE) Nein 
Frank Henning (SPD) Nein 
Holger Heymann (SPD) Nein 
Bernd-Carsten Hiebing (CDU) Ja 
Reinhold Hilbers(CDU) Ja 
Jörg Hillmer (CDU) Ja 
Dr. Gero Hocker (FDP) Ja 
Ottmar von Holtz (GRÜNE) Nein 
Michael Höntsch (SPD) Nein 
Gerda Hövel (CDU) Ja 
Angelika Jahns (CDU) Ja 
Hans-Joachim Janßen (GRÜNE) Nein 
Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) Nein 
Burkhard Jasper (CDU) Ja 
Petra Joumaah (CDU) Ja 
Karl-Heinz Klare (CDU) Ja 
Stefan Klein (SPD) Nein 
Ingrid Klopp (CDU) Ja 
Lothar Koch (CDU) Ja 
Gabriela Kohlenberg (CDU) Ja 
Gabriela König (FDP) Ja 
Horst Kortlang (FDP) entsch. 
Klaus Krumfuß(CDU) Ja 
Clemens Lammerskitten (CDU) Ja 
Sebastian Lechner (CDU) Ja 
Dr. Silke Lesemann (SPD) Nein 
Olaf Lies (SPD) Nein 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  84. Plenarsitzung am 17. Dezember 2015 
 

 8381 

Helge Limburg (GRÜNE) Nein 
Karin Logemann (SPD) Nein 
Editha Lorberg (CDU) Ja 
Bernd Lynack (SPD) Nein 
Dr. Max Matthiesen (CDU) Ja 
Susanne Menge (GRÜNE) Nein 
Christian Meyer (GRÜNE) Nein 
Volker Meyer (CDU) Ja 
Axel Miesner (CDU) Ja 
Johanne Modder (SPD) Nein 
Matthias Möhle (SPD) Nein 
Adrian Mohr (CDU) Ja 
Luzia Moldenhauer (SPD) Nein 
Heidemarie Mundlos (CDU) Ja 
Jens Nacke (CDU) Ja 
Frank Oesterhelweg (CDU) Ja 
Jan-Christoph Oetjen (FDP) Ja 
Belit Onay (GRÜNE) Nein 
Dr. Christos Pantazis (SPD) Nein 
Anja Piel (GRÜNE) Nein 
Gudrun Pieper (CDU) Ja 
Filiz Polat (GRÜNE) Nein 
Stefan Politze (SPD) Nein 
Ulf Prange (SPD) Nein 
Sigrid Rakow (SPD) Nein 
Heinz Rolfes (CDU) Ja 
Mechthild Ross-Luttmann (CDU) Ja 
Dr. Alexander Saipa (SPD) Nein 
Uwe Santjer (SPD) Nein 
Horst Schiesgeries (CDU) Ja 
Maximilian Schmidt (SPD) Nein 
Ronald Schminke (SPD) Nein 
Heinrich Scholing (GRÜNE) entsch. 
Heiner Schönecke (CDU) Ja 
Thomas Schremmer (GRÜNE) Nein 
Andrea Schröder-Ehlers (SPD) Nein 
Doris Schröder-Köpf (SPD) Nein 
Uwe Schünemann (CDU) Ja 
Annette Schwarz (CDU) Ja 
Uwe Schwarz (SPD) Nein 
Kai Seefried (CDU) Ja 
Wiard Siebels (SPD) Nein 
Dr. Stephan Siemer (CDU) Ja 
Miriam Staudte (GRÜNE) Nein 
Uwe Strümpel (SPD) Nein 
Detlef Tanke (SPD) Nein 
Ulf Thiele (CDU) Ja 
Björn Thümler (CDU) Ja 
Petra Tiemann (SPD) Nein 
Sabine Tippelt (SPD) Nein 
Dirk Toepffer (CDU) Ja 
Grant Hendrik Tonne (SPD) Nein 
Elke Twesten (GRÜNE) Nein 
Astrid Vockert (CDU) Ja 

Kathrin Wahlmann (SPD) Nein 
Ulrich Watermann (SPD) Nein 
Stephan Weil (SPD) Nein 
Stefan Wenzel (GRÜNE) Nein 
Dr. Thela Wernstedt (SPD) Nein 
Maaret Westphely (GRÜNE) Nein 
Gerd Ludwig Will (SPD) Nein 
Lutz Winkelmann (CDU) Ja) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, gibt es ein Mitglied des 
Landtags im Saal, das noch nicht aufgerufen wur-
de oder noch nicht abgestimmt hat? - Ich gehe 
davon aus, dass alle Anwesenden abgestimmt 
haben. 

Ich schließe die Abstimmung und bitte Sie um 
einige Momente Geduld. Das Ergebnis der Aus-
zählung wird gleich vorliegen. - Danke.  

Meine Damen und Herren, wir haben das Abstim-
mungsergebnis. 

(Unruhe) 

- Ich darf um Ruhe bitten! 

Es haben 132 Mitglieder des Landtages abge-
stimmt. Davon haben 64 mit Ja und 68 mit Nein 
gestimmt. Niemand hat sich der Stimme enthalten. 
Der Änderungsantrag in der Drucksache 17/4839 
der Fraktion der CDU ist damit abgelehnt.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir verharren bei Artikel 6/1. Hier gilt es nunmehr 
über die Änderungsempfehlung des Ausschusses 
abzustimmen. Wer der Änderungsempfehlung 
folgen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Das Erste war 
die Mehrheit. Damit ist die Änderungsempfehlung 
angenommen. 

Artikel 6/2. - Hierzu liegt die Änderungsempfehlung 
des Ausschusses vor. Wer dafür ist, der möge die 
Hand heben. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Das Erste war die Mehrheit. 

Artikel 6/3. - Hier gibt es wiederum eine Ände-
rungsempfehlung des Ausschusses. Wer dafür ist, 
hebe die Hand. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Einstimmig angenommen. 

Artikel 7. - Wer für die Änderungsempfehlung des 
Ausschusses ist, hebe die Hand. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit. 

Gesetzesüberschrift. - Unverändert. 
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Wir können zur Schlussabstimmung kommen.  

Wer diesem Gesetzentwurf seine Zustimmung 
geben möchte, möge sich vom Platz erheben. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Keine. Wir dürfen 
festhalten: Das Erste war die Mehrheit. Das Haus-
haltsbegleitgesetz ist damit so beschlossen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, es folgt jetzt die Einzel-
beratung zum Haushaltsgesetz. Wir stimmen über 
die Beschlussempfehlungen und die sich darauf 
beziehenden Änderungsanträge der Fraktionen ab, 
und zwar zunächst zu den Einzelplänen und da-
nach zum Haushaltsgesetzentwurf. 

Zu den Einzelplänen ist dabei folgende Reihenfol-
ge vorgesehen: Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP in der Drucksache 17/4823, anschließend Än-
derungsantrag aller Fraktionen des Hauses in der 
Drucksache 17/4825, danach Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU in der Drucksache 17/4838 - 
soweit sie sich auf den jeweiligen Einzelplan be-
ziehen - und zuletzt dann die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses. Die Änderungsanträge der 
Fraktionen werden also nicht in ihrer Gesamtheit 
aufgerufen, sondern nur insoweit, wie sie sich auf 
den zur Abstimmung stehenden Einzelplan bezie-
hen. 

In die Abstimmungen zu Einzelplan 09 und gege-
benenfalls Einzelplan 13 beziehen wir dann auch 
den Eventualantrag der Fraktion der CDU in der 
Drucksache 17/4867 ein. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu Einzel-
plan 01, Landtag. Hierzu gibt es eine Beschluss-
empfehlung des Ausschusses gemäß Drucksa-
che 17/4721. Wer dafür ist, hebe die Hand. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der Einzel-
plan 01 - Landtag - einstimmig so beschlossen. Bei 
aller Neutralität möchte ich mir die Bemerkung 
erlauben: Das war ein guter Beschluss. 

(Heiterkeit) 

Ich komme zu Einzelplan 02, Staatskanzlei. Hierzu 
liegen der Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/4823 und der Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksache 
17/4838 sowie die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses vor.  

Ich komme also jetzt zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP gemäß 
Drucksache 17/4823. Wer diesem Änderungsan-
trag seine Stimme geben möchte, möge die Hand 

heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Zwei-
te war die Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU gemäß Drucksache 17/4838. Wer diesem 
Änderungsantrag zustimmen möchte, möge die 
Hand heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das 
Zweite war die Mehrheit. Damit ist auch dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Ich komme sodann zur Beschlussempfehlung des 
Ausschusses, Drucksache 17/4722. Wer der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses folgen möch-
te, möge die Hand heben. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Sehe ich nicht. Das Erste war die Mehr-
heit. Damit ist der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses gefolgt worden. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu Einzel-
plan 03, Ministerium für Inneres und Sport. Hierzu 
liegen der Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/4823, der Änderungsantrag 
aller Fraktionen des Hauses in der Drucksache 
17/4825 und der Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 17/4838 sowie die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses vor.  

Ich beginne mit der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP gemäß Druck-
sache 17/4823. Wer für diesen ist, hebe die Hand. 
- Jetzt die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das 
Zweite war die Mehrheit. Somit ist der Änderungs-
antrag der FDP abgelehnt. 

Ich komme jetzt zum Änderungsantrag aller Frakti-
onen des Hauses gemäß Drucksache 17/4825. 
Wer diesem Änderungsantrag folgen möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Gibt 
es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist 
dieser Änderungsantrag aller Fraktionen einstim-
mig angenommen. 

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU gemäß Drucksache 17/4838. Wer dem folgen 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das Zweite war die 
Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU abgelehnt. 

Nachdem, wie wir eben gesehen und erlebt haben, 
der interfraktionelle Änderungsantrag angenom-
men wurde, stimmen wir jetzt über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses in der Drucksache 
17/4723 im Übrigen ab. Wer also dieser Beschlus-
sempfehlung folgen möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Das Erste war die Mehrheit. Damit ist der Be-
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schlussempfehlung des Ausschusses gefolgt wor-
den. 

Meine Damen und Herren, es kommt jetzt Einzel-
plan 04, Finanzministerium. Hierzu liegen der Än-
derungsantrag der Fraktion der CDU in der Druck-
sache 17/4838 und die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses vor.  

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU gemäß Drucksache 17/4838 
abstimmen. Wer dem folgen will, möge die Hand 
heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Letztere 
sehe ich nicht. Das Zweite war die Mehrheit. Damit 
ist der Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
abgelehnt. 

Es folgt die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses gemäß Drucksache 17/4724. Wer dieser Be-
schlussempfehlung folgen möchte, möge die Hand 
heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Erste 
war die Mehrheit. Damit ist der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses mehrheitlich gefolgt wor-
den. 

Wir kommen zu Einzelplan 05, Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung. Hierzu 
liegen der Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/4823 und der Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksache 
17/4838 sowie die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses vor.  

Ich beginne mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP gemäß Drucksache 17/4823. Wer dem 
folgen möchte, möge die Hand heben. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Das Zweite war die Mehr-
heit. Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP abgelehnt. 

Ich lasse jetzt über den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU, Drucksache 17/4838, abstimmen. 
Wer diesem Antrag seine Stimme geben möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Das Zweite war die Mehrheit. 
Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU abgelehnt. 

Sodann lasse ich über die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses gemäß Drucksache 17/4725 
abstimmen. Wer dieser Beschlussempfehlung 
seine Stimme geben möchte, hebe bitte die Hand. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Erste war die 
Mehrheit. Damit ist der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses gefolgt worden. 

Ich gehe über zu Einzelplan 06, Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur. Hierzu liegen der Ände-

rungsantrag der Fraktion der FDP in der Drucksa-
che 17/4823 und der Änderungsantrag der Frakti-
on der CDU in der Drucksache 17/4838 sowie die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses vor.  

Ich beginne mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, Drucksache 17/4823. Wer dem Ände-
rungsantrag seine Stimme geben möchte, möge 
die Hand heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Sehe ich keine. Das Zweite war die Mehrheit. Da-
mit ist der Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
abgelehnt. 

Es folgt die Abstimmung zum Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU, Drucksache 17/4838. Wer die-
sem Änderungsantrag folgen möchte, möge die 
Hand heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das 
Zweite war die Mehrheit. Damit ist der Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU abgelehnt. 

Ich lasse jetzt abschließend über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses, Drucksache 
17/4726, abstimmen. Wer der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses folgen möchte, hebe bitte 
die Hand. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das 
Erste war die Mehrheit. Damit ist der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses gefolgt worden. 

Ich komme zu Einzelplan 07, Kultusministerium. 
Hierzu liegen der Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP in der Drucksache 17/4823, der Ände-
rungsantrag aller Fraktionen des Hauses in der 
Drucksache 17/4825 und der Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU in der Drucksache 17/4838 so-
wie die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
vor. 

Ich beginne das Abstimmungsverfahren mit der 
Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP, Drucksache 17/4823. Wer für diesen 
ist, hebe die Hand. - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Das Zweite war die große Mehrheit. Damit ist der 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP abgelehnt.  

Ich lasse jetzt über den Änderungsantrag aller 
Fraktionen des Hauses gemäß Drucksache 
17/4825 abstimmen. Wer für diesen Änderungsan-
trag ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die sehe ich nicht. 
Damit ist der Änderungsantrag aller Fraktionen 
einstimmig angenommen.  

Es folgt die Abstimmung über den Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU, Drucksache 17/4838. 
Wer diesem Änderungsantrag seine Stimme geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die sehe ich nicht. 
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Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU abgelehnt.  

Nachdem, wie wir eben erlebt haben, der interfrak-
tionelle Änderungsantrag einstimmig angenommen 
wurde, stimmen wir jetzt über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses in der Drucksache 
17/4727 im Übrigen ab. Wer also der Beschluss-
empfehlung folgen möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Das Erste war die Mehrheit. Damit ist der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses im Übrigen 
gefolgt worden.  

Ich rufe Einzelplan 08, Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr, auf. Hierzu liegen der Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP in der Drucksa-
che 17/4823 und der Änderungsantrag der Frakti-
on der CDU in der Drucksache 17/4838 sowie die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses vor.  

Ich beginne mit der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP gemäß Druck-
sache 17/4823. Wer für diesen Änderungsantrag 
ist, hebe die Hand. - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP abgelehnt.  

Es folgt die Abstimmung über den Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksache 
17/4838. Wer für diesen Änderungsantrag ist, mö-
ge die Hand heben. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Keine. Das Zweite war die Mehrheit. Damit 
ist der Änderungsantrag abgelehnt.  

Es folgt die Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses, Drucksache 17/4728. 
Wer für die Beschlussempfehlung ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses mehrheitlich angenommen.  

Ich komme zu Einzelplan 09, Ministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.  

(Jens Nacke [CDU] meldet sich zu 
Geschäftsordnung) 

- Herr Kollege Nacke erhält das Wort zur Ge-
schäftsordnung. Bitte sehr! 

Jens Nacke (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir kommen nun zur Abstimmung 
über den Einzelplan des Ministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Ich 
möchte bereits an dieser Stelle darauf hinweisen, 
dass, sollten Sie dem Änderungsantrag der Frakti-

on der CDU in diesem Bereich nicht folgen - womit 
natürlich zu rechnen ist -, wir einen Eventualantrag 
stellen, den wir bereits eingereicht haben. Dabei 
geht es ausschließlich um die Frage der finanziel-
len Ausstattung der Landwirtschaftskammer. Wir 
wollen der Zerschlagung dieser Selbstverwaltung 
entgegenwirken.  

Da wir gestern einen bemerkenswerten Vortrag 
über die Freiheit der Abgeordneten gehört haben, 
die offenkundig insbesondere durch das Beamten-
tum gewährleistet wird, sind wir sehr gespannt, wie 
sich diese Freiheit heute tatsächlich auswirken 
wird, Frau Asendorf.  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP - Widerspruch bei 
der SPD - Zuruf von der SPD: Ein 
sachlicher Beitrag!) 

Ich beantrage namentliche Abstimmung. 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Nacke. - Wird im Weiteren das 
Wort zur Geschäftsordnung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Dann werde ich an der passenden 
Stelle auf den Antrag zurückkommen.  

Ich hatte den Einzelplan 09, Ministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, be-
reits aufgerufen. Hierzu liegen der Änderungsan-
trag der Fraktion der FDP in der Drucksache 
17/4823, der Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 17/4838, der Eventualan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksache 
17/4867 sowie die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses vor.  

Über den Eventualantrag wäre nach § 81 Abs. 3 
Satz 2 unserer Geschäftsordnung nur dann abzu-
stimmen, wenn der Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU zu diesem Einzelplan zuvor abgelehnt 
würde.  

Ich beginne mit der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP, Drucksache 
17/4823. Wer für diesen Antrag ist, hebe die Hand. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Zweite war 
die Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag der 
FDP-Fraktion abgelehnt.  

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU, Drucksache 17/4838. Wer für diesen Ände-
rungsantrag ist, den bitte ich um ein Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Zweite war 
die Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU, also die Drucksache 17/4838, 
abgelehnt.  
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Nachdem nun dieser Änderungsantrag der Frakti-
on der CDU abgelehnt wurde, kommen wir, wie 
angekündigt, zur Abstimmung über den Eventu-
alantrag in der Drucksache 17/4867. Hierzu hat der 
Kollege Nacke vorhin die namentliche Abstimmung 
beantragt. Dem Antrag ist zu entsprechen, wenn 
mindestens zehn Mitglieder des Landtages es 
verlangen. Die gesamte CDU-Fraktion umfasst 
etwas mehr als zehn Mitglieder des Landtages. 
Deswegen werden wir die namentliche Abstim-
mung durchführen.  

Noch einmal zum Verfahren: Das Verfahren für die 
namentliche Abstimmung ist unverändert in § 84 
Abs. 2 und 4 unserer Geschäftsordnung geregelt.  

(Unruhe) 

Wenn die notwendige Ruhe im Hause gegeben ist, 
wird ein Mitglied des Sitzungsvorstands alle Mit-
glieder des Landtags in alphabetischer Reihenfol-
ge namentlich aufrufen. Die Aufgerufenen haben 
ihre Stimme mit dem Zuruf „Ja“, „Nein“ oder „Ent-
haltung“ abzugeben. 

Wer also gleich dem Eventualantrag der Fraktion 
der CDU in der Drucksache 17/4867 zu Einzel-
plan 09 zustimmen möchte, der ruft „Ja“, wer da-
gegen ist, „Nein“, und wer sich der Stimme enthal-
ten möchte, ruft „Enthaltung“. Ich bitte, so laut ab-
zustimmen, dass es vom Sitzungsvorstand gut zu 
verstehen ist. Das ist manchmal nämlich nicht der 
Fall, vor allem dann nicht, wenn Unruhe im Plenum 
herrscht. Im Stenografischen Bericht wird ver-
merkt, wie jedes Mitglied des Landtages abge-
stimmt hat.  

Nachdem die Regularien wiederum geklärt sind, 
beginnen wir jetzt mit der Abstimmung. Frau Koh-
lenberg wird die Kolleginnen und Kollegen nament-
lich in alphabetischer Reihenfolge aufrufen. 

(Schriftführerin Gabriela Kohlenberg 
verliest die Namen der Abgeordneten. 
Die Abstimmung verläuft wie folgt:  
 
Thomas Adasch (CDU) Ja 
Johann-Heinrich Ahlers (CDU) Ja 
Dr. Gabriele Andretta (SPD) Nein 
Ernst-Ingolf Angermann (CDU) Ja 
Holger Ansmann (SPD) Nein 
Regina Asendorf (GRÜNE) Nein) 
 
(Jens Nacke [CDU]: Ach was!) 
 
(Schriftführerin Gabriela Kohlenberg 
setzt die Verlesung der Namen der 

Abgeordneten fort: 
 
Klaus-Peter Bachmann (SPD) Nein 
Volker Bajus (GRÜNE) Nein 
Martin Bäumer (CDU) Ja 
Karsten Becker (SPD) Nein 
Almuth von Below-Neufeldt (FDP) Ja 
Karin Bertholdes-Sandrock (CDU) entsch. 
Dr. Stefan Birkner (FDP) Ja 
Karl-Heinz Bley (CDU) Ja 
André Bock (CDU) Ja 
Jörg Bode (FDP) Ja 
Marcus Bosse (SPD) Nein 
Axel Brammer (SPD) Nein 
Christoph Bratmann (SPD) Nein 
Markus Brinkmann (SPD) Nein 
Marco Brunotte (SPD) Nein 
Sylvia Bruns (FDP) Ja 
Bernd Busemann (CDU) Ja 
Christian Calderone (CDU) entsch. 
Helmut Dammann-Tamke (CDU) Ja 
Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöh- 
 rens (CDU) Ja 
Otto Deppmeyer (CDU) Ja 
Christian Dürr (FDP) Ja 
Hans-Heinrich Ehlen (CDU) Ja 
Hillgriet Eilers (FDP) Ja 
Petra Emmerich-Kopatsch (SPD) Nein 
Mustafa Erkan (SPD) Nein 
Ansgar-Bernhard Focke (CDU) Ja 
Björn Försterling (FDP) Ja 
Rainer Fredermann (CDU) Ja 
Dr. Marco Genthe (FDP) Ja 
Renate Geuter (SPD) Nein 
Immacolata Glosemeyer (SPD) Nein 
Rudolf Götz (CDU) Ja 
Christian Grascha (FDP) Ja 
Clemens Große Macke (CDU) Ja 
Hermann Grupe (FDP) Ja 
Hans-Dieter Haase (SPD) Nein 
Julia Willie Hamburg (GRÜNE) Nein 
Karl Heinz Hausmann (SPD) Nein 
Gerald Heere (GRÜNE) Nein 
Frauke Heiligenstadt (SPD) Nein 
Karsten Heineking (CDU) Ja 
Dr. Gabriele Heinen-Kljajić (GRÜNE) Nein 
Frank Henning (SPD) Nein 
Holger Heymann (SPD) Nein 
Bernd-Carsten Hiebing (CDU) Ja 
Reinhold Hilbers(CDU) Ja 
Jörg Hillmer (CDU) Ja 
Dr. Gero Hocker (FDP) Ja 
Ottmar von Holtz (GRÜNE) Nein 
Michael Höntsch (SPD) Nein 
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Gerda Hövel (CDU) Ja 
Angelika Jahns (CDU) Ja 
Hans-Joachim Janßen (SPD) Nein 
Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) Nein 
Burkhard Jasper (CDU) Ja 
Petra Joumaah (CDU) Ja 
Karl-Heinz Klare (CDU) Ja 
Stefan Klein (SPD) Nein 
Ingrid Klopp (CDU) Ja 
Lothar Koch (CDU) Ja 
Gabriela Kohlenberg (CDU) Ja 
Gabriela König (FDP) Ja 
Horst Kortlang (FDP) entsch. 
Klaus Krumfuß (CDU) Ja 
Clemens Lammerskitten (CDU) Ja 
Sebastian Lechner (CDU) Ja 
Dr. Silke Lesemann (SPD) Nein 
Olaf Lies (SPD) Nein 
Helge Limburg (GRÜNE) Nein 
Karin Logemann (SPD) Nein 
Editha Lorberg (CDU) Ja 
Bernd Lynack (SPD) Nein 
Dr. Max Matthiesen (CDU) Ja 
Susanne Menge (GRÜNE) Nein 
Christian Meyer (GRÜNE) Nein 
Volker Meyer (CDU) Ja 
Axel Miesner (CDU) Ja 
Johanne Modder (SPD) Nein 
Matthias Möhle (SPD) Nein 
Adrian Mohr (CDU) Ja 
Luzia Moldenhauer (SPD) Nein 
Heidemarie Mundlos (CDU) Ja 
Jens Nacke (CDU) Ja 
Frank Oesterhelweg (CDU) Ja 
Jan-Christoph Oetjen (FDP) Ja 
Belit Onay (GRÜNE) Nein 
Dr. Christos Pantazis (SPD) Nein 
Anja Piel (GRÜNE) Nein 
Gudrun Pieper (CDU) Ja 
Filiz Polat (GRÜNE) Nein 
Stefan Politze (SPD) Nein 
Ulf Prange (SPD) Nein 
Sigrid Rakow (SPD) Nein 
Heinz Rolfes (CDU) Ja 
Mechthild Ross-Luttmann (CDU) Ja 
Dr. Alexander Saipa (SPD) Nein 
Uwe Santjer (SPD) Nein 
Horst Schiesgeries (CDU) Ja 
Maximilian Schmidt (SPD) Nein 
Ronald Schminke (SPD) Nein 
Heinrich Scholing (GRÜNE) entsch. 
Heiner Schönecke (CDU) Ja 
Thomas Schremmer (GRÜNE) Nein 
Andrea Schröder-Ehlers (SPD) Nein 

Doris Schröder-Köpf (SPD) Nein 
Uwe Schünemann (CDU) Ja 
Annette Schwarz (CDU) Ja 
Uwe Schwarz (SPD) Nein 
Kai Seefried (CDU) Ja 
Wiard Siebels (SPD) Nein 
Dr. Stephan Siemer (CDU) Ja 
Miriam Staudte (GRÜNE) Nein 
Uwe Strümpel (SPD) Nein 
Detlef Tanke (SPD) Nein 
Ulf Thiele (CDU) Ja 
Björn Thümler (CDU) Ja 
Petra Tiemann (SPD) Nein 
Sabine Tippelt (SPD) Nein 
Dirk Toepffer (CDU) Ja 
Grant Hendrik Tonne (SPD) Nein 
Elke Twesten (GRÜNE) Nein 
Astrid Vockert (CDU) Ja 
Kathrin Wahlmann (SPD) Nein 
Ulrich Watermann (SPD) Nein 
Stephan Weil (SPD) Nein 
Stefan Wenzel (GRÜNE) Nein 
Dr. Thela Wernstedt (SPD) Nein 
Maaret Westphely (GRÜNE) Nein 
Gerd Ludwig Will (SPD) Nein 
Lutz Winkelmann (CDU) Ja) 

Präsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren, ich frage der guten 
Ordnung halber nach: Gibt es ein Mitglied des 
Landtages hier im Saal, das noch nicht aufgerufen 
wurde oder nicht abgestimmt hat? - Offenbar ha-
ben alle abgestimmt. Ich schließe die Abstimmung 
und bitte Sie - wie eben auch schon - um einige 
Augenblicke Geduld. Das Ergebnis der Auszäh-
lung wird zeitnah vorliegen.  

Meine Damen und Herren, das Ergebnis liegt vor: 
Es haben abgestimmt 133 Mitglieder des Landta-
ges. Davon haben 65 mit Ja und 68 mit Nein ge-
stimmt. Es gibt keine Enthaltungen. Damit ist der 
Eventualantrag der CDU mehrheitlich abgelehnt.  

Meine Damen und Herren, durch die Ablehnung 
dieses Eventualantrages hinsichtlich des Einzel-
plans 09 erübrigt sich konsequenterweise nachher 
die Abstimmung über die in dem Eventualantrag 
vorgesehene Gegenfinanzierung im Einzelplan 13.  

Offen ist bei diesem Einzelplan die Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Ausschusses. 
Wer also der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses, Drucksache 17/4729, folgen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Keine. Das Erste war die Mehr-
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heit. Damit wurde der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses gefolgt.  

Ich rufe Einzelplan 11, Justizministerium, auf. Hier-
zu liegen der Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP in der Drucksache 17/4823 und der Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 17/4838 sowie die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses vor.  

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP gemäß Drucksache 17/4823 
abstimmen. Wer dem Antrag folgen möchte, möge 
die Hand heben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der 
Änderungsantrag abgelehnt.  

Es folgt der Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU, Drucksache 17/4838. Wer diesem Antrag 
folgen möchte, möge die Hand heben. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Das Zweite war die 
Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU abgelehnt.  

Es steht nun die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses gemäß Drucksache 17/4730 zur Ab-
stimmung. Wer dieser Beschlussempfehlung seine 
Stimme geben möchte, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Das Erste war die Mehrheit. Damit ist der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses gefolgt wor-
den.  

Es folgt der Einzelplan 12, Staatsgerichtshof. Hier-
zu stimmen wir lediglich über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses gemäß Drucksache 
17/4731 ab. Wer der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses folgen möchte, möge bitte die Hand 
heben. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Damit ist der Etat des Staatsgerichtshofs einstim-
mig beschlossen.  

Einzelplan 13, Allgemeine Finanzverwaltung. Hier-
zu liegen der Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP in der Drucksache 17/4823 und der Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 17/4838 sowie die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses vor.  

Ich beginne mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, Drucksache 17/4823. Wer dem Antrag 
folgen möchte, möge die Hand heben. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Das Zweite war die deut-
liche Mehrheit. Damit ist dem Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP nicht gefolgt worden.  

Es folgt jetzt der Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 17/4838. Wer diesem 

Änderungsantrag zustimmen möchte, möge die 
Hand heben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? 
- Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU abgelehnt.  

Es steht jetzt die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses, Drucksache 17/4732, an. Wer dieser 
Beschlussempfehlung seine Stimme geben möch-
te, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenpro-
be! - Enthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit. 
Damit ist der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses gefolgt worden.  

Ich rufe Einzelplan 14, Landesrechnungshof, auf. 
Hierzu liegt lediglich die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses, Drucksache 17/4733, vor. Wer der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses folgen 
möchte, der möge die Hand heben. - Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Damit ist dieser Beschlussemp-
fehlung einstimmig so gefolgt worden.  

Ich rufe Einzelplan 15, Ministerium für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz ,auf Hierzu liegen der 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP in der 
Drucksache 17/4823 und der Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU in der Drucksache 17/4838 so-
wie die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
vor.  

Ich beginne mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, Drucksache 17/4823. Wer diesem Ände-
rungsantrag seine Stimme geben möchte, der 
möge die Hand heben. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der 
Änderungsantrag abgelehnt.  

Ich lasse jetzt über den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU, Drucksache 17/4838, abstimmen. 
Wer dem zustimmen möchte, der möge die Hand 
haben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Keine. Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU abgelehnt.  

Ich lasse jetzt über die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses, Drucksache 17/4734, abstimmen. 
Wer der Beschlussempfehlung folgen möchte, 
möge die Hand heben. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Das Erste war die Mehrheit. Damit ist 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses zum 
Einzelplan 15 gefolgt worden.  

Ich rufe Einzelplan 17, Landesbeauftragte für den 
Datenschutz, auf. Hierzu liegt die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses gemäß Drucksache 
17/4735 vor. Wer dieser Beschlussempfehlung 
folgen möchte, der möge die Hand haben. - Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Das Erste war die 
Mehrheit. Damit ist der Beschlussempfehlung des 
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Ausschusses zum Etat der Landesbeauftragten für 
den Datenschutz mehrheitlich gefolgt worden. 

Ich rufe den Einzelplan 20, Hochbauten, auf. Hier-
zu liegen der Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP in der Drucksache 17/4823 und der Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 17/4838 sowie die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses vor. 

Ich beginne mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP in der Drucksache 17/4823. Wer für die-
sen Antrag ist, der möge die Hand heben. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das Zweite war die 
Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag abge-
lehnt. 

Es folgt der Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 17/4838. Wer für diesen 
Änderungsantrag ist, der möge die Hand heben. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Zweite war die 
Mehrheit. Damit ist der Änderungsantrag abge-
lehnt. 

Ich stelle jetzt die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses gemäß Drucksache 17/4736 zur Ab-
stimmung. Wer dieser Beschlussempfehlung seine  
Stimme geben möchte, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist 
der Beschlussempfehlung mehrheitlich gefolgt 
worden. 

Meine Damen und Herren, das war der Einzel-
plan 20.  

Ich gehe jetzt über zum Haushaltsgesetzentwurf. 
Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen emp-
fiehlt, den Gesetzentwurf in der Drucksa-
che 17/4093 mit den in der Beschlussempfehlung 
in der Drucksache 17/4720 vorgeschlagenen Än-
derungen anzunehmen. 

Ich rufe jetzt die Paragrafen des Haushaltsgesetz-
entwurfs 2016 der Reihe nach auf: 

§ 1 einschließlich Anlage 1 in der Fassung der 
Unterrichtung in der Drucksache 17/4800, d. h. 
unter Berücksichtigung der zu den Einzelplänen 
eben beschlossenen Änderungen. Wer dieser 
Fassung seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Damit ist das so beschlossen. 

§ 2. - Unverändert. 

§ 3. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des 
Ausschusses vor. Wer dieser folgen möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - 

Enthaltungen? - Damit ist der Änderungsempfeh-
lung des Ausschusses gefolgt worden. 

§ 4. - Auch hierzu gibt es eine Änderungsempfeh-
lung des Ausschusses. Wer dieser Änderungs-
empfehlung seine Stimme geben möchte, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Das Erste war die Mehrheit. Damit ist 
der Änderungsempfehlung gefolgt worden. 

§ 5. - Unverändert. 

§ 6 einschließlich Anlage 2. - Unverändert. 

§§ 7 bis 14. - Unverändert. 

§ 14/1. - Hierzu gibt es eine Änderungsempfehlung 
des Ausschusses. Wer für diese ist, der möge die 
Hand heben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das 
Erste war die Mehrheit. Damit ist der Änderungs-
empfehlung gefolgt worden. 

§§ 15 und 16. - Unverändert. 

Gesetzesüberschrift. - Unverändert. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, bevor wir gleich zur Schlussabstimmung 
kommen, ist jetzt den Fraktionen traditionell die 
Gegebenheit gegeben, jeweils - wie vereinbart - in 
zehnminütigen 

Schlusserklärungen  

zum Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 
Stellung zu nehmen und letzte Anmerkungen ab-
zugeben. 

Ich habe als Erstes eine Wortmeldung des Vorsit-
zenden der CDU-Fraktion, Herrn Thümler. Herr 
Thümler, bitte sehr! 

Björn Thümler (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor uns liegt die Abstimmung über den 
Haushalt 2016. Hinter uns liegen drei Tage inten-
siver Einzelplanberatungen. Ein Thema war in 
diesen Tagen, aber auch schon in den Tagen und 
Monaten davor, von ganz hoher Relevanz. Ich 
meine die Flüchtlingskrise. 

Aber obwohl es bei diesen Einzelplanberatungen 
immer auch irgendwie um das große Thema 
Flüchtlinge ging, blieb weitgehend unklar, welchen 
Kurs die Landesregierung in Gänze bei diesem 
Thema eigentlich verfolgt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Meine Damen und Herren, wie wir mit den Flücht-
lingen, die zu uns nach Niedersachsen kommen, 
während ihres Aufenthalts in den Erstaufnahme-
einrichtungen und später, wenn sie auf die Kom-
munen weiterverteilt worden sind, umgehen, dazu 
haben wir von den Mitgliedern der Landesregie-
rung in den letzten drei Tagen nichts gehört. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Aus meiner Sicht sind jetzt zweierlei Dinge wichtig: 

Erstens. Maßnahmen zur Drosselung der Zahl der 
Flüchtlinge sind unverzichtbar. Die Bundesregie-
rung arbeitet daran auf nationaler, europäischer 
und internationaler Ebene. Alle Europäer müssen 
den Ernst der Lage nicht nur erkennen, sondern 
die notwendigen Maßnahmen auch gemeinsam 
umsetzen. 

Zweitens. Diejenigen, die hierbleiben, müssen gut 
integriert werden. Hierbei stehen die Länder und 
die Kommunen in einer besonderen Verantwor-
tung. 

Meine Damen und Herren, nach drei Tagen Haus-
haltsberatungen habe ich jedoch leichte Zweifel, 
ob bereits alle im Detail verstanden haben, vor 
welch gewaltiger Aufgabe wir stehen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Nach der gestrigen Abschiebung kann man wohl 
nur sagen, dass auch Rot-Grün in der Realität 
angekommen ist.  

Tatsächlich ist die Flüchtlingskrise eine der größ-
ten Herausforderungen seit Kriegsende, und zwar 
auf allen politischen, gesellschaftlichen und auch 
auf allen staatlichen Ebenen. Die Menschen, die 
heute zu uns kommen, sprechen kaum Deutsch. 
Viele kommen aus anderen Kulturkreisen, haben 
andere Traditionen und andere Religionen.  

Es braucht vor allem konkrete Konzepte, die man 
dann aber auch mit dem notwendigen Nachdruck 
umsetzen muss. Daran mangelt es Ihnen immer 
noch. Sie laufen der Entwicklung nach wie vor 
hinterher. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Zuzug von Flücht-
lingen wird unser Land nachhaltig verändern. Vie-
les von dem, was wir bisher angenommen haben, 
bedarf einer Korrektur. Das betrifft die Bildungs-
planung. Es betrifft den Arbeitsmarkt. Es betrifft 
den Städtebau und insbesondere auch den Woh-
nungsbau. 

Es stellen sich viele Fragen, nicht nur uns als Par-
lamentariern, sondern auch den Menschen drau-
ßen in diesem Land. Es beginnt schon bei der 
Ankunft der Flüchtlinge: 

Erstens. Wie gestalten wir das Leben der Asylsu-
chenden in der Warteschleife, also nach der Erst-
registrierung und vor der Verteilung auf die Kom-
munen bzw. der notwendigen Rückführung nach 
abgelehntem Asylantrag? 

Zweitens. Wie schaffen wir es, den Asylsuchenden 
in den Erstaufnahmeeinrichtungen halbwegs sinn-
volle Beschäftigungsmöglichkeiten zu geben? 

Drittens. Welche Bildungs- und Betreuungsmög-
lichkeiten will das Land den Flüchtlingskindern in 
seinen Erstaufnahmeeinrichtungen eröffnen?  

Klar ist jedenfalls: Mit Perspektive gelingt auch 
Integration deutlich besser: Die Sprache wird der 
größte Motivator sein, sich zu integrieren. Die Aus-
bildung wird mit größerem Elan in Angriff genom-
men werden.  

Und, meine Damen und Herren, es geht ja noch 
weiter: Was passiert, wenn die Flüchtlinge auf die 
Kommunen verteilt worden sind? 

Erstens. Wo und wie schaffen wir neue Infrastruk-
tur? 

Zweiten. Wo und wie können bestehende Infra-
strukturen sinnvoll ergänzt werden? 

Drittens. Wo und wie schaffen wir zusätzlichen 
Wohnraum für die Flüchtlinge, die in die Kommu-
nen kommen? 

Viertens. Welche weiteren gesetzlichen Änderun-
gen und Anpassungen sind notwendig, um den 
Kommunen bei dieser nicht ganz einfachen Aufga-
be tatsächlich angemessen zu helfen? 

Fünftens. Wie verhindern wir von Anfang an eine 
dauerhafte Gettoisierung der Flüchtlinge? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Herr Weil, Sie selbst haben selbst mehrfach davon 
gesprochen - und darin sind wir uns auch einig -: 
Die Flüchtlinge von heute sind die Nachbarn von 
morgen. Das ist richtig. Das sollten wir beherzigen. 
Was aber folgt daraus konkret für die Politik Ihrer 
Landesregierung? 

Klar ist: Mittel- und langfristig brauchen diejenigen, 
die bei uns bleiben, Wohnungen und Arbeitsplätze. 
Vor allem die Wohnungsversorgung wird zur Na-
gelprobe für den sozialen Frieden in den nächsten 
Jahren; denn längst wachsen politische Gruppie-
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rungen heran, die gezielt Unwahrheiten verbreiten 
und jetzt reichlich Gift des Neides und der Intole-
ranz gegenüber Flüchtlingen versprühen. Da müs-
sen wir gemeinsam gewaltig aufpassen und uns 
gewaltig anstrengen. Und: Das Richtige können wir 
nur gemeinsam tun, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Politik muss einen klaren Kurs steuern und, wo 
nötig, unbequeme Entscheidungen treffen, so wie 
es die Kommentare in der HAZ und der Neuen 
Presse heute auch zum Ausdruck bringen. 

Es gibt weitere Fragen, auf die die Landesregie-
rung schnell gute und überzeugende Antworten 
geben muss: 

Erstens. Wie etwa soll gewährleistet werden, dass 
Flüchtlingskinder im Schulalltag eine angemesse-
ne Förderung erhalten? 

Zweitens. Wie bereiten wir die Lehrer, Ausbilder 
und Betriebe auf die absehbaren Herausforderun-
gen vor? 

Drittens. Wie schaffen wir bei den Flüchtlingen mit 
guter Bleibeperspektive die notwendige Akzeptanz 
für unsere Werteordnung? 

Meine Damen und Herren, da können wir uns An-
leihen in anderen Bundesländern holen. Bayern 
beispielweise startet im Januar ein neues Integra-
tionsprojekt für Asylbewerber mit Bleibeperspekti-
ve. Richter, Staatsanwälte und Rechtspfleger wer-
den in den Flüchtlingsheimen Rechtskunde lehren. 
Das ist sehr nachahmenswert. 

Überzeugende Antworten erwarten wir auch durch 
die weitere Einbindung der Ehrenamtlichen. Da 
stellt sich die Frage: Warum hat Niedersachsen 
nicht schon längst ein Freiwilliges Soziales Jahr in 
Flüchtlingsheimen eingeführt, so wie es beispiels-
weise der Freistaat Sachsen getan hat? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich finde es unerläss-
lich, dass alle demokratischen Kräfte in Nieder-
sachsen zur Bewältigung der Flüchtlingskrise zu-
sammenarbeiten. Die außerordentliche Situation 
würde es erfordern, dass wir alle gemeinsam an 
einem Strang ziehen. 

Umso bedauerlicher finde ich, dass Sie, Herr Weil, 
bislang keinen ernsthaften Versuch unternommen 
haben, die beiden Oppositionsfraktionen dieses 
Hauses bei diesem Kraftakt sinnvoll einzubinden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, ob wir die Herausforde-
rung der Flüchtlingskrise meistern, hängt maßgeb-
lich von der Politik ab. Sie muss klare Entschei-
dungen treffen, Ängste ausräumen und einen kla-
ren, unmissverständlichen Kurs steuern. Dazu sind 
wir hier gemeinsam verpflichtet, und nicht nur im 
Solitär diejenigen, die gerade eine Stimme mehr in 
diesem Land haben. Meine Damen und Herren, 
das ist zum Scheitern verurteilt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Darum, meine Damen und Herren: Die Arbeit hat 
erst begonnen. Jeder Abgeordnete - ich spreche 
für die FDP-Fraktion einfach einmal mit - auf der 
rechten Seite dieses Hauses ist bereit, dieser be-
sonderen Verantwortung für dieses Land, für die 
Menschen in diesem Land und auch für die Flücht-
linge gerecht zu werden. Die Politik muss jetzt 
handeln. Nutzen Sie endlich unser Angebot! Es 
sind keine leeren Worthülsen, meine Damen und 
Herren. Scheuen Sie sich nicht, sondern kooperie-
ren Sie mit uns in dieser wichtigen Frage! Denn 
nur gemeinsam werden wir diese schwere Verant-
wortung tragen können. Alles andere ist zum 
Scheitern verurteilt.  

Deswegen, meine Damen und Herren: Geben Sie 
sich diesen Ruck! 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Thümler. - Ich rufe jetzt zur 
Schlusserklärung die Fraktionsvorsitzende der 
SPD auf. Frau Johanne Modder, bitte sehr! 

Johanne Modder (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir werden gleich den Haushalt 2016 mit 
einem Gesamtvolumen von 29 Milliarden Euro 
verabschieden. Wir setzen damit unsere solide 
Haushaltspolitik fort. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir halten Kurs trotz massiv gestiegener Mehraus-
gaben bei den Asyl- und Flüchtlingsausgaben, wir 
halten beim Schuldenabbau unseren Abbaupfad 
von 120 Millionen Euro konsequent ein, und, mei-
ne Damen und Herren, wir investieren weiter in die 
Zukunft unseres Landes. 
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(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir haben die niedrigste Neuverschuldung seit 
mehr als 40 Jahren, und wir halten spätestens 
2020 die Schuldenbremse ein - alles gute Gründe, 
meine Damen und Herren, dem Haushalt 2016 aus 
voller Überzeugung zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, noch nie musste ein 
Haushalt nach der Einbringung durch die Landes-
regierung während der Beratungen in einer sol-
chen Größenordnung von 867 Millionen Euro kor-
rigiert werden. Der Grund - das haben wir hier in 
den letzten Tagen sehr ausgiebig und zum Teil 
auch hitzig debattiert - ist die aktuelle Flüchtlingssi-
tuation in unserem Land.  

Herr Thümler, ich habe Ihre Worte sehr wohl ge-
hört, aber mir fehlt so ein bisschen der Glaube. In 
den drei Tagen Haushaltsberatungen, in denen wir 
ja auch intensiv über die Flüchtlingspolitik debat-
tiert haben, haben sich beide Oppositionsparteien 
nicht durch die Geste des Handausstreckens aus-
gezeichnet, sondern immer nur durch die Forde-
rung: Mehr, mehr, mehr! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Würden 
Sie ein einziges Mal auf uns zuge-
hen!) 

Im Rahmen dieser Haushaltsberatungen sind die 
Ansätze auf insgesamt 1,3 Milliarden Euro ange-
hoben worden - ein Rekordwert, meine Damen und 
Herren! Hier noch einmal in Kurzform die größten 
Positionen: 674 Millionen Euro für die Landesauf-
nahmebehörde, 275 Millionen Euro für die Kom-
munen über die Kostenabgeltungspauschale, die 
wir von 6 195 Euro auf 9 500 Euro erhöhen und 
2017 auf 10 000 Euro anheben werden,  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

144 Millionen Euro für die unbegleiteten Minderjäh-
rigen, 55 Millionen Euro für die Sprachförderung, 
267 Stellen für die Schulsozialarbeit und 1,5 Millio-
nen Euro für die Arbeitsmarktintegration, weil ge-
nau dort der richtige Einstieg ist: über Sprache und 
über Arbeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Trotz dieser enormen Beträge haben wir andere 
Politikfelder nicht aus den Augen verloren, meine 
Damen und Herren. Wir investieren weiter in die 
Zukunft unseres Landes und halten Kurs beim 
Schuldenabbau. Bei dieser Gelegenheit vielleicht 
auch noch einmal für alle zum Mitschreiben: Wir 
haben bei diesem Haushalt trotz aller zusätzlichen 
Aufgaben die niedrigste Neuverschuldung seit 
1973. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Zuruf von Reinhold 
Hilbers [CDU]) 

- Ach, Herr Hilbers ist auch wach. 

Diese Kraftanstrengung ist nur möglich, weil wir 
eine stabile wirtschaftliche Lage haben, hohe 
Steuereinnahmen und eine niedrige Zinslast. Das 
ist unbestritten. 

(Christian Dürr [FDP]: Das war doch 
keine Kraftanstrengung!) 

Ich mag mir gar nicht ausmalen, wie wir dagestan-
den hätten, wenn Sie, meine Damen und Herren 
der Opposition, hier in Niedersachsen noch das 
Sagen hätten oder wenn wir gar Ihren Vorschlägen 
auch nur im Ansatz nachgekommen wären. 

(Christian Grascha [FDP]: Dann hät-
ten wir vielleicht weniger Schulden!) 

Ihre Haushaltsanträge - das haben Sie ja in den 
letzten drei Tagen bewiesen - und die Haushalts-
beratungen haben sehr eindeutig gezeigt: Ihnen 
geht es nicht um eine nachhaltige Finanzpolitik, 
Ihnen geht es nur um Populismus und um Schlag-
zeilen - um mehr nicht! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ihre Haushaltsanträge, meine Damen und Herren 
der Opposition, sind nicht solide durchfinanziert, 
sondern sie bestehen aus unseriösen Einsparun-
gen und dubiosen Umschichtungen und haben mit 
Nachhaltigkeit nun weiß Gott gar nichts mehr zu 
tun. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir, meine Damen und Herren, diese rot-grüne 
Landesregierung unter der Führung von Stephan 
Weil und die sie tragenden Regierungsfraktionen, 
stehen für eine solide und vorausschauende 
Haushaltspolitik. Von diesem Weg lassen wir uns 
auch nicht durch Ihr Geschrei und Getöse abbrin-
gen. 
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(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Grascha [FDP]: 
Sie vernebeln doch nur Ihre Schul-
den!) 

Meine Damen und Herren, trotz dieser enormen 
Kraftanstrengung setzen wir klare Schwerpunkte. 
Unsere Zukunftsoffensive „Bildung“ wirkt. Wir 
nehmen weiterhin viel Geld für Bildung in die 
Hand, z. B. für das Abitur nach 13 Jahren, für ech-
te Ganztagsschulen und für die Förderung der 
Inklusion, und wir steigern die Stundenzahl der 
dritten Kraft in Krippen von 20 auf 23 - ein riesiger 
Erfolg im frühkindlichen Bereich, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir stärken unsere Hochschullandschaft und damit 
Innovation und Wettbewerbsfähigkeit in unserem 
Land. Wir stellen zusätzlich 150 Polizistinnen und 
Polizisten mehr ein und fördern den sozialen Woh-
nungsbau in Niedersachsen mit über 400 Millionen 
Euro. 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei 
den GRÜNEN) 

Wir investieren in die Landesliegenschaften und in 
die Infrastruktur in unserem Land. Und wir richten, 
meine Damen und Herren - das ist in dieser Zeit 
besonders wichtig -, eine Landeszentrale für politi-
sche Bildung wieder ein. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Das 
ist genau das Problem in Ihrem Haus-
halt!) 

- Die Menschen in diesem Land werden sehr wohl 
erkennen, dass Sie das nicht wollen. 

(Christian Dürr [FDP]: Die Salafisten 
werden reihenweise bei der Landes-
zentrale anrufen!) 

- Wir haben viele Zuschriften bekommen, die ge-
nau diesen Schritt in dieser schwierigen Zeit sehr 
begrüßt haben, Herr Dürr. 

(Jens Nacke [CDU]: Ach, das würde 
ich gern mal sehen!) 

- Können Sie gerne, Herr Nacke. 

(Jens Nacke [CDU]: Ach was?) 

Sie sehen, wir stellen unser Land zukunftsfest auf. 

Meine Damen und Herren, zum Ende der Haus-
haltsberatungen möchte ich mich ganz herzlich bei 
unserem Finanzminister Peter-Jürgen Schneider 
und seinem Haus, aber ganz besonders auch bei 
Frau Wethkamp für die gute Zusammenarbeit be-
danken. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Außerdem bedanke ich mich ganz herzlich bei 
meinen Kolleginnen und Kollegen von Bünd-
nis 90/Die Grünen, ganz besonders bei der Frakti-
onsvorsitzenden Anja Piel und beim haushaltspoli-
tischen Sprecher Gerald Heere. Euch ganz herzli-
chen Dank für die enge und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zum Abschluss, meine Damen und Herren: Nie-
dersachsen geht es gut, das sagen alle Zahlen.  

(Christian Grascha [FDP]: Das ist al-
lerdings eher trotz Ihrer Regierung!) 

Ein guter und erfreulicher Gradmesser dafür sind 
die Meldungen des letzten Tages: Niedersachsen 
hat die höchste Geburtenrate unter allen west-
deutschen Ländern, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Was 
nur am schwarzen Südoldenburg 
liegt, Frau Modder!) 

- Da muss ich Sie ein bisschen enttäuschen: auch 
so ein bisschen am Weserbergland und am Land-
kreis Leer.  

(Christian Dürr [FDP]: Landkreis 
Oldenburg ist auch gut! - Jens Nacke 
[CDU]: Trägt dafür jetzt auch noch der 
Ministerpräsident die Verantwortung, 
oder was?)  

Ich finde, ein so schöner Abschluss sollte uns auch 
Verpflichtung sein.  

(Jens Nacke [CDU]: Der Ministerprä-
sident hat dazu jedenfalls nichts bei-
tragen! - Zurufe) 

Präsident Bernd Busemann: 

Ruhe, bitte, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau 
Modder will noch ausführen. 
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Johanne Modder (SPD): 
Ganz zum Schluss, meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, wünsche ich Ihnen 
allen und Ihren Familien ein schönes, besinnliches 
Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue 
Jahr. Kommen Sie alle gesund wieder!  

In diesem Sinne vielen Dank. 

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Modder. - Meine Damen und 
Herren, es folgt jetzt für die Fraktion der FDP der 
Abgeordnete Christian Dürr. Herr Dürr, ich erteile 
Ihnen das Wort. 

Christian Dürr (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Das war ja ein interessanter Auftritt, 
Frau Modder. Also, dass jetzt der Ministerpräsident 
Stephan Weil dafür verantwortlich ist, dass die 
Geburtenrate in Niedersachsen gestiegen ist, da-
ran will ich ein ganz dickes Fragezeichen machen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Johanne Modder [SPD]: Zuhören! 
Nicht einmal das klappt bei Ihnen!) 

Aber im Ernst: Frau Modder, sehr geehrter Herr 
Minister Schneider - auch bezogen auf das, was 
Sie gerade gesagt haben -, bei Ihrem Haushalt von 
Solidität zu sprechen, wie Sie es gerade getan 
haben, oder, Herr Schneider, von Nachhaltigkeit zu 
sprechen, wie es am Dienstag der Fall war, das ist 
schon abenteuerlich. 

Herr Ministerpräsident, in Vorbereitung meiner 
Rede schaue ich immer gerne auch mal auf Ihrer 
Facebook-Seite vorbei. Da bin ich auf eine interes-
sante Aussage gestoßen, und zwar in Ihrem Inter-
view mit dem Sender ARD-alpha am 8. Dezember 
dieses Jahres. Da werden Sie wie folgt zitiert: 

„Ich möchte nicht, dass eine von mir ge-
troffene Entscheidung zukünftige Generatio-
nen belastet.“ 

Meine Damen und Herren, Solidität, Nachhaltig-
keit, keine Belastung, das sind also die Worte der 
Sozialdemokraten Modder, Schneider und Weil, 
die hier alle später aufstehen werden für eine wei-
tere halbe Milliarde Euro neuer Schulden in Nie-
dersachsen. Man muss den Eindruck haben, Sie 
sind gespaltene Persönlichkeiten, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Am Dienstag wurde den Fraktionen auf dieser 
Seite des Hauses ja vorgeworfen, wir befänden 
uns in einem Paralleluniversum. Ich meine, ich 
kenne diese Vorwürfe, und nehme sie eigentlich 
nicht ernst. Aber bei diesen Äußerungen von Ihrer 
Seite bin ich dann doch ein Stück weit ins Grübeln 
gekommen. Herr Weil, wenn 480 Millionen Euro 
neue Schulden für Sie keine Belastung zukünftiger 
Generationen sind, dann leben wir beide wirklich in 
gänzlich verschiedenen Universen. 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei 
der CDU - Johanne Modder [SPD]: 
Wie viel hatten Sie denn?) 

Selbstverständlich leiden kommende Generationen 
unter Verschuldung und schlechter Haushaltspoli-
tik. Das wissen Sie doch aus Ihrer Zeit als Ober-
bürgermeister von Hannover. Das ist doch der 
Grund, warum jetzt in Hannover die Schwimmbä-
der nicht saniert werden können, warum in Hanno-
ver die Kita-Beiträge erhöht werden müssen. In 
Hannover zahlt man - das muss man sich auf der 
Zunge zergehen lassen - jetzt den Höchstbeitrag 
für die Kita, wenn der Verdienst 600 Euro unter 
dem niedersächsischen Durchschnittseinkommen 
liegt. Das sind bei Ihnen schon Großverdiener, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei 
der CDU) 

Rot-grüne Politik belastet zukünftige Generationen 
und vor allem die arbeitende Mitte unserer Gesell-
schaft. Das sind die konkreten Auswirkungen Ihrer 
Entscheidungen, meine Damen und Herren. Nie-
dersachsen braucht jetzt die Kehrtwende in der 
Finanzpolitik, und das ginge auch. Deswegen le-
gen wir Ihnen heute einen ausgeglichenen Haus-
halt vor. 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei 
den GRÜNEN) 

Zum ersten Mal in der Geschichte des Landes - 
aber es ist möglich! Man muss nur den Willen zum 
Sparen haben. Man muss mit dem Geld der Steu-
erzahler umgehen können. 

Meine Damen und Herren, Sie haben am Dienstag 
lang und breit kritisiert, dass wir Ihre Wohlfühlpro-
jekte zur Disposition stellen. Aber das zeigt doch 
nur eines: Sie sind nicht in der Lage, Prioritäten zu 
setzen. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Islamis-
mus-Prävention!) 
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Wir müssen dort Prioritäten setzen, wo es für die 
Zukunft des Landes wichtig ist.  

Die Freien Demokraten legen einen Änderungsan-
trag für den Haushalt 2016 vor, der deutliche 
Schwerpunkte in den Bereichen Wachstum, Bil-
dung und Integration setzt und gleichzeitig ohne 
neue Schulden auskommt. Sie aber sind der Beleg 
für eine alte haushaltspolitische Weisheit: Der 
Haushalt wird nicht in finanziellen Krisenzeiten 
ruiniert, sondern in den guten Jahren - wie derzeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir setzen auf eine Haushaltspolitik mit Weitblick 
und haben dabei klare Schwerpunkte: Wachstum 
und Innovationsförderung.  

Niedersachsen muss wieder Innovationskraft ent-
wickeln. Das katastrophale Abschneiden unseres 
Bundeslandes beim KfW-Vergleich der Bundes-
länder, was die Existenzgründungen angeht, ist 
doch nur ein Beispiel dafür. Das Handwerk ist eine 
der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren. Hier wollen wir 
durch die Einführung von Innovationsgutscheinen 
Anreize schaffen.  

Wir haben Ihnen ein mehrjähriges Innovationspro-
gramm mit einem Gesamtvolumen von über 
55 Millionen Euro für Innovationen im Handwerk, in 
der Luft- und Raumfahrt und für Innovationen von 
kleinen und mittelständischen Unternehmen vorge-
legt.  

Und wir fordern eine Offensive zur Sanierung 
kommunaler Straßen und Brücken, meine Damen 
und Herren. Damit setzen wir die von der Landes-
regierung, von Herrn Lies entnommenen Gelder 
aus dem Entflechtungsgesetz wieder da ein, wo 
sie hingehören, nämlich im kommunalen Straßen-
bau. Wir machen Schluss mit Ihrem infrastruktur-
feindlichen Verteilungsschlüssel zu Lasten des 
ländlichen Raumes. Wir stellen den Kommunen für 
den Bau und Erhalt ihrer Straßen über 31 Millionen 
Euro mehr zur Verfügung. Das ist notwendig für 
das Flächenland Niedersachsen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Und was machen Sie? Sie gönnen sich eine halbe 
Milliarde Euro auf Pump und nehmen zusätzlich 
den Kommunen das Geld weg. Das zeigt doch: Sie 
sind mit Ihrem großen Umschichtungsprojekt gran-
dios gescheitert, Herr Lies  - aber das haben Sie ja 
auch nicht freiwillig aufgelegt, sondern auf Druck 
der Grünen -, 60 % der Mittel nach dem Entflech-
tungsgesetz für den ÖPNV und nur noch 40 % für 

den kommunalen Straßenbau zur Verfügung zu 
stellen.  

Das Ergebnis der ganzen Geschichte war, dass 
die ÖPNV-Mittel nicht abgerufen wurden. Die ha-
ben Sie jetzt genommen und sanieren damit die 
Landesstraßen. Das ist nicht nur unseriös, das ist 
gegen den ländlichen Raum, um das sehr deutlich 
zu sagen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Gerald Heere [GRÜNE]: Wären Sie im 
Haushaltsausschuss gewesen, wüss-
ten Sie, dass das falsch ist!) 

Was das Thema Integration betrifft, so ist schon 
gesagt worden: In diesem Jahr sind so viele 
Flüchtlinge nach Niedersachsen gekommen wie 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht mehr, 
und der Strom wird in absehbarer Zeit vermutlich 
nicht abreißen. 

Der Schlüssel zur Integration - auch das betonen 
ja alle in ihren Sonntagsreden - ist doch die Spra-
che. Wir wollen daher eine deutliche Aufstockung 
der Sprachförderung an Schulen und Investitionen 
in weitere Pädagogische Mitarbeiter in Höhe von 
fast 10 Millionen Euro. Da zahlreiche Flüchtlinge 
viele Monate in Erstaufnahmeeinrichtungen ver-
bringen, muss das Erlernen der Sprache schon 
hier beginnen, sonst verstreicht ungenutzte Zeit, 
meine Damen und Herren. Deswegen haben wir in 
unseren Änderungsanträgen vorgesehen, Sprach-
kurse auch in den Einrichtungen mit insgesamt 
5 Millionen Euro zu finanzieren.  

Und was machen Sie? - Ihre Prioritäten liegen 
offenbar woanders. Das haben wir ja alle gesehen: 
Vor genau einem Jahr hatten wir eine namentliche 
Abstimmung zu einem anderen Thema, nämlich 
zum Thema Sprachförderung für die Menschen, 
die derzeit bei uns Zuflucht suchen. Sie alle haben 
damals namentlich dagegen gestimmt. Die Abge-
ordnete Polat hat gegen Geld für Sprachkurse 
gestimmt, die Abgeordnete Piel, die Abgeordnete 
Schröder-Köpf, der Abgeordnete Weil. Sie alle 
haben gegen Sprachkurse für Flüchtlinge ge-
stimmt. Und auch jetzt machen Sie zu wenig für 
die Menschen, die bei uns in Niedersachsen Zu-
flucht suchen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das sage ich auch in Richtung der Schulministerin: 
Sie gönnen sich eine halbe Milliarde Euro auf 
Pump, meine Damen und Herren - ich finde das 
unglaublich, wir hatten gestern die Beantwortung 
der Dringlichen Anfrage -, Frau Heiligenstadt, 
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trotzdem verwehren Sie den Kindern in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen den Schulbesuch. Das ist 
unmenschlich, um das deutlich zu sagen. Sie ha-
ben ein Anrecht auf Schule und Bildung - auch 
diese Menschen haben das, meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Drittens. Wir bleiben bei dem Schwerpunkt Bil-
dung. Wir hören seit Jahren zunehmend Klagen 
aus den Schulen, dass die Lehrerinnen und Lehrer 
neben der reinen Lehrtätigkeit weitere Aufgaben 
übernehmen müssen. Es ist daher richtig, den 
flächendeckenden Ausbau der Schulsozialarbeit 
an den weiterführenden allgemeinbildenden Schu-
len und eine Aufstockung der Zahl der Schulpsy-
chologen um mehr als 60 % zu ermöglichen. Dafür 
haben wir in unseren Änderungsanträgen 7,1 Milli-
onen Euro zur Verfügung gestellt - ohne neue 
Schulden. Und was machen Sie? - Sie gönnen 
sich eine halbe Milliarde Euro auf Pump  

(Gerald Heere [GRÜNE]: Sie finanzie-
ren das aber nicht ordentlich! Sie tun 
nur so!) 

und schaffen trotzdem die Förderschulen ab, Sie 
vernachlässigen die Inklusion im Land, Sie verab-
schieden sich vom Aufwuchs der Schulpsycholo-
gie. Wir haben 925 000 Schülerinnen und Schüler, 
aber nur 75 Schulpsychologen im Land.  

Frau Heiligenstadt, ich komme noch einmal auf die 
Sprachlernklassen zurück. Sie mussten das ges-
tern ja zugeben. Sie lehnen derzeit die Anträge 
von Schulleitungen auf Sprachlernklassen ab. Der 
Hohn an der Sache ist, dass jetzt die Schulleiter 
Konzept schreiben müssen und nicht mehr der 
Nachweis des Bedarfes reicht. Jeder Schulleiter 
muss ein Konzept schreiben, damit er eine Sprach-
lernklasse genehmigt bekommt. Wie verrückt ist 
das denn, meine Damen und Herren? Diese Kin-
der sollen Deutsch lernen. Da braucht es doch 
nicht 1 000 Seiten beschriebenes Papier, sondern 
wir brauchen die Hilfe bei den Menschen vor Ort.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Jörg Bode [FDP]: Wir brauchen mehr 
Lehrer!) 

Diese Schwerpunkte zeigen doch: Eine verantwor-
tungsbewusste Politik mit Weitblick für die Heraus-
forderungen des Landes lässt sich sehr wohl mit 
einem ausgeglichenen Haushalt verbinden.  

Frau Modder, es ist bezeichnend, dass Sie sich am 
Dienstag bei der Generaldebatte in der Außendar-

stellung - das will ich unterstreichen - blamiert ha-
ben. Sie verkünden im Plenum ganz stolz von 
diesem Rednerpult, dass Niedersachsen beim 
Wachstum über dem Bundesdurchschnitt liege. In 
der Tat - das steht im Monitor - wuchs mittelfristig 
das Bruttoinlandsprodukt in Niedersachsen real um 
11,6 %, im Bundesdurchschnitt betrug das Wachs-
tum aber nur 10,1 %. Frau Kollegin Modder, leider 
beziehen sich diese Zahlen, da muss man genau 
nachschauen, auf die Jahre 2009 bis 2014. 

(Johanne Modder [SPD]: Nein, das 
war bis zum 2. Halbjahr 2015! Sie sa-
gen hier nicht die Wahrheit!) 

Für die Jahre 2009 bis 2013 können Sie sich beim 
ehemaligen Wirtschaftsminister Jörg Bode bedan-
ken; denn im Jahr 2014 ist Niedersachsen leider 
nur unterdurchschnittlich gewachsen, meine Da-
men und Herren. Wir helfen Ihnen gerne mit unse-
ren Änderungsanträgen zum Haushalt. Aber Ihre 
Reden so zu schreiben, dass sie der Realität ent-
sprechen, müssen Sie schon selbst hinkriegen, 
Frau Kollegin Modder. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ich komme zum Schluss. Herr Minister Schneider, 
nachdem ich Sie am Dienstag hier als Partygänger 
bezeichnet habe und bei dem Bild selbst ein biss-
chen schmunzeln musste, will ich das an dieser 
Stelle zurücknehmen. Ich habe mir Ihre Buchungs-
tricks gegenüber den Kommunen angeschaut: Sie 
lassen die Kommunen Forderungen einstellen, 
stellen aber selbst nichts im Haushalt dafür zurück. 
Das ist sehr unseriös. Deswegen möchte ich zum 
Schluss sagen: Sie erinnern mich doch eher an 
den unseriösen Gebrauchtwagenhändler auf dem 
Kiesplatz, der sein Geld damit verdient, seine Kun-
den übers Ohr zu hauen, indem er die Tachos 
seiner Autos zurückdreht.  

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei der FDP und bei 
der CDU - Helge Limburg [GRÜNE]: 
Jetzt mal nichts gegen Gebrauchtwa-
genhändler!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Dürr. - Meine Damen und Her-
ren, jetzt fehlt noch die Schlusserklärung für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Frau Anja Piel, 
ich erteile Ihnen das Wort. Bitte sehr! 
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Anja Piel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach 
vier Tagen angeregter und zum Teil auch aufge-
regter Debatten rund um unseren Haushalt bedan-
ke ich mich zunächst einmal bei den Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD, ganz besonders bei 
dir, Johanne Modder, und bei der haushaltspoliti-
schen Sprecherin Renate Geuter für die gute und 
fruchtbare Zusammenarbeit und - natürlich auch 
für meine Fraktion - für die Arbeit in den letzten 
Wochen und Monaten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Den Dank an das Finanzministerium mit seinem 
Team, an der Spitze Minister Schneider, habe ich 
gestern schon ausgesprochen. Ich will aber auch 
den Oppositionsfraktionen für die angeregten De-
batten und für die engagierten Auseinanderset-
zungen der letzten Tage herzlich danken.  

Weihnachtsmärchen brauche ich in diesem Jahr 
weniger; denn davon hat uns Schwarz-Gelb in den 
letzten Tagen allerhand geboten. Meine Damen 
und Herren, diese Landesregierung hat einen gu-
ten, einen soliden und belastbaren Haushalt vorge-
legt. Ich glaube, meine Damen und Herren von der 
Opposition, dass Sie dies im Grunde auch ganz 
genau wissen. Ich danke meiner Kollegin Modder 
in diesem Zusammenhang für die klaren Worte. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Ich möchte an dieser Stelle die Gelegenheit nut-
zen, noch einen Blick auf die Änderungsanträge 
der beiden Oppositionsfraktionen zu werfen. Meine 
Damen und Herren, wie sähe der Haushalt 2016 
aus, wenn CDU und FDP regieren würden?  

(Christian Grascha [FDP]: Besser!) 

Die Schuldenbremse würde die FDP in diesem 
Jahr und die CDU im nächsten Jahr einhalten wol-
len. Sehr schön, wer könnte etwas dagegen ha-
ben? 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
von Jens Nacke [CDU]) 

Ich darf an dieser Stelle gestehen, dass ich am 
Geburtstag des Ministerpräsidenten die Freude 
hatte, von der schwarzen Null zu probieren, 

(Christian Dürr [FDP]: Wie hat sie 
denn geschmeckt?) 

die von den Kollegen der FDP gekommen ist. Ich 
möchte das Geheimnis lüften. Die Torte war in der 

Tat sehr lecker. Außen hatte die schwarze Null 
eine sehr knackige, eine sehr feste Form, aber 
innen war der Biskuit ein wenig weich und ist ein 
bisschen in sich zusammengesackt.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das passt zu diesem Haushaltsentwurf der FDP. 
Meine Damen und Herren von der FDP, Ihr ausge-
glichener Haushalt funktioniert in etwa so wie diese 
schwarze Null. Die Null am Ende steht, wenn man 
aber in die Tiefe geht, wird es etwas fluffig und 
luftig an der Stelle.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Im Wesentlichen greifen Sie in Ihrem Entwurf - weil 
wir gerade bei Luftbuchungen sind - auf bestehen-
de Kreditermächtigungen zurück, was - das wissen 
Sie eigentlich ganz genau - nichts anderes ist, als 
neue Schulden zu machen. Sie veräußern Lan-
deseigentum, was man bekanntlich jeweils nur 
einmal machen kann. Was ich sehr bezeichnend 
finde: Sie hoffen auf niedrigere Zinsen. Dabei wis-
sen Sie doch, dass die Zinsen niedriger kaum sein 
können.  

Ehrlicher ist da schon die CDU, die Farbe bekennt 
und teilweise sagt, wo sie wirklich sparen will. Dar-
über können wir uns dann auch trefflich streiten, 
über Luftbuchungen rede ich eigentlich nicht so 
gerne. Schauen wir doch einmal, was die CDU so 
fordert: Sie wollen bei der Förderung einer ökologi-
schen und klimaschonenden Landwirtschaft spa-
ren. Das kann man so machen, wenn man das 
denn will. Sie streichen über 100 Stellen beim  
LAVES, auch das ist möglich. Ich frage mich nur, 
was das Ziel einer solchen Landwirtschaft sein soll, 
wenn sie eine Zukunft haben soll. Eine Landwirt-
schaft, der Verbraucherinnen und Verbraucher, 
Umweltschützerinnen und Umweltschützer, An-
wohnerinnen und Anwohner - denn um die geht es 
auch - Vertrauen und Sympathie entgegenbringen, 
ist die Landwirtschaft, von der die Landwirtinnen 
und Landwirte am Ende leben müssen. Das haben 
wir bei Rot-Grün im Auge. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, dass die FDP den Kli-
mawandel ignoriert, haben wir in diesem Hause 
akzeptiert und begriffen, das kennen wir schon. 
Aber die CDU würde im Haushalt tatsächlich auch 
7 Millionen Euro für den Klimaschutz wegstreichen. 
Das muss man sich nach den Beschlüssen von 
Paris auf der Zunge zergehen lassen. Das kann 
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doch nach dem Weltklimagipfel von Paris nicht 
ernsthaft Ihre Absicht sein! 

Investitionen in Klimaschutz vor Ort - ob nun die 
Klimaschutzagentur, 

(Christian Dürr [FDP]: Die Klima-
schutzagentur schützt doch kein Kli-
ma!) 

der Runde Tisch Energiewende oder die Förde-
rung energetischer Sanierung an den Häusern - 
sind notwendig und Investitionen in eine sich wan-
delnde Realität. Wir würden nicht nur dem Klima, 
sondern auch uns selbst schaden, wenn wir hier 
nicht weiter voranschreiten. 

(Zuruf von Martin Bäumer [CDU]) 

- Herr Bäumer, das wissen Sie ganz genau. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, schließlich noch ein 
Wort zur Flüchtlingspolitik. Ich habe noch immer 
nicht ganz verstanden, wie das mit der schwarzen 
Null funktionieren soll, 

(Christian Grascha [FDP]: Gucken Sie 
doch in unsere Anträge!) 

wenn Sie gleichzeitig meinen, dass wir für die 
Flüchtlingspolitik nicht genug tun. 

(Christian Grascha [FDP]: Das ma-
chen wir doch!) 

Mir fehlt auch die Vorstellung - ich habe eine 
kaufmännische Ausbildung -, wie Sie angesichts 
der von Ihnen beschriebenen Abbaupfade die er-
forderlichen Mittel für die Herausforderungen, die 
die vielen Menschen, die in Not zu uns kommen, 
mit sich bringen, hätten zur Verfügung stellen wol-
len. Vor dem Hintergrund der Abbaupfade, die Sie 
beschreiben, weiß ich nicht, woher Sie die Luft 
hätten nehmen wollen - vielleicht ein bisschen wie 
beim Biskuit. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Christian 
Grascha [FDP]: Gucken Sie doch ein-
fach in unsere Anträge! Das beant-
wortet auch diese Frage!) 

Wir setzen darauf, Menschen einen Platz in unse-
rer Gesellschaft anzubieten, mit ihnen gemeinsam 
Lösungen zu suchen und die nötigen Unterkünfte 
zügig auszubauen. Dafür nehmen wir das erforder-
liche Geld in die Hand. Das sind für uns notwendi-
ge und sinnvolle Investitionen in die Zukunft. 

Ich fand das, was Sie, Herr Dürr, eben gesagt 
haben, entlarvend. Sie haben nämlich gesagt, 
dass wir nicht an künftige Generationen denken. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja!) 

Was tun wir denn an dieser Stelle, wenn wir die 
Herausforderungen annehmen? Wir denken an die 
künftigen Generationen und investieren in die Zu-
kunft aller Menschen, die nach Niedersachsen 
kommen. Das ist die Aufgabe, die wir uns ins 
Stammbuch geschrieben haben. Wir setzen da-
rauf. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Christian Dürr [FDP]: Sie 
schmeißen das Geld zum Fenster 
hinaus! Sie machen Schulden auf 
Kosten unserer Kinder! Das ist doch 
das Problem! - Christian Grascha 
[FDP]: Schulden, Schulden, Schul-
den! Das ist das Einzige, was ihr ma-
chen könnt!) 

Diese Debatte hat uns wieder einmal klargemacht, 
dass es gute Gründe dafür gibt, dass Schwarz-
Gelb in diesem Land nicht regiert, und gute Grün-
de dafür, dass sich SPD und Grüne gemeinsam 
die Mühe machen, nach den besten Lösungen zu 
suchen. 

Wir sind vielleicht keine Rockstars; das gebe ich 
ehrlich zu. Aber wir sind ja hier auch nicht bei Rock 
am Ring. Dort geht es nämlich darum, in drei Ta-
gen auf großen Bühnen seine Fertigkeiten zu zei-
gen. Aber auch eine engagierte Boyband, wie Sie 
hier vorne, sind noch keine Rolling Stones, ihr 
Lieben. Das müsst ihr auch einmal begreifen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Die Herausforderungen, denen sich diese Landes-
regierung stellt und die die Landespolitik betreffen, 
erfordern stetiges, ruhiges und unaufgeregtes 
Handeln. Genauso machen wir unsere Arbeit. Die 
machen wir ernsthaft, und die machen wir unauf-
geregt. Dafür danke ich noch einmal den Fraktio-
nen auf der linken Seite; denn wir legen Aufge-
regtheiten nach hinten und machen gemeinsam 
eine ruhige Politik. 

(Björn Thümler [CDU]: Eine einschlä-
fernde Politik!) 

Wir erleben in Niedersachsen - das ist auch der 
Grund, warum wir das so ruhig machen - gerade 
ein unendlich wertvolles und unbezahlbares ge-
samtgesellschaftliches Engagement von sehr vie-
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len Menschen, die sich den großen Herausforde-
rungen pragmatisch, unprätentiös und in vielen 
Fällen sogar ehrenamtlich stellen. Wenn Sie also 
nach echten Rockstars und echten Stars suchen, 
dann empfehle ich Ihnen: Besuchen Sie die Men-
schen beim THW! Besuchen Sie die Menschen bei 
der Feuerwehr! Besuchen Sie die Landfrauen, die 
Frauen des Roten Kreuzes, die für die Flüchtlinge 
kochen, die Kleidung ausgeben und die sich in den 
Kleiderkammern die Füße in den Bauch stehen! 
Besuchen Sie sie!  

(Christian Grascha [FDP]: Die brau-
chen aber eigentlich Unterstützung! 
Genau diese Leute lassen Sie doch 
im Stich!) 

Dort finden Sie die Stars, die Sie suchen. Dort 
finden Sie diejenigen, die unseren Dank verdienen, 
weil sie genau das leisten, was wir in keinem Lan-
deshaushalt abbilden können. Auch Sie hätten das 
nicht gekonnt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ich wünsche Ihnen allen, vor allen Dingen den 
Menschen da draußen, die für uns tätig sind, 
schöne Feiertage, Ruhe und besinnliche Tage; 
auch für uns. Ich wünsche Ihnen das an den Feier-
tagen. Nehmen Sie die Gelegenheit wahr! Führen 
Sie diese Gespräche! 

Vielen Dank.  

(Starker, anhaltender Beifall bei den 
GRÜNEN und bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, das waren die Schluss-
erklärungen. Wir kommen gleich zur Schlussab-
stimmung. 

(Frank Oesterhelweg [CDU] unterhält 
sich mit Anja Piel [GRÜNE]) 

- Herr Oesterhelweg, es ist schön, wie Sie nieder-
knien. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin: 
Ich lasse gleich die Schlussabstimmung durchfüh-
ren. Aber laufen Sie dann nicht auseinander! Es 
folgt noch eine weitere Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, bitte nehmen Sie Platz! 
- Wir kommen zu der Schlussabstimmung zu 
dem Haushaltsgesetz.  

Wer dem Entwurf eines Gesetzes über die Fest-
stellung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 
2016 in der Drucksache 17/4093 mit den be-
schlossenen Änderungen sowie § 1 in der Fas-
sung der Unterrichtung in der Drucksache 17/4800 
nunmehr endgültig seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich aufzustehen. - Die Gegenprobe! - Ich 
denke, Enthaltungen schließen sich bei diesem 
Bild aus. - So ist es auch. Das Erste war die Mehr-
heit. Damit ist das Haushaltsgesetz so beschlos-
sen. 

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, laufen 
Sie nicht weg! Wir kommen nun zur Abstimmung 
über den gemäß § 23 Abs. 1 Satz 2 der Ge-
schäftsordnung des Landtages in die Beratung 
einbezogenen Antrag der FDP-Fraktion. Wer den 
Entschließungsantrag der Fraktion der FDP in der 
Drucksache 17/4786 annehmen möchte, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Mit einem Augenzwinkern war das 
Zweite die Mehrheit. Der Antrag ist damit abge-
lehnt. 

Meine Damen und Herren, damit sind die Abstim-
mungen zum Haushalt 2016 abgeschlossen. 

Ich darf Sie um einen Moment Geduld bitten, weil 
wir im Präsidium eine kleine Veränderung vorneh-
men. Herr Vizepräsident Bachmann wird gleich 
den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufen. 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um das gleich 
klarzustellen: Das war das Signal, dass ich ein-
satzbereit bin, Herr Nacke. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 36: 
Erste Beratung: 
Entwurf eines Niedersächsisches Gesetzes zur 
Ausführung der §§ 43 - 45 a des Aufenthaltsge-
setzes (Nds. Integrationsgesetz - NIntG) - Ge-
setzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 17/4769  

Zur Einbringung hat sich gemeldet der Vorsitzende 
der CDU-Fraktion, Herr Kollege Björn Thümler. Sie 
haben das Wort. Bitte schön! 
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Björn Thümler (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Asyl- und Flüchtlingspolitik hat den 
Landtag in diesem Jahr in besonderer Weise be-
schäftigt. Dies wird auf absehbare Zeit auch so 
bleiben. 

Diese rot-grüne Koalition hat es nicht nur ver-
säumt, sich rechtzeitig auf die schon lange er-
kennbar ansteigende Zahl von Flüchtlingen vorzu-
bereiten; sie tut gegenwärtig auch zu wenig, um 
die Voraussetzungen für die erfolgreiche Integrati-
on dieser Menschen in unsere Gesellschaft zu 
schaffen. 

Meine Damen und Herren, wir haben gerade von 
Frau Piel gehört, Sie ruhen sich auf dem Engage-
ment der Ehrenamtlichen aus. So zumindest ist es 
deutlich herübergekommen. Ich sage Ihnen: Das 
ist zu wenig. Die Ehrenamtlichen arbeiten an die-
ser Stelle mittlerweile wirklich über der Belas-
tungsgrenze. Sie müssen entlastet, und ihnen 
muss gedankt werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, auch beim Thema In-
tegration laufen Sie der Entwicklung wieder einmal 
hinterher. Ich nenne beispielsweise das Thema 
Sprachförderung. 

Auch die Integrationsbeauftragte der Landesregie-
rung, der immerhin zwei Referate der Staatskanz-
lei zuarbeiten, hat bislang keinerlei konzeptionelle 
Vorarbeit geleistet. Der einzige Arbeitsnachweis, 
den Frau Schröder-Köpf in den letzten Wochen 
erbracht hat, bestand in der Vorlage des Interkultu-
rellen Kalenders für 2016. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist unver-
schämt!) 

Diesem Kalender, meine Damen und Herren, 
konnte ich übrigens entnehmen - passen Sie ein-
mal auf! -,  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Unverschämt! 
Unverschämt!) 

dass Heilige Drei Könige 2016 bereits am 
5. Januar stattfinden soll, meine Damen und Her-
ren. Die Frage ist: Welcher integrative Ansatz 
steckt dahinter, und wissen die Kirchen bereits, 
dass dieser Feiertag einen Tag vorverlegt worden 
ist? - Mir ist das nicht klar. 

(Zustimmung bei der CDU - Filiz Polat 
[GRÜNE]: Mein Gott!) 

Meine Damen und Herren, von den 1 Million 
Flüchtlingen, die allein in diesem Jahr nach 
Deutschland gekommen sind bzw. noch kommen 
werden, werden viele dauerhaft bei uns bleiben. 
Die Integration dieser Menschen in unsere Gesell-
schaft gehört von daher zu den wichtigsten politi-
schen Aufgaben der nächsten Jahrzehnte. Die 
Bewältigung dieser Aufgabe erfordert eine langfris-
tig ausgerichtete Politik und ein Gesamtkonzept, 
das klare politische Ziele formuliert. Die Fehler, die 
wir beim Zuzug der Gastarbeiter in den 50er-, 
60er- und 70er-Jahren gemacht haben, dürfen wir 
ausdrücklich nicht wiederholen. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Aus diesem Grund, meine Damen und Herren, 
streben wir für Niedersachsen ein eigenes Integra-
tionsgesetz an, das die Regelungen im Aufent-
haltsgesetz des Bundes sinnvoll ergänzt. Wir wol-
len den wirklich Schutzbedürftigen eine neue Hei-
mat geben und sie schnell integrieren. Es geht 
darum, den Asylsuchenden mit Bleibeperspektive 
eine gute Integrationsperspektive zu eröffnen. 

Kernpunkt unseres Gesetzentwurfs ist der Grund-
satz des Förderns und Forderns; denn mit Rechten 
sind auch immer Pflichten verbunden. Ein Grund-
satz, der der Landesregierung fremd zu sein 
scheint, wie wir auch im Zusammenhang mit der 
jüngsten Diskussion über den Vertrag mit den 
Moslemverbänden gesehen haben. 

Meine Damen und Herren! Integration braucht die 
Bereitschaft und die eigenen Anstrengungen der 
Zuwanderer. Wer in Niedersachsen dauerhaft le-
ben will, der muss die deutsche Sprache lernen, 
Bildungsangebote annehmen und hier für seinen 
Lebensunterhalt arbeiten wollen. Dabei wollen wir 
die Zuwanderer nach Kräften unterstützen.  

Jeder Zuwanderer muss zudem unsere Werteord-
nung und Leitkultur achten; denn sie sind die 
Grundlage für das Zusammenleben in Niedersach-
sen und in Deutschland. Dazu gehört auch die 
verpflichtende Teilnahme an den Sprach- und In-
tegrationskursen des Bundes.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Meine Damen und Herren! Bundestag und Bun-
desrat haben im Oktober beschlossen, dass Integ-
rationskurse nicht mehr nur für anerkannte Asyl-
bewerber verpflichtend vom Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge angeboten werden, sondern 
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auf freiwilliger Basis auch für Asylsuchende mit 
Bleibeperspektive ermöglicht werden.  

Zusätzlich können die Länder nach § 45 des Auf-
enthaltsgesetzes integrationsbegleitende Angebo-
te machen, damit die Förderung zum Spracher-
werb zu einer nachhaltigen Eingliederung in alle 
Lebensbereiche beiträgt. Genau hier setzt unsere 
Konzeption an. Es geht darum, für Asylsuchende 
mit Bleibeperspektive eine strukturierte Integration 
unmittelbar nach der Registrierung in der Erstauf-
nahmeeinrichtung zu beginnen. 

Erstens. Um in Niedersachsen flächendeckend 
integrationsbegleitende Angebote unterbreiten zu 
können, wollen wir Integrationszentren in allen 38 
niedersächsischen Landkreisen, den kreisfreien 
Städten und der Region Hannover einrichten.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Zweitens. Der Asylbewerber erhält einen Anspruch 
auf integrationsbegleitende Maßnahmen und hat 
die Verpflichtung, an diesen regelmäßig und ge-
wissenhaft teilzunehmen und mitzuwirken. 

Drittens. Das Angebot an integrationsbegleitenden 
Maßnahmen umfasst Sprachkurse, Fortbildungs-
kurse, Betriebspraktika und ebenso Maßnahmen 
der kulturellen Integration. 

Viertens. Grundlage für sämtliche Integrations-
maßnahmen ist ein Integrationsvertrag, den der 
jeweilige Landkreis im Auftrag des Landes mit dem 
einzelnen Asylbewerber schließt. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Dieser verpflichtet beide Seiten, alle Anstrengun-
gen zu unternehmen, um eine erfolgreiche Integra-
tion zu erreichen. 

Dass es in den 50er-, 60er- und 70er-Jahren bei 
den Gastarbeitern falsch gelaufen ist, ist darauf 
zurückzuführen, dass sich keiner die Mühe ge-
macht hat, die Menschen über die Vermittlung der 
deutschen Sprache in diese Gesellschaft zu integ-
rieren. Statt sie zu integrieren, wurde über die Ma-
schinenknöpfe aus Bequemlichkeit einfach in de-
ren Heimatsprache darübergeschrieben, was das 
bedeutet. Keiner hat sich darum gekümmert. Das 
ist zu wenig, meine Damen und Herren. Deshalb 
muss das geändert werden.  

(Beifall bei der CDU - Filiz Polat 
[GRÜNE]: Deshalb haben wir auch In-
tegrationskurse eingeführt!) 

Meine Damen und Herren, natürlich kann letztlich 
niemand zu einer erfolgreichen Integration ge-
zwungen werden. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Wer hat denn 
die Integrationskurse eingeführt? Das 
war Rot-Grün! Orientierungskurse!) 

Ich bin jedoch der Ansicht, dass wir zusätzliche 
Anreize schaffen müssen, um ein gewisses Maß 
an Verbindlichkeit bei den Integrationsbemühun-
gen auf beiden Seiten zu erreichen.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist unglaub-
lich! Reden Sie mal mit den Integrati-
onsstellen vor Ort!) 

Mit einem Integrationsgesetz, das auf den be-
schriebenen Prinzipien des Förderns und Forderns 
aufbaut, setzen wir genau das um, was die Unter-
nehmerverbände Niedersachsen in ihrer Erklärung 
zum Aktionsbündnis „Niedersachsen packt an“ 
gefordert haben. Wir machen deutlich, was wir von 
den Zuwanderern einfordern und was sie von uns 
als Unterstützung erwarten dürfen, und zwar nicht 
nur als unverbindlichen Aufruf, sondern in rechtlich 
verbindlicher Form.  

Es reicht nicht aus, meine Damen und Herren, 
Integration nur zu moderieren, sondern Sie müs-
sen sie auch organisieren. Und da haben Sie er-
hebliche Defizite. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Das niedersächsische Integrationsgesetz ist des-
halb das dringend notwendige Signal an alle 
Flüchtlinge, dass sie in Niedersachsen tatsächlich 
willkommen sind und nicht als Zahl behandelt wer-
den. Der Gesetzentwurf sendet zugleich eine wich-
tige Botschaft in die Aufnahmegesellschaft. Es 
reicht eben nicht aus, dass wir Probleme benen-
nen. Als verantwortliche Politiker sind wir auch 
dazu verpflichtet, praktikable Lösungen anzubie-
ten. 

Mein Dank gilt an dieser Stelle ausdrücklich dem 
Kollegen Uwe Schünemann, der maßgeblich mit 
der von der CDU-Landtagsfraktion eingerichteten 
„Ideenwerkstatt Südniedersachsen“ dieses Kon-
zept entwickelt hat. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Meine Damen und Herren! Das ist mehr, als die 
Landesregierung an dieser Stelle jemals vorgelegt 
hat.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Deswegen hoffe ich, dass Sie, Frau Kollegin Polat, 
außer klugen Zwischenrufen 

(Zuruf von der FDP: Die sind nicht mal 
gut!) 

gelegentlich einmal die Kraft finden, sich damit 
auch inhaltlich auseinanderzusetzen, und im zu-
ständigen Ausschuss bei der Beratung dieses 
Gesetzentwurfs die notwendige Ernsthaftigkeit an 
den Tag legen, weil er am Ende genau das ist, 
was ich Ihnen vorhin schon klarzumachen versucht 
habe, nämlich ein gemeinsamer Weg, Integration 
in diesem Land zu ermöglichen, die Menschen als 
solche anzunehmen und nicht den Fehler zu ma-
chen, ideologisiert das eine in den Topf und das 
andere in jenen Topf zu legen. Diese Politik, die 
Sie über Jahre und Jahrzehnte betrieben haben,  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Unverschämt!) 

ist gerade gestern gescheitert, weil Sie in der Rea-
lität auf hartem Boden angekommen sind.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn Sie es nicht glauben, dann lesen Sie es 
heute in den Kommentaren in den Zeitungen nach. 
Die sagen Ihnen das. Glauben Sie mir: Das fällt 
Ihnen auf die Füße. Beraten Sie es anständig! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Thümler für die Einbrin-
gung dieses Gesetzentwurfs. - Im Rahmen der 
Aussprache hat jetzt für die Fraktion der SPD der 
Abgeordnete Dr. Christos Pantazis das Wort. 

Dr. Christos Pantazis (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Thümler, vorneweg: Nicht 
nur die 50er-, 60er- und 70er-Jahre, sondern auch 
die 80er- und die 90er-Jahre sind, was eine ord-
nungsgemäße Integration von Menschen mit Mig-
rationshintergrund betrifft, verschlafen worden. Ich 
habe die Folgen des Staatsbürgerschaftsrechts am 
eigenen Leibe erlebt, das erst 1999/2000 geändert 
worden ist. Da sind Sie meines Wissens nicht un-
bedingt die treibende Kraft gewesen, dieses Recht 
aus dem Jahr 1913 zu ändern.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Bevor ich auf den Entwurf eines niedersächsischen 
Integrationsgesetzes eingehe, möchte ich noch 
kurz die Leitlinien einer teilhabeorientierten Politik 
in Anbetracht der aktuellen Herausforderungen, 
denen sich unser Land bei der Integration von 
Menschen unterschiedlicher Herkunft gegenüber-
steht, skizzieren. Entsprechend unserer Koalitions-
vereinbarung stehen wir ein für ein weltoffenes 
Niedersachsen, in dem wir Vielfalt und Teilhabe 
stärken wollen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Diesem Prinzip - da wir Migrationspolitik seit dem 
Regierungswechsel als Querschnittsthema definie-
ren - ist die Arbeit in allen Ressorts der Landesre-
gierung untergeordnet. Im Sinne einer teilhabeori-
entierten Migrationspolitik lehnen wir daher eine 
Trennung in „Wir“ und „Ihr“ ab und haben den in 
der Gesellschaft teilweise mit falschen politischen 
Voraussetzungen und Annahmen verbundenen 
Begriff „Integration“ durch den Anspruch auf Teil-
habe und Partizipation ersetzt. 

Auch wenn der aktuelle Anstieg der Zuwanderung, 
insbesondere seit Anfang September, unser Land 
vor große Herausforderungen stellt, folgt unsere 
Politik auch weiterhin eben genau dieser Maxime. 

Wie ich bereits in der Haushaltsberatung angeführt 
habe, verwenden wir zurzeit unsere ganze Kraft für 
die Versorgung und Unterbringung der vielen 
Flüchtlinge. 

Die größere Aufgabe stellt - das haben Sie richtig 
angesprochen - die Integration durch Teilhabe der 
vielen neuen Menschen in unserer Gesellschaft 
dar. Diese neue Aufgabe wird uns lange Zeit sehr 
intensiv fordern - weit über die laufende Wahlperi-
ode hinaus.  

Das spiegelt sich bereits jetzt auch in dem soeben 
verabschiedeten Haushalt wider. Denn verteilt auf 
die verschiedenen Ressorts haben wir soeben 
beschlossen, 1,3 Milliarden Euro für die Maßnah-
men der Migration und Teilhabe, und zwar grund-
solide, zu investieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist genau das Kapital, das wir heute investie-
ren und morgen durch gelebte Teilhabe vielfach 
ernten werden. Wenn wir dieses hier und heute 
beschlossen haben, dann haben wir das nicht nur 
ohne eine strukturelle Stoßrichtung getan. Dieses 
verfolgt nämlich landesseitig das Ziel, ein flächen-
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deckend lokales, also dezentrales Migrations- und 
Teilhabemanagement, zu etablieren. Denn es ist 
unsere feste Überzeugung, dass Dezentralität 
Teilhabe begünstigt, unabhängig davon, ob es sich 
um die Unterbringung und die Vermittlung von 
Arbeitsangeboten oder das Erlernen der deut-
schen Sprache handelt. Beispielsweise ist dies bei 
der Förderung ehrenamtlicher Hilfen wie den Integ-
rationslotsinnen und Integrationslotsen der Fall, die 
wir mit Mitteln des Sozialministeriums stützen. 

Ferner will ich hier ausdrücklich die Koordinie-
rungsstellen für Migration und Teilhabe nennen, 
die im kommunalen Bereich angesiedelt sind und 
eine Weiterentwicklung der dezentralen koordinie-
renden Migrationsarbeit in der Fläche, in den 
Kommunen vor Ort, ermöglichen. So haben von 48 
antragsberechtigten Gebietskörperschaften 47 
eine solche Koordinierungsstelle bereits eingerich-
tet. Anhand dieses Beispiels kann man sehen, 
dass die Mittel des Landes in der Fläche sehr gut 
angenommen werden.  

(Beifall bei der SPD) 

Das Gleiche gilt für die Flüchtlingssozialarbeit, die 
wir massiv ausweiten, die Anerkennungsberatung 
des IQ-Netzwerkes oder das Sonderprogramm 
„Sprachförderung für Erwachsene“ in bestehenden 
Strukturen der Erwachsenenbildung dezentral in 
der Fläche, die eine sprachliche und soziale Teil-
habe ermöglichen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, vor diesem 
Hintergrund greift der hier in der ersten Beratung 
vorliegende Gesetzentwurf bereits von der Stoß-
richtung her zu kurz, da er dem landesspezifischen 
Ansatz zuwider läuft und in seiner Grundstruktur 
die Gefahr von Doppelstrukturen in sich birgt, für 
die wir als Land entsprechend der Subsidiarität 
und Konnexität aufkommen müssten. 

Kommunal mag ein Integrationszentrum, wie es 
der originär zuständige Landkreis Goslar zu im-
plementieren versucht, ein migrationspolitischer 
Weg im örtlichen Wirkungskreis sein. Für die Lan-
desebene sehen wir allerdings die bereits im Bun-
desaufenthaltsgesetz geregelte Integration von 
Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und 
gesellschaftliche Leben mit Hilfe von Integrations-
kursen durch ein niedersächsisches Integrations-
gesetz auch in Anbetracht der von mir bereits dar-
gestellten bestehenden Strukturen als obsolet an.  

Ganz abgesehen davon müssen Sie zugeben, 
dass die Entstehungsgeschichte dieses Ausfüh-
rungsgesetzes nicht einer gewissen Komik, wenn 

nicht sogar Tragik entbehrt. Denn individuelle In-
tegrationsvereinbarungen haben Sie bei der Integ-
rationsfrontfrau Nummer eins der CDU, Julia 
Klöckner, abgekupfert. Wie ich vorhin schon er-
wähnte, strebt der Landkreis Goslar bereits seit 
längerer Zeit in seinem eigenen Wirkungskreis ein 
dem Namen entsprechendes kommunales Integra-
tionszentrum an und hat sich durch das Agieren 
Ihres dortigen ortsfremden Hauptautors mit einer 
Doppelplanung solcher Zentren konfrontiert gese-
hen. 

Da auch nach jahrelanger Erfahrung - genau ge-
nommen: zehn Jahre - offensichtlich immer noch 
Klärungsbedarf besteht, erlaube ich mir in diesem 
Zusammenhang, nochmals die Zuständigkeiten zu 
erläutern.  

Für die dezentrale Aufnahme und Verteilung von 
Flüchtlingen, aber auch für die Bewilligung eines 
solchen Zentrums sind die Landkreise und kreis-
freien Städte originär zuständig und nicht - ich 
erlaube mir, unseren Kollegen Dr. Saipa aus Go-
slar zu zitieren - „selbsternannte Integrationsken-
ner, die sich ein neues Image geben wollen“. 

Ich fasse daher abschließend zusammen: 

Das in dieser Form vorliegende Integrationsgesetz 
betrachten wir, auch in Anbetracht der von mir 
bereits erwähnten landesseitig existierenden In-
strumente, als obsolet.  

Ich persönlich werde auch den Eindruck nicht los, 
dass man, nachdem man im Umfeld dieser Geset-
zesgenese so viel Porzellan im Landkreis Goslar 
zerschlagen hat, den Landtag durch die Einrei-
chung dieses Entwurfs öffentlichkeitswirksam zu 
instrumentalisieren versucht.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Aber ich denke, dass wir in der anstehenden Aus-
schussberatung genug Zeit haben werden, Herr 
Thümler, diesen Fragen auf den Grund zu gehen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Pantazis. - Das Wort 
hat jetzt im Rahmen der Aussprache für die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen Frau Abgeordnete Filiz 
Polat. 
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Filiz Polat (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrte Kollegen von der CDU, seit 
einigen Wochen diskutieren wir über den Vor-
schlag, der auch auf Ihrem Bundesparteitag in 
Anlehnung an den Vorschlag von Julia Klöckner 
diskutiert wurde, Integrationsvereinbarungen un-
terschreiben zu lassen, Integration par ordre du 
mufti, von oben, zu verordnen, das Prinzip „För-
dern und fordern“ bei dem Thema Integration wie-
der in den Mittelpunkt zu stellen.  

An dieser Stelle, Herr Thümler, möchte ich festhal-
ten: Wir alle wissen, dass die zahlreichen Men-
schen, die hierher kommen, sich nicht der Integra-
tion verweigern, sondern, im Gegenteil, alle von 
Anfang an - das werfen Sie uns in jeglicher Rede 
vor - einen Sprachkurs machen und am liebsten 
gleich am ersten Tag ein Jobangebot bekommen 
würden, um hier gleich das zurückzugeben, was 
sie in den ersten Tagen erfahren haben, nämlich 
sehr viel Herzlichkeit. Sie wollen den Menschen 
hier nicht auf der Tasche liegen, sondern sie wol-
len hier arbeiten und alles zurückgeben, was sie in 
den ersten Tagen an Investitionen von uns be-
kommen haben.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Ich möchte Ihnen nur einmal ein Beispiel nennen. 
Wir haben das Thema Integrationskurse gehabt, 
Herr Thümler. Uns vorzuwerfen, dass wir die Feh-
ler der 60er- und 70er-Jahre nicht geheilt hätten, 
ist wirklich unverschämt.  

Rot-Grün war es, die erste rot-grüne Bundesregie-
rung, die Deutschland per Aufenthaltsgesetz zu 
einem Einwanderungsland gemacht hat. Wer hat 
denn die Integrationskurse etabliert? - Das war 
Rot-Grün! Wer hat die Migrationserstberatungsstel-
len in der Fläche ausgebaut oder überhaupt erst 
installiert? - Das war Rot-Grün! Wer hat den Migra-
tionsdienst und das Netzwerk geschaffen? - Das 
war Rot-Grün! Wer hat Ausländerbehörden zu 
Integrationsbehörden gemacht? - Das war Rot-
Grün, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Uns das hier vorzuwerfen! Wir gehen jetzt einen 
Schritt weiter und sagen: Die Integrationskurse 
müssen geöffnet werden, weil aufgrund der hohen 
Zahlen viele Menschen nicht schnell ihren Asylbe-
scheid bekommen und teilweise je nach Herkunft 
ein Jahr, zwei Jahre in der Aufenthaltsgestattung 

sind und somit von den Migrationserstberatungs-
stellen keine Beratung bekommen, keinen Zugang 
zu den Integrationskursen haben und keine Ar-
beitserlaubnis bekommen. 

Was hat Rot-Grün in Niedersachsen gemacht? - 
Rot-Grün hat schon 1990 das System der Flücht-
lingssozialarbeit etabliert. Dieses System, welches 
Sie abgebaut haben, bauen wir gerade wieder aus. 
Die Flüchtlingssozialberatungen sind genau für 
diejenigen geplant, die noch keinen Zugang zu den 
Migrationserstberatungsstellen haben, um nämlich 
dort die erste Beratung zu erfahren. 

Rot-Grün hat hier noch einmal 5 Millionen Euro 
draufgelegt, meine Damen und Herren. Das ist 
eine Integrationspolitik, die weitsichtig ist und die 
sich an die bestehenden Gegebenheiten anpasst, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von 
den GRÜNEN: So ist es!) 

Wenn es um die Integration in den Arbeitsmarkt 
geht, jetzt sozusagen den Migrantinnen und Mig-
ranten vorzuwerfen, sie wollten nicht arbeiten: Ich 
empfehle Ihnen wirklich - - - Unser Landkreis ist 
sehr gut aufgestellt. Herr Kollege Martin Bäumer 
weiß es. 

(Björn Thümler [CDU]: Das Gegenteil, 
Frau Polat! Reden Sie doch nicht 
solch einen Unsinn!) 

Wir haben schon ein Migrationszentrum. Die Bun-
desagentur für Arbeit, die Agentur für Arbeit in 
Osnabrück, hat ein 28-seitiges Papier herausge-
bracht. Daran sieht man einfach, wie bürokratisch 
das System der CDU ist, Menschen vom Arbeits-
markt abzuhalten. 28 Seiten - da blickt keiner mehr 
durch! Wir wissen das aus den Verhandlungen im 
Bundesrat: Sie teilen die Menschen immer noch in 
erste, zweite und dritte Klasse ein, anstatt zu sa-
gen, sie dürfen ein Praktikum machen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist doch un-
glaublich!) 

Schon das ist eine Hürde für die Zuwanderinnen 
und Zuwanderer; denn auch dazu brauchen sie 
eine Erlaubnis, meine Damen und Herren. Da 
fängt es an. Die Integrationsverweigerer im Land 
sind Sie und nicht die Bürgerinnen und Bürger, die 
hier zuwandern. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN - 
Ulf Thiele [CDU]: Frau Polat, Sie re-
den gerade über Politik der SPD-Ar-
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beitsministerin! Schauen Sie in Ihre 
eigenen Reihen!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Polat. - Das Wort hat 
jetzt für die FDP-Fraktion - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Greifen Sie wenigs-
tens Frau Nahles an!) 

- Herr Thiele, Sie sind im Moment nicht dran! 

(Zurufe - Unruhe) 

- Einen Moment, Herr Dr. Birkner! - Wenn sich 
alles beruhigt hat, erteile ich jetzt für die FDP-
Fraktion dem Kollegen Dr. Stefan Birkner das 
Wort. - Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Polat und Herr Minis-
terpräsident, als wir die Diskussion über „Nieder-
sachsen packt an!“ geführt haben, haben wir auch 
darauf hingewiesen, dass man im Parlament 
selbstverständlich auch Differenzen aushalten und 
sie ausdiskutieren muss. Aber das, was Sie, Frau 
Polat, hier gemacht haben, widerspricht dem Geist 
von „Niedersachsen packt an!“ in jeder Art und 
Weise, indem Sie ohne sachlichen Grund polarisie-
ren. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU - Lachen bei den GRÜNEN) 

Nehmen Sie die Dinge doch einmal ganz nüchtern! 
Es gibt von der größten Fraktion im Niedersächsi-
schen Landtag einen Gesetzentwurf zu dem ganz 
zentralen Punkt der Integration. Ich meine, dass 
wir alle - auch die Regierungsfraktionen - uns da-
mit ganz sachlich und nüchtern auseinandersetzen 
sollten, ohne zu polemisieren. Dass Sie dies gleich 
wieder in Angriffen formulieren, wird dem gemein-
samen Ziel, das wir formuliert haben, nämlich die 
Integration voranzubringen, überhaupt nicht ge-
recht.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vor diesem Hintergrund bitte ich, hier etwas abzu-
rüsten, die Dinge etwas nüchterner zu betrachten 
und hier nicht gleich emotional aus dem Ruder zu 
laufen.  

Meine Damen und Herren, für mich gehört das in 
den Kontext dessen, was wir als FDP-Fraktion im 
März 2015 mit unserem Entschließungsantrag 
„Deine Chance, unsere gemeinsame Zukunft“ be-

schrieben haben. Wir haben darin sehr umfassend 
ausgeführt, was wir für notwendig erachten, um die 
Herausforderungen, die gerade im Hinblick auf die 
Integration vor uns liegen, zu bewältigen. 

Ich will einige Punkte wiederholen, weil man aus 
unserer Sicht nicht einen Punkt isoliert herausgrei-
fen kann, sondern die Dinge im Zusammenhang 
sehen muss. Dazu gehört, dass wir am Ende ein 
Einwanderungsgesetz brauchen, in dem auch die 
Punkte, die jetzt hier angesprochen werden, mitge-
regelt werden könnten. Das bleibt für uns natürlich 
ein zentraler Punkt, der unabdingbar ist und der 
zwingend umgesetzt werden muss.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU 
sowie Zustimmung von Johanne 
Modder [SPD]) 

Wir brauchen die verbesserte Anerkennung von 
Bildungsabschlüssen. Wir wollen den Spracher-
werb verbessern und unterstützen und die Asylver-
fahren und alle Verfahren, die damit einhergehen, 
beschleunigen und eine Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt erreichen. In diesem Kontext kann na-
türlich auch ein solcher Gesetzesvorschlag ein 
Beitrag sein, aus unserer Sicht sinnvolle Punkte 
aufzugreifen. 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass sich hier der 
Ansatz des Förderns und des Forderns wiederfin-
det, weil es selbstverständlich ist, dass Integration 
beidseitig geschieht. Wir müssen als Gesellschaft 
von denjenigen, die zu uns kommen, die hier blei-
ben wollen und integriert werden sollen, fordern, 
und wir müssen sie aber auch fördern und in die 
Lage versetzen, den Ansprüchen, die man hier an 
sie stellt, überhaupt gerecht werden zu können. 
Deshalb begrüßen wir, dass dieser Grundsatz hier 
ausdrücklich festgeschrieben wird.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, auch das Ziel einer 
Integrationsvereinbarung, die als Idee nicht so neu 
ist, kann hierbei behilflich sein und ist daher dem 
Grunde nach zu begrüßen. 

Wir begrüßen auch ausdrücklich, dass ein An-
spruch der Ausländer auf integrationsbegleitende 
Kurse festgeschrieben wird. Das hat eine bestimm-
te, feste Rechtsqualität. Wir müssen uns allerdings 
erst einmal darüber Gedanken machen, ob die 
Ressourcen dafür vorhanden sind und ob wir 
überhaupt in der Lage sind, alles das, was wir 
schon haben und eigentlich anbieten wollen, zu 
realisieren. Wenn man einen Anspruch formuliert, 
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dann muss man dafür natürlich auch die finanziel-
len und personellen Ressourcen bereitstellen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, es gibt aber auch offe-
ne Fragen. Wie genau soll der Inhalt einer solchen 
Vereinbarung aussehen? Was genau ist Gegen-
stand der integrationsbegleitenden Kurse - Herr 
Pantazis sprach das ansatzweise an - in Abgren-
zung zu dem, was der Bund bereits macht? Wo 
sind Überschneidungen, wie kann man Doppelun-
gen vermeiden, was sind wirklich niedersachsen-
spezifische sinnvolle Ergänzungen? 

Was passiert eigentlich, wenn ein Ausländer, der 
Anspruch auf integrationsfördernde und begleiten-
de Maßnahmen hat, keine Integrationsvereinba-
rung abschließt? Dazu ist der Gesetzeswortlaut 
nicht klar; denn der Ausländer soll die Vereinba-
rung ja nur abschließen „können“. Bleibt sein An-
spruch erhalten, wenn er die Vereinbarung nicht 
abschließt, und wie wird der Anspruch realisiert? - 
Das ist eine Frage, die ganz praktisch zu klären ist.  

Wie sehen Sanktionsmaßnahmen aus, wenn man 
sich nicht an die Integrationsvereinbarung hält, und 
wie verhält sich dies eigentlich zu den vielfältigen 
konkreten Projekten des Bundes und der Kommu-
nen? 

Wir sind auch noch kritisch im Hinblick auf Integra-
tionszentren in der Art und Weise, in der sie dort 
formuliert sind. Das bleibt der Diskussion vorbehal-
ten.  

Es muss auf jeden Fall gewährleistet werden, dass 
die Vielfältigkeit der Akteure und das vielfältige 
ehrenamtliche, aber auch hauptamtliche Engage-
ment auf der kommunalen Ebene nicht durch eine 
staatliche Struktur überregelt und ersetzt wird. Wir 
glauben, dass das Engagement von unten, das 
Engagement des Ehrenamtes, hierbei dringend 
berücksichtigt und eingebunden werden muss, weil 
es am Ende die beste Integration ist, wenn sich 
Menschen aus der Gesellschaft für andere Men-
schen in dieser Gesellschaft engagieren.  

Die Dezentralität spielt für uns auch eine wichtige 
Rolle. Sie ist in diesem Gesetzentwurf angelegt 
und kann sicherlich auch erhalten werden.  

Meine Damen und Herren, unter dem Strich werten 
wir das als einen konstruktiven Beitrag für die Dis-
kussion, die sich mit der zentralen Herausforde-
rung auseinandersetzt, nämlich wie die Integration 
in unsere Gesellschaft gelingen kann, damit sie 
dem Anspruch genügt, dass wir uns ein bisschen 

von der Bewältigung des Notstandes der Unter-
bringung wegbewegen und ein bisschen in die 
Zukunft schauen und uns mit der Integrationsprob-
lematik und -thematik befassen. Wir halten den 
Gesetzentwurf für einen wertvollen Beitrag dafür 
und freuen uns auf die Diskussion in den Aus-
schüssen, um dort unsere Ideen weiter einzubrin-
gen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Auf Ihre Rede hin 
hat sich die Kollegin Filiz Polat zu einer Kurzinter-
vention gemeldet. Sie haben für 90 Sekunden das 
Wort, Frau Kollegin. 

Filiz Polat (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Birkner, ich muss so deutlich 
werden, weil hier nicht anerkannt wird, dass diese 
Landesregierung 48 Koordinierungsstellen für Mig-
ration und Teilhabe geschaffen hat als Weiterent-
wicklung der Integrationsleitstellen. In jedem Land-
kreis, bis auf einen - ich meine, es ist der Land-
kreis Cuxhaven -, gibt es Koordinierungsstellen für 
Migration und Teilhabe. Der Landkreis Osnabrück - 
die Kollegen wissen das - hat das genutzt, um 
daraus ein Migrationszentrum zu machen. Das 
Migrationszentrum ist eine enge Fusion aus Aus-
länderbehörde und Koordinierungsstelle für Migra-
tion und Teilhabe. Das ist wirklich beispielhaft für 
die Bundesrepublik Deutschland.  

Ich habe mehrfach betont: Die CDU war es - in 
jeglicher Regierungskonstellation; ob mit Ihnen, ob 
mit den Sozialdemokraten oder in der Auseinan-
dersetzung mit uns im Bundesrat -, die sich ver-
weigert hat, die Vorrangprüfung beim Arbeitsmarkt 
abzuschaffen, die sich verweigert hat, das Arbeits-
verbot in der Beschäftigungsverordnung abzu-
schaffen. 

(Jörg Bode [FDP]: Das waren Münte-
fering und die SPD! Das ist Ge-
schichtsklitterung!) 

Im Gegenteil, Sie haben es jetzt sogar in das Auf-
enthaltsgesetz durchgedrückt. Es ist die CDU, die 
die Integrationskursöffnung für Aufenthaltsgestat-
tete unisono verweigert hat. Ich kann diese ganze 
Latte fortsetzen. Auch die Residenzpflicht. - Sie 
unterstellen den Migranten, sich nicht integrieren 
zu wollen. Der Bundesinnenminister hat sogar 
schon einmal die Debatte um Integrationsverwei-
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gerer geführt. Das war das Unwort des Jahres 
2010. Bitte vergessen Sie das nicht als FDP! Das 
war auch eine Mär, genauso wie - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
So, Frau Kollegin Polat. Die 90 Sekunden sind 
abgelaufen.  

(Filiz Polat [GRÜNE] setzt Ihre Rede 
fort) 

- Das steht auch nicht mehr im Protokoll. Die 
90 Sekunden sind um, Frau Kollegin! 

(Der Rednerin wird das Mikrofon ab-
gestellt) 

Herr Dr. Birkner möchte erwidern. Bitte! Sie haben 
die Möglichkeit für 90 Sekunden.  

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin Polat, eigent-
lich können die Kolleginnen und Kollegen der CDU 
sich selbst am besten verteidigen. Ich möchte aber 
die Zeit dennoch nutzen, dazu jetzt etwas zu sa-
gen. 

Frau Polat, Sie verwundern mich. 

(Filiz Polat [GRÜNE] spricht mit 
Dr. Gero Hocker [FDP]) 

- Darf ich Ihre Aufmerksamkeit haben? 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Dann sa-
gen Sie Herrn Dr. Hocker, dass er sie 
nicht ablenken soll!) 

Ich bitte Sie: Überprüfen Sie einmal, wie Sie hier 
argumentieren! Sie sind mit Vorurteilen beladen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Den Wortbeiträgen der Kollegen von der CDU 
können Sie alles das, was Sie im Hinterkopf haben 
und hier hineinprojizieren, nicht entnehmen.  

(Zustimmung von Volker Meyer [CDU] 
- Widerspruch bei den GRÜNEN - Fi-
liz Polat [GRÜNE]: Haben Sie die Be-
gründung gelesen?) 

- Selbstverständlich kenne ich den Gesetzentwurf. 

Ich habe hier nichts davon gehört, dass den Mig-
rantinnen oder Migranten Integrationsunwilligkeit 
vorgeworfen wird.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Herr 
Thümler hat nichts anderes gemacht!) 

Deshalb bitte ich Sie, sich im Sinne der Idee, dass 
man die Dinge, gerade was Integration angeht, so 
gut es geht gemeinsam betreibt, von dem zu lösen, 
was Sie dazu offensichtlich im Hinterkopf haben, 
und zu einer sachlichen und wirklich an den Fak-
ten orientierten Politik zurückzukehren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Filiz Polat [GRÜNE]: Herr Birkner, Sie 
müssen sich endlich von der CDU lö-
sen!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Die Restredezeit 
der Fraktion der CDU möchte der Abgeordnete 
Uwe Schünemann in Anspruch nehmen. Es sind 
2:32 Minuten. Bitte, Herr Kollege! 

Uwe Schünemann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Polat, angesichts der 
Art und Weise, in der Sie zehn Jahre lang hier zur 
Ausländerpolitik und gerade auch zur Integrations-
politik gesprochen haben, und angesichts dessen, 
was Sie jetzt zu verantworten haben, muss ich 
mich schon fragen, ob Sie hier wirklich noch so an 
das Pult treten können und der Öffentlichkeit noch 
irgendetwas vorgaukeln wollen. Das ist überhaupt 
nicht mehr zu glauben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, ich habe mich 
nicht gemeldet, um Vergangenheitsbewältigung zu 
betreiben. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Werden Sie 
nicht persönlich! Ich habe mich mit Ih-
ren Inhalten auseinandergesetzt! - 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir stehen tatsächlich vor der größten Herausfor-
derung,  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

wie der Ministerpräsident in jeder Rede sagt. Wir 
müssen sehen, dass wir diejenigen, die zu uns 
kommen, so schnell wie möglich integrieren. 

Er hat hervorragende Arbeitskreise eingerichtet, 
mit einem hervorragenden Slogan: „packt an“! 

Meine Damen und Herren, nun hat er selber zuge-
geben: Wir haben noch nicht das richtige Konzept. 
- Wir haben aber in diesem Jahr 100 000 Zuge-
wanderte bekommen, mit deren Integration wir 
sofort beginnen müssen. Dann kann man nicht 
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Arbeitskreise gründen, sondern dann muss man 
ein Konzept vorlegen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Zu unserer Regierungszeit haben wir die Integrati-
on vorangetrieben. Die Idee „Integrationszentrum“ 
ist ja nun nicht neu. Wir haben gerade für die 
Spätaussiedler ein Integrationszentrum in Fried-
land eingerichtet, 

(Glocke des Präsidenten) 

übrigens mit Ihrer Unterstützung, insbesondere mit 
der Unterstützung des amtierenden Präsidenten. 
Das ist evaluiert worden. Da haben wir gesehen: 
Wenn wir im ersten Vierteljahr sofort Sprachkurse 
haben und koordiniert vorgehen,  

(Christian Dürr [FDP]: Das ist genau 
der Punkt!) 

können diejenigen, wenn sie an die Kommunen 
überwiesen werden, in der Schule oder auf dem 
Arbeitsmarkt sofort viel besser gestalten. 

(Christian Dürr [FDP]: Sie verweigern 
den Schulunterricht für Kinder in der 
Erstaufnahme!) 

Das wollen wir über das gesamte Land machen.  

(Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

Wir wollen auch aus der Vergangenheit lernen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir haben noch etwas draufgesetzt, zusammen 
mit den Bildungsträgern, mit der Agentur für Arbeit, 
mit allen Akteuren: Es soll sofort festgestellt wer-
den, welche Qualifikationen die Zugewanderten 
haben. Dann soll eine Vereinbarung geschlossen 
werden, in der wir ihnen eine Garantie geben, dass 
sie nach dem Integrationszentrum direkt vor Ort 
Weiterbildung bekommen, um eine echte Chance 
auf dem Arbeitsmarkt zu bekommen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das wollen Sie nicht unterstützen? - Ich kann Sie 
nicht begreifen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ein letzter Satz dazu. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Aber wirklich nur noch der eine, Herr Kollege! 

Uwe Schünemann (CDU): 

Wir sind in Verhandlungen, auch mit dem Landrat 
in Goslar, mit Herrn Brych. Ich habe ihm das Kon-
zept geschrieben. Er hat mir geantwortet: Wir als 
Landkreis sind zurzeit überfordert, so etwas umzu-
setzen. 

Da war klar, dass wir als Land mit einem Gesetz 
die Landkreise begleiten und unterstützen und 
finanzielle Absicherung geben, aber auch eine 
Koordinierung vornehmen müssen. Das wollen die 
Landräte, damit sie nicht alleingelassen werden. 
Das ist das, was wir hier auf den Weg bringen 
wollen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Schünemann. 

(Filiz Polat [GRÜNE], Petra Em-
merich-Kopatsch [SPD] und Dr. Ale-
xander Saipa [SPD] melden sich zu 
Kurzinterventionen) 

- Eine Kurzintervention kommt von Frau Polat, und 
eine kommt entweder von Herrn Dr. Saipa oder 
Frau Emmerich-Kopatsch. Sie müssen sich eini-
gen; denn es kann nur einer aus der SPD-Fraktion 
eine Kurzintervention machen. 

(Dr. Alexander Saipa [SPD]: Ladies 
first!) 

- Frau Emmerich-Kopatsch, okay. 

Dann folgen jetzt zwei Kurzinterventionen. Zu-
nächst die Kollegin Filiz Polat. Bitte schön! 

Filiz Polat (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Erstens. Ich kann es 
nur noch einmal betonen: Alles, was Sie hier for-
dern, ist im Aufenthaltsgesetz enthalten. 

Zweitens. Die Koordinierungsstellen für Migration 
und Teilhabe kann jeder Landkreis weiterentwi-
ckeln und zu Migrationszentren ausbauen in Ko-
operation mit der Bundesagentur. Ich habe ein 
Beispiel genannt. Sie haben im Übrigen im letzten 
Haushalt diese Koordinierungsstellen für Migration 
und Teilhabe streichen wollen. 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: So ist 
es!) 

Das muss man an dieser Stelle einmal sagen. 
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Drittens. Ich weiß gar nicht, warum die FDP bei 
Herrn Schünemann klatscht.  

(Christian Grascha [FDP]: Weil er et-
was Gutes gesagt hat! - Jörg Bode 
[FDP]: Wir klatschen sogar bei den 
Grünen, wenn sie etwas Gutes sagen! 
- Christian Grascha [FDP]: Lösen Sie 
sich einmal von Ihren Feindbildern! 
Die sind Ihr Problem!) 

Sie haben in Ihrer Regierungszeit gute Vorschläge 
gemacht. Ich erinnere mich an Ihr Zehnpunktepro-
gramm für eine Integration in den Arbeitsmarkt: 
Abschaffung des Arbeitsverbots, Abschaffung der 
Vorrangprüfung. 

(Zurufe von der FDP - Unruhe - Glo-
cke des Präsidenten) 

Da hat dieser Innenminister gesagt, dieses Papier 
habe er „ganz unten“ in den Stapel gelegt; es inte-
ressiere ihn gar nicht, was Sie in der Koalition for-
dern. 

(Christian Grascha [FDP]: Sie regie-
ren und tun nichts! Das ist das Prob-
lem!) 

Ich weiß nicht, warum Sie sich nicht endlich von 
der restriktiven Ausländerpolitik dieser CDU-
Landtagsfraktion lösen. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD - Christian Dürr 
[FDP]: Lösen Sie sich endlich von den 
Sozis da drüben! Die machen nichts!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Mit Verlaub, liebe Kolleginnen und Kollegen: Es ist 
Ihre eigene Zeit, über die Sie disponieren. Aber wir 
sind in der ersten Beratung. Alle diese Dinge kön-
nen natürlich auch in den Ausschüssen bespro-
chen werden. Wir müssen das nicht alles auf heute 
vorziehen. Ich will nur darauf hinweisen. 

Aber wir arbeiten alles ordentlich ab. Die nächste 
Kurzintervention trägt die Kollegin Petra Em-
merich-Kopatsch vor. Bitte schön! 

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Kollege Schü-
nemann, der Kreistag hat am Montag mit den 
Stimmen der CDU - der Kollege Götz wird das 
bestätigen können - die Einrichtung eines Integra-
tionszentrums in Goslar beschlossen und das Geld 
dafür bereitgestellt.  

Am Mittwoch darauf haben Sie mit dem Bildungs-
werk der Niedersächsischen Wirtschaft eine Pres-
sekonferenz gegeben, in der Sie Ihre nagelneue 
Idee, die es in Thüringen und jedem anderen Land 
schon gab, vorgestellt haben.  

Am Abend dieses Mittwochs haben Sie den Land-
rat angeschrieben und ihm erstmals Ihre Idee ver-
kauft, nach der Pressekonferenz.  

Ich würde ziemlich gerne kontrollieren, ob er Ihnen 
darauf geantwortet hat, er sei damit überfordert - 
obwohl wir schon am Montag zuvor im Kreistag 
beschlossen hatten. Eventuell kommt bei Ihrer 
Erinnerung etwas durcheinander.  

Zumindest glaube ich nicht, dass der Landrat von 
Goslar und der Kreistag von Goslar auf Ihre Hilfe in 
irgendeiner Form angewiesen waren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Grascha [FDP]: 
Nein, auf die Hilfe des Landes! Das 
haben Sie noch nicht verstanden!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Auf die beiden Kurzinterventionen 
hat der Kollege Schünemann die Möglichkeit zu 
erwidern. Er macht davon Gebrauch. 90 Sekun-
den. Bitte, Herr Kollege! 

Uwe Schünemann (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Noch 
einmal, damit es hier noch einmal dokumentiert 
wird: Die Abschaffung der Vorrangprüfung ist nicht 
von unserer Seite abgelehnt worden. Vielmehr hat 
Herr Müntefering sich damals vehement dagegen 
ausgesprochen. Ich glaube, ein Herr Scholz war 
auch einmal Arbeitsminister. Das war überhaupt 
nicht unser Punkt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das, was im Kreistag in Goslar beschlossen wor-
den ist, ist im Prinzip eine Zwischenunterbringung. 
Es ist kein echtes Integrationszentrum. Vielmehr 
sollen diejenigen, die zu uns gekommen sind, dort 
erst einmal für vier bis fünf Wochen untergebracht 
werden. Erste Deutschkurse sollen dort auch - - - 

(Dr. Alexander Saipa [SPD]: Eine 
Zwischenlösung!) 

- Es ist eine reine Zwischenlösung, nur für vier 
oder fünf Wochen, ohne dass dort intensive Integ-
rationsmaßnahmen durchgeführt werden. 
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Daraufhin habe ich mich noch einmal mit dem 
Landrat ausgetauscht. Wir haben uns für den 
21. Januar verabredet. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Aber 
erst hatten Sie an der Zusammenar-
beit doch kein Interesse! - Petra Em-
merich-Kopatsch [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Worum geht es überhaupt? - Es geht darum, dass 
nicht nur, wie bisher, Sprachkurse angeboten wer-
den, vielleicht auch von der Agentur bzw. vom 
BAMF. Vielmehr geht es darum, dass wir sogar 
berufsbezogene Sprachkurse anbieten,  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das haben wir 
doch auch schon! Das haben wir um 
eine halbe Million Euro aufgestockt! - 
Zurufe von der SPD - Unruhe - Glocke 
des Präsidenten) 

dass wir so schnell wie möglich feststellen, welche 
Qualifikation die Zugewanderten haben, und es 
geht darum, Weiterbildung berufsbegleitend um-
setzen zu können. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das haben wir 
doch alles!) 

Meine Damen und Herren, das ist alles in diesem 
Konzept zwar in - - - 

(Dem Redner wird das Mikrofon ab-
geschaltet) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Schünemann, wir behandeln bei 
Kurzinterventionen alle gleich. Die 90 Sekunden 
sind abgelaufen. Vielen Dank. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP - Zuruf von Uwe Schünemann 
[CDU]) 

- Das geht nicht, tut mir leid. Wir haben eine klare 
Regelung zu Kurzinterventionen: 90 Sekunden. 
Sie hatten 90 Sekunden Zeit für die Erwiderung. 
Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Es gibt innerhalb der Kurzintervention natürlich 
nicht die Möglichkeit zu Zwischenfragen. Das ist 
doch klar. Bei 90 Sekunden Zeitbegrenzung ist es 
nicht vorgesehen, innerhalb von Kurzinterventio-
nen Zwischenfragen zu stellen. Ich glaube, da sind 
wir uns alle einig. Das gibt die Geschäftsordnung 
nicht her. 

Damit sind alle Diskussionsbeiträge der Fraktionen 
einschließlich der Kurzinterventionen abgearbeitet. 

Ich weise noch einmal darauf hin: Wir sind in der 
ersten Beratung. Ich verstehe die engagierte De-
batte. Aber wir werden die Gelegenheit haben, das 
alles in den Ausschüssen zu vertiefen und zu klä-
ren. 

Jetzt hat für die Landesregierung Frau Ministerin 
Rundt das Wort. Bitte schön, Frau Ministerin! 

(Jens Nacke [CDU]: Ich denke, alle 
Wortmeldungen sind abgearbeitet!) 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich beginne damit, dass ich Herrn Thümler 
recht gebe. Erstens. Herr Thümler, Sie haben 
recht: Wir alle gemeinsam sind den Ehrenamtli-
chen, die sich hier engagieren, unglaublich dank-
bar für das, was Sie leisten.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zweitens. Herr Thümler, Sie haben immer noch 
recht, wenn Sie sagen, dass Ehrenamt nicht er-
zwungen werden kann, nicht überlastet und nicht 
ausgenutzt werden darf. Dass das gerade aus 
Ihrem Munde kommt, finde ich ganz hervorragend. 
Denn meine Erfahrungen aus Ihrer Regierungszeit 
sind, dass das im sozialen Bereich gerade die 
Strategie der damaligen Landesregierung war.  

(Björn Thümler [CDU]: Das ist falsch! - 
Christian Grascha [FDP]: Das sagt ei-
ne, die hauptsächlich Landesgeld ge-
kriegt hat? - Ulf Thiele [CDU]: Frau 
Ministerin, Sie sind bösartig!) 

Wir müssen natürlich das Ehrenamt unterstützen, 
indem wir mehr Hauptamtliche im Bereich der 
Flüchtlinge beschäftigen. Auch darin sind wir uns, 
glaube ich, sehr einig; denn die Ehrenamtlichen 
brauchen hauptamtliche Unterstützung. 

Die Einigkeit hört aber an der Stelle auf, wo es um 
den vorgelegten Gesetzentwurf geht; denn das 
Bundesgesetz für den Aufenthalt, die Erwerbstä-
tigkeit und die Integration von Ausländern im Bun-
desgebiet, das Aufenthaltsgesetz, mit seinen §§ 43 
und 45 a bietet genau dafür längst einen Rahmen. 
Ein zusätzliches niedersächsisches Ausführungs-
gesetz scheint wenig sinnvoll und notwendig zu 
sein. 

(Zustimmung von der SPD) 
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Die geltenden Paragrafen der Integrationsverord-
nung des Bundes zu diesen §§ 43 bis 45 a bein-
halten bereits die in dem Gesetzentwurf der CDU-
Fraktion angestrebten Ziele. So wird z. B. nach 
§ 43 des Aufenthaltsgesetzes die Integration der 
auf Dauer in der Bundesrepublik lebenden Auslän-
der gefördert und gefordert. Weiter geht es um die 
Vermittlung von Kenntnissen der Rechtsordnung, 
der Kultur und der Geschichte Deutschlands. Es 
wird die Verpflichtung zu Integrationskursen vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterstri-
chen. Dieses kann sich dazu privater und öffentli-
cher Träger bedienen. Der Integrationskurs soll 
durch weitergehende Integrationsangebote des 
Bundes und der Länder, insbesondere sozialpäda-
gogische migrationsspezifische Beratungsangebo-
te, ergänzt werden. Und es wird ein Instrumentari-
um geboten, das keiner weiteren Ergänzungen 
bedarf.  

Die Errichtung von Integrationszentren als wirklich 
zentrale Einrichtungen erscheint nicht praktikabel. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Möglichkeit zur 
Unterbringung in solchen Zentren wirkt einer de-
zentralen Unterbringung entgegen, welche die 
Integration tatsächlich fördert und vom Land auch 
angestrebt wird.  

(Zustimmung von Filiz Polat [GRÜ-
NE]) 

Zentrale Lösungen stehen dem wichtigen direkten 
Kontakt der Flüchtlinge mit den Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern im Wege. Eine dezentrale Verortung 
von Lernorten, z. B. Volkshochschulen, Heimvolks-
hochschulen und Bildungsinitiativen, ist eindeutig 
vorzuziehen.  

(Zustimmung von Filiz Polat [GRÜ-
NE]) 

Und der unverzichtbare Einsatz der zahlreichen 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer, wie z. B. 
der Sprachbegleiterinnen und Sprachbegleiter, 
lässt sich besser über örtliche Initiativen als über 
Zentren organisieren.  

Mit der Einrichtung von Integrationszentren wären 
auch Doppelstrukturen, insbesondere im Bereich 
der Arbeitsmarktintegration, zu befürchten, die die 
insbesondere zum jetzigen Zeitpunkt schon sehr 
knappen Ressourcen aller dort aktiven Akteure 
möglicherweise noch verringern würden.  

Niedersachsen verfolgt die Integration in vielfältiger 
Weise: Koordinierungsstellen in den Landkreisen, 
Beratungsstellen, Flüchtlingssozialarbeit, Stellen 
für Migration und Teilhabe, Integrationslotsinnen 

und Integrationslotsen und, und, und. Damit sind 
die Integrations- und Partizipationsziele, wie sie 
der CDU-Gesetzentwurf formuliert, längst erreicht, 
sodass der CDU-Gesetzentwurf ins Leere läuft. Er 
wirkt auch in Anbetracht der sonstigen erkennba-
ren Haltung der CDU wenig glaubwürdig.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die Landesregie-
rung hat ihre Redezeit nur um wenige Sekunden 
überzogen. Die Fraktion der SPD hat durch die 
Abgeordnete Emmerich-Kopatsch um zusätzliche 
Redezeit gebeten. Frau Emmerich-Kopatsch erhält 
zwei Minuten.  

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Ministe-
rin Rundt, ich kann das, was Sie hier gesagt ha-
ben, nur bestätigen. Bestätigt wird die Meinung der 
Landesregierung aber auch durch ein Schreiben 
des Landrates Thomas Brych vom 1. Dezember an 
den ehemaligen Minister Herrn MdL Uwe Schüne-
mann, in dem er sagt, dass er seit Längerem ein 
Integrationszentrum plane und man sich gerne 
einmal darüber austauschen könne. Aber eigent-
lich steht in diesem Schreiben: Das, was du uns 
vorschlägst, brauchen wir nicht. - Darin steht nicht: 
Ich bin überfordert.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Auch der Kollege Uwe Schünemann möchte nach 
§ 71 Abs. 3 der Geschäftsordnung zusätzliche 
Redezeit in Anspruch nehmen. Sie erhalten eben-
falls zwei Minuten, Herr Kollege.  

Uwe Schünemann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Auch mir liegt natürlich das an mich ge-
richtete Schreiben vor.  

(Heiterkeit bei der FDP) 

Es ist richtig - da muss ich mich korrigieren -: Er 
hat nicht geschrieben, dass er überfordert ist. Das 
war eine Interpretation.  

(Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN: Aha!) 
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Aber der Satz lautet: Der in dem Konzept des 
BNW geschilderte interessante Ansatz kann im 
jetzigen Stadium vom Landkreis Goslar nicht ge-
schultert werden. Dafür bitte ich um Verständnis. - 
Ich glaube, meine Interpretation war so schlecht 
nicht.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

So, meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der ersten Beratung zu diesem Gesetzent-
wurf angekommen.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen, federführend den 
Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesund-
heit und Migration mit dem Gesetzentwurf zu be-
fassen und mitberatend die Ausschüsse für 
Rechts- und Verfassungsfragen sowie für Haushalt 
und Finanzen. Wer so beschließen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Das ist nach der 
Geschäftsordnung ausreichend unterstützt und 
getragen. Damit ist dieser Tagesordnungspunkt 
abgeschlossen.  

Der Kollege Toepffer hat darum gebeten - das 
hätte auch zwischendurch erfolgen können -, nach 
Ende dieses Tagesordnungspunktes das Wort zur 
Geschäftsordnung zu erhalten. Herr Kollege 
Toepffer, Sie kennen das Prozedere: maximal fünf 
Minuten. Bitte schön! 

Dirk Toepffer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
wenigen Minuten hat das Europäische Parlament 
in Brüssel über einen Antrag abgestimmt mit dem 
Ziel der Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses zur weiteren Aufklärung der VW-Abgas-
affäre, was maßgeblich von zwei niedersächsi-
schen Abgeordneten, nämlich von Frau Rebecca 
Harms und Herrn Matthias Groote, vorangetrieben 
worden ist.  

Ich möchte angesichts der großen Bedeutung, die 
das Unternehmen für uns hat, aber auch ange-
sichts der Bedeutung, die dieser Untersuchungs-
ausschusses für die Arbeit des Unternehmens hat, 
die Landesregierung bitten, uns über den Be-
schluss des Europäischen Parlaments zu unter-
richten, insbesondere über die Zielsetzung des 
Untersuchungsausschusses.  

Ich beantrage, dass diese Unterrichtung bei Wie-
dereintritt in die Tagesordnung nach der Mittags-
pause erfolgt.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Meine Damen und Herren, es liegen weitere 
Wortmeldungen zur Geschäftsordnung vor.  

Ich darf an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
das ein Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung 
ist. Dazu sieht die Geschäftsordnung ganz klare 
Quoren vor; es ist geregelt, wie viele Abgeordnete 
nötig sind, um eine Erweiterung der Tagesordnung 
zu beantragen, bzw. an welchem Quorum ein sol-
cher Antrag scheitert. Ich will nur darauf hinweisen, 
dass das keine Automatik auslöst.  

Zunächst hat aber zur Geschäftsordnung der Kol-
lege Tonne das Wort.  

Grant Hendrik Tonne (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Toepffer, ich habe manchmal ein 
bisschen Probleme, Anträge, die in der Form ge-
stellt werden, in der dieser Antrag gerade gestellt 
wurde, nachzuvollziehen, 

(Jörg Bode [FDP]: Das haben wir 
auch schon gemerkt!) 

zumal es in der Vergangenheit eine ganz klare 
Positionierung dieser Landesregierung dazu gege-
ben hat, wie sie dazu steht, was sie davon hält, wie 
sie zu VW steht und welche Bedeutung VW für 
unser Land hat. Von daher stellt sich mir die Frage, 
was hier über die Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses auf europäischer Ebene 
ernsthaft unterrichtet und diskutiert werden soll. 
Das entzieht sich meiner Kenntnis.  

Man muss sich auch ernsthaft die Frage stellen, 
welcher Inhalt dahintersteckt. Das ist wieder ein-
mal der Versuch, von dem, was in der eigentlichen 
Tagesordnung steht, abzulenken. Gleichwohl ge-
ben wir die Hoffnung nie auf: Der Wirtschaftsminis-
ter wird nach Wiedereintritt in die Tagesordnung 
gerne hierzu eine kurze Unterrichtung abgeben.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Okay, es ist angekündigt worden, dass der Minister 
anbietet, nach Wiedereintritt in die Tagesordnung 
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nach der Mittagspause dazu zu unterrichten. Dann 
müssen wir keinen Beschluss zur Erweiterung der 
Tagesordnung fassen; dann hätte das genannte 
Prozedere gegolten. - Herr Kollege Toepffer ist mit 
diesem Verfahren einverstanden. Dann ist der 
Punkt abgearbeitet, und wir müssen keine weiteren 
Wortmeldungen aufrufen.  

Meine Damen und Herren, wir treten jetzt in die 
Mittagspause ein. Wir liegen wenige Minuten vor 
dem Zeitplan. Es war eine Stunde Mittagspause 
vorgesehen. Mein Vorschlag ist, dass wir die Sit-
zung um 13.45 Uhr fortsetzen. - Kein Widerspruch, 
dann ist das so.  

(Unterbrechung der Sitzung von 
12.40 Uhr bis 13.45 Uhr) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder 
eröffnet.  

Wir haben am Ende der Vormittagssitzung eine 
veränderte Tagesordnung beschlossen.  

Ich rufe auf 

Zusätzlicher Tagesordnungspunkt: 
Unterrichtung durch den Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr über den Beschluss 
des Europäischen Parlaments zur Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses zu Verstö-
ßen gegen die EU-Regelungen über Abgas-
messverfahren  

Der Kollege Toepffer hat aus dem Parlament her-
aus darum gebeten, eine Unterrichtung der Lan-
desregierung zum Thema des Untersuchungsaus-
schusses im Europäischen Parlament zu VW zu 
bekommen. Wir haben das einmütig beschlossen.  

Herr Minister Lies, Sie unterrichten uns. Sie haben 
das Wort. Bitte schön!  

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Heute ist im Europäischen Parlament die 
Einrichtung eines Untersuchungsausschusses be-
schlossen worden, dessen Auftrag die Prüfung 
zum Inhalt hat, ob Kommission und mitgliedstaatli-
che Behörden bereits vorliegenden Hinweisen auf 
Unregelmäßigkeiten bei der Messung von Emissi-
onswerten in der gesamten Branche hätten nach-

gehen können und, wenn ja, warum dies nicht er-
folgt ist.  

Ich will gleich zu Beginn sagen: Es ist das elemen-
tare Recht eines Parlaments, einen solchen Unter-
suchungsausschuss einzurichten.  

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE])  

Ich glaube, das muss für uns alle gelten. Das gilt in 
diesem Haus genauso wie im Europäischen Par-
lament.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ein paar wenige Worte dazu: Das Mandat sieht 
vor, zu klären, ob gegen europäisches Recht ver-
stoßen oder es ohne einen formalrechtlichen Ver-
stoß schlecht angewandt worden ist oder ob die 
europäische Typzulassungsverordnung, die von 
den Behörden der Mitgliedstaaten durchzuführen 
ist, entsprechend angewendet worden ist oder 
nicht.  

Das steht - das will ich durchaus sagen - in einem 
Zusammenhang damit, dass bereits im März 2014 
das amerikanische International Council on Clean 
Transportation einen Untersuchungsbericht über 
die Nichteinhaltung des amerikanischen NOx-
Standards nicht nur an die amerikanische Umwelt-
schutzbehörde gesandt hat, sondern auch an die 
Kommission und die mitgliedstaatlichen Typge-
nehmigungsbehörden. Auch das ist Grundlage für 
die Entscheidung, einen solchen Untersuchungs-
ausschuss einzurichten. - An der Stelle, glaube ich, 
volle Nachvollziehbarkeit der Entscheidung des 
Parlaments.  

Meine Damen und Herren, aber ich will an der 
Stelle auch sagen - als Signal an das Parlament 
und an den Ausschuss mit Vorsicht -: Wir brau-
chen kein weiteres Gremium zur Aufklärung der 
Situation bei Volkswagen. Auch das muss die klare 
Botschaft dieses Hauses an die Arbeit des Unter-
suchungsausschusses in Brüssel sein.  

(Zustimmung bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und bei der FDP) 

Wir brauchen auch keine weiteren Kritiker, die sich 
jetzt in Europa melden und sehr kritisch auf Volks-
wagen blicken.  

Wir brauchen Sachlichkeit in der Arbeit. Ich glaube, 
das ist der Appell, den wir aussprechen sollten.  
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Ich will noch einmal sagen - ich denke, das ist an 
dieser Stelle wichtig, damit klar wird, was bei 
Volkswagen geleistet wird -: Volkswagen ist in eine 
Situation geraten, von der das Unternehmen sel-
ber sagt, dass es das selbst verschuldet hat. Aber 
das Unternehmen betreibt mit beispielloser, kon-
sequenter Arbeit Aufklärung. Ich finde, auch das 
gehört anerkannt. Dass das funktioniert, ist ein 
wichtiges Signal für alle Beteiligten, auch für die 
Mitarbeiter.  

(Beifall bei der SPD) 

Ich will auch sagen, warum wir keinen weiteren 
Ausschuss brauchen, der sich um die Fragen von 
Volkswagen kümmert. Wir haben den Aufsichtsrat 
und den Sonderausschuss, der eingerichtet wor-
den ist, wir haben die interne Revision, die arbeitet, 
wir haben Jones Day als externe Kanzlei, die nati-
onal und international ermittelt, wir haben weitere 
Kanzleien, die beteiligt sind, die Staatsanwalt-
schaft Braunschweig und das Department of Jus-
tice. Dazu kommen weitere Ermittlungen, die in 
den Vereinigten Staaten anstehen. Mehr geht 
nicht, und mehr braucht es auch nicht, meine Da-
men und Herren, um die Situation bei Volkswagen 
klar, konsequent und sauber bis zum Ende aufzu-
klären.  

(Zustimmung bei der SPD und bei der 
CDU) 

Volkswagen gesteht die Fehler ein, klärt auf. Wir 
haben das beim Thema NOx gesehen - dies ist ja 
auch Inhalt der Beratungen, die im Sonderaus-
schuss stattfinden sollen -, wir haben das aber 
auch beim Thema CO2 erlebt. Als es Anhaltspunk-
te dafür gab, dass es Probleme gibt, ist konse-
quent und sofort gehandelt worden. Wir sehen das 
auch in der Reduzierung der ehemals vermuteten 
Zahl von betroffenen Fahrzeugen. Daraus sind 
inzwischen 30 000 geworden, wobei man auch da 
noch  genau klären muss, ob die überhaupt infrage 
kommen. Es ist beispielhaft, wie konsequent 
Volkswagen an dieser Stelle gehandelt hat.  

Deswegen, meine Damen und Herren: Es darf jetzt 
nicht - bei allem Respekt vor der Arbeit eines Aus-
schusses - zum Kampf gegen die Automobilindust-
rie kommen - das kann nicht die Botschaft sein -, 
sondern wir stehen solidarisch zu Volkswagen, wir 
stehen solidarisch zu der Arbeit von Volkswagen 
mit über 600 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
weltweit, davon über 120 000 in Niedersachsen, 
und bei 240 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die in der Automobil- und Automobilzulieferindust-
rie in unserem Land arbeiten.  

Jetzt geht es um Sachlichkeit - dafür stehen wir 
gern zur Verfügung -, jetzt geht es nicht darum, 
einen Kampf gegen die Automobilindustrie zu füh-
ren.  

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-
mung bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Entschuldigung, noch eine kurze Nachbemerkung. 
Weil sich der Untersuchungsausschusses im Ja-
nuar konstituieren wird, biete ich an, dass ich, so-
bald klare Informationen aus dem Untersuchungs-
ausschuss des Europäischen Parlaments da sind, 
hier in den Wirtschaftsausschuss komme, um dort 
zu unterrichten und hoffentlich mit Antworten auf 
Ihre Fragen reagieren zu können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister, für die Unterrichtung. - 
Wird eine Aussprache gewünscht? - Herr Kollege 
Toepffer, auch vier Minuten, bitte!  

Dirk Toepffer (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, vielen Dank für die Unterrichtung. Man 
sieht ja, es geht.  

Vielen Dank auch für Ihre durchaus kritischen Wor-
te. Ich fürchte aber, das, was Sie eben gesagt 
haben, dass es eben nicht zu einem Kampf gegen 
die Automobilindustrie kommen soll, wird so nicht 
stattfinden. Denn genau das wird eintreten, und 
deswegen ist die Einsetzung dieses Untersu-
chungsausschusses keine gute Nachricht für das 
Land Niedersachsen.  

(Beifall bei der CDU) 

Mit Verlaub, Herr Ministerpräsident, das ist auch 
keine gute Nachricht für Sie. Sie haben hier im 
Oktober erklärt, Sie wollten die Vorgänge um den 
Abgasskandal lückenlos aufklären, also vollum-
fänglich. Offensichtlich ist diese Botschaft in Brüs-
sel nicht angekommen. Dort sieht man das offen-
sichtlich anders. Dort ist man entweder der Mei-
nung, dass Sie dazu nicht in der Lage sind, oder 
man nimmt Sie als Ministerpräsidenten nicht wahr.  

(Zustimmung bei der CDU - Johanne 
Modder [SPD]: Mal ganz vorsichtig!) 
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Meine Damen und Herren, dass es ausgerechnet 
zwei niedersächsische Abgeordnete gewesen 
sind, hat uns, was die Person von Frau Harms 
angeht, nicht gewundert. Bei Herrn Groote, in des-
sen Wahlkreis sich das wichtige Werk in Emden 
befindet, war es schon ein bisschen merkwürdig, 
dass er sich an die Spitze derer gestellt hat, die 
diesen unnötigen Untersuchungsausschuss gefor-
dert haben.  

Die Betreiber dieses Untersuchungsausschusses 
wollen staatliche Verhältnisse offenlegen. Ich kann 
Ihnen eines sagen: Wer so redet, der zündelt mit 
hoch explosiven Stoffen, der landet unweigerlich 
irgendwann beim VW-Gesetz, und eben das müs-
sen wir verhindern.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Deswegen sage ich Ihnen, Herr Ministerpräsident, 
mit aller Vorsicht: Wachen Sie endlich auf! Treten 
Sie in die Reihe Ihrer Vorgänger! Kämpfen Sie 
bitte auch in Brüssel für dieses Unternehmen, das 
für unser Land so wichtig ist!  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Grascha [FDP]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Toepffer. - Jetzt hat sich der 
Kollege Gerd Ludwig Will zu Wort gemeldet. Herr 
Will, bitte schön, auch vier Minuten, wenn Sie 
möchten!  

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
war so typisch: erst einmal skandalisieren und 
anschließend hier über Parlamentsrechte räsonie-
ren.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Wo ist denn 
da der Skandal?)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist genau der 
falsche Schritt, den Sie hier in dieser Frage gehen.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie sich ordentlich darum bemüht hätten, 
das Mandat zu lesen und zu verstehen, dann 
wüssten Sie auch, dass es rein um die Untersu-
chung staatlichen Handelns geht. Es geht um die 
Frage: Ist ein Mandat vollzogen worden, als die 
Euro-5-Abgasnorm und die Euro-6-Abgasnorm 

2006 eingeführt und umgesetzt wurden und es 
2014 erste Hinweise gab? 

Es ist die Frage: Wie hat die Kommission gehan-
delt? 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!)  

Wie hat der Kommissar gehandelt?  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!)  

Hat seine Verwaltung das entsprechend operativ 
aufgegriffen, oder hat sie nichts gemacht? Und das 
geht dann weiter bis zu Herrn Dobrindt. Was hat er 
veranlasst? Und was hat das Kraftfahrtbundesamt 
veranlasst, um diese Dinge nachzuvollziehen? - 
Nichts ist passiert.  

Aber einerseits das Haus anzustecken, und ande-
rerseits „Haltet den Dieb!“ zu schreien, ist wenig 
zielführend. Dabei wird natürlich auch deutlich: 
Damit kann man auch noch versuchen, die hiesige 
Landesregierung mit Dreck zu bewerfen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das tut 
doch keiner!)  

Das ist nicht zielführend, hilft dem Unternehmen 
nicht, hilft aber auch der Aufklärung überhaupt 
nicht. Da sind andere gefordert.  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Will, Herr Thiele möchte Ihnen eine 
Zwischenfrage stellen. Erlauben Sie das?  

Gerd Ludwig Will (SPD): 

Nein, ich will jetzt meine Ausführungen fortsetzen.  

(Zuruf von der CDU: Ich glaube, das 
war eine Wortmeldung!)  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Bitte schön, Sie haben weiter das Wort.  

Gerd Ludwig Will (SPD): 

Dann kann er sich ja zu Wort melden.  

Der entscheidende Punkt ist: Brüssel ist am Zug, 
und auch die Bundesregierung ist am Zug.  

(Christian Dürr [FDP]: Die Landesre-
gierung ist nicht am Zug?) 

Dann werden wir sehen, welche Defizite beim Re-
gierungshandeln entstanden sind. VW spielt da nur 
den Hintergrund. Es geht um Regierungshandeln. 
Das steht im Vordergrund. 
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(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Und 
in Niedersachsen? - Gegenruf von 
Gerd Ludwig Will [SPD]: Sie haben es 
immer noch nicht kapiert!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Kollege Will. - Meine Damen 
und Herren, es ist um eine Unterrichtung gebeten 
worden. Die Unterrichtung ist vollzogen. Jetzt füh-
ren wir darüber eine Aussprache, wie wir es ver-
einbart haben. Der Minister hat außerdem angebo-
ten, wenn ich das richtig verstanden habe, in den 
Ausschuss zu kommen, wenn weitere Informatio-
nen vorliegen. 

Jetzt hat sich der Kollege Bode von der FDP-
Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Bode! 
Und dann Frau Westphely von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. - Bitte schön, Herr Bode! 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich denke, dass es richtig ist, wie es von Herrn Will 
und auch von Minister Lies gesagt worden ist, dass 
von dem Mandatstext selbst, der im Europäischen 
Parlament beschlossen worden ist, nicht auf einen 
Angriff auf Volkswagen oder auf die Automobilin-
dustrie in Gänze geschlossen werden kann. 

(Beifall bei der FDP - Helge Limburg 
[GRÜNE]: Sie sind überraschend 
sachlich!) 

Zumindest die englische Version des Mandatstex-
tes beinhaltet das Wort „Volkswagen“ noch nicht 
einmal. Lediglich in der Begründung wird natürlich 
auf Volkswagen, auf den Vorgang und auf die An-
zeige hingewiesen, weil das der Anlass dafür ist, 
zu prüfen, ob ein Behördenversagen vorliegt oder 
ob es auch Einflussnahmen auf Behörden gege-
ben hat, die dazu geführt haben, dass betrügeri-
sche Tätigkeiten stattfinden konnten. 

Genau da liegt jetzt allerdings auch die Aufgabe: 
Man muss darauf hinwirken, dass dies in der Um-
setzung des Mandats der ausschließliche Kernbe-
reich ist; denn das Europäische Parlament hat 
nicht die Aufgabe, ein Volkswagen-Bashing oder 
gar ein Automobilindustrie-Bashing zu betreiben 
und Arbeitsplätze in ganz Europa zu gefährden, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Darauf 
müssen wir sehr großen Wert legen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es be-
steht auch die Frage, wie man eigentlich verhin-
dern kann, dass aus der Geschichte tatsächlich ein 
Angriff auf die Automobilindustrie in Gänze wird. 
Ich glaube, da ist es wichtig, dass Vertrauen wie-
derhergestellt wird. 

Aber viele interne Zirkel, die aufklären, wirken aus 
meiner Sicht nicht vertrauensbildend. Die Aufklä-
rung durch die Staatsanwaltschaft, die Aufarbei-
tung eines Skandals um Betrugsvorgänge durch 
eine neutrale dritte Instanz, ist, glaube ich, ganz 
wesentlich, aber auch die Tatsache, dass Behör-
den nicht den Anschein erwecken, durch Indust-
rielobbyisten oder wen auch immer jemanden be-
sonders zu begünstigen und bei ihm andere Re-
geln anwenden zu lassen als bei jedem anderen 
Dritten. 

Das ist der Punkt, Herr Ministerpräsident - Sie 
haben es heute im Stern gesagt -: Sie wollen, dass 
die Behörden intensiv ermitteln und dass Volkswa-
gen wie jedes andere Unternehmen auch behan-
delt wird. - Ja, wenn das denn so ist - das wäre 
auch unsere Forderung -, dann folgt daraus der 
Auftrag, auch in Niedersachsen dafür zu sorgen, 
dass es keine Diskussion darüber gibt, dass auf-
grund der Doppelfunktion, die hierbei natürlich 
besteht, etwas schief läuft, dass auch Anfragen 
offen und ehrlich beantwortet werden und dass wir 
nicht zum Staatsgerichtshof gehen müssen, bloß 
weil wir wissen wollten, welche der Passagen, die 
Sie im Landtag vortragen, von Volkswagen ge-
schrieben worden sind und welche Ihr eigenes 
geistiges Eigentum und Werk waren.  

Das ist nicht vertrauensbildend, und da sollten 
auch Sie sich an die eigene Nase fassen: Vertrau-
en ist nämlich nur durch absolute Transparenz 
auch auf der Behördenseite wieder herstellbar. Sie 
ist für die Arbeitsplätze zwingend erforderlich. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bode. - Jetzt hat Maaret 
Westphely von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort. Bitte schön! 

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Vorwurf, der hier von Herrn 
Toepffer erhoben worden ist, dass einzelne nie-
dersächsische Abgeordnete zum Schaden des 
VW-Konzerns einen Untersuchungsausschuss 
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einrichteten, ist absurd und widersinnig. Wir stellen 
uns ganz klar gegen diesen Vorwurf. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Der Untersuchungsausschuss hat erstens eine 
deutliche Mehrheit vieler Fraktionen gefunden, 
auch der Liberalen, wie wir gerade gehört haben. 
Zweitens wird sich der Untersuchungsausschuss 
nicht einzelne Unternehmen vornehmen, er schaut 
nicht auf die Fehler, die in einzelnen Unternehmen 
gemacht worden sind. Das ist die Aufgabe der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen. Vielmehr 
prüft er, ob der europäischen Gesetzgebung aus-
reichend gefolgt wird und ob die Aufsichtsmecha-
nismen auf europäischer und auf nationaler Ebene 
ausreichend sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Das sind Fragen, die die Genehmigung von Auto-
mobilen insgesamt in den Blick nehmen. Es geht 
hierbei schließlich um die Einhaltung von Grenz-
werten zum Schutz der Gesundheit der Menschen 
in unserem Land und der Umwelt. Wenn hier et-
was im Fokus der Aufklärung steht, dann ist es das 
behördliche Versagen - das wurde eben schon 
gesagt - aufseiten der Europäischen Kommission 
und des Kraftfahrtbundesamts. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Westphely. - Es hat sich Ulf 
Thiele, CDU-Fraktion, gemeldet. Zwei Minuten 
Redezeit sind noch übrig. 

Ulf Thiele (CDU): 

Herzlichen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen, 
meine Herren! Was wir jetzt gerade von den bei-
den die Regierung tragenden Fraktionen gehört 
haben, scheint ja doch eher eine Abwehrargumen-
tation zu sein. Das ist völlig unrealistisch! Es ist 
doch völlig unrealistisch, dass es in dieser Situati-
on einen Untersuchungsausschuss des Europäi-
schen Parlaments gibt, der an den Volkswagen-
konzern mit den dortigen Versäumnissen und Dis-
kussionen anknüpft, und dass am Ende der Arbeit 
dieses Ausschusses eine allgemeine Debatte über 
das Versagen der Kommission und irgendwelcher 
Behörden steht. 

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Aber genau 
so steht es doch drin!) 

Es ist allen Beteiligten völlig klar, dass in diesem 
Untersuchungsausschuss auch Volkswagen stän-
dig Thema sein wird. Das wird bedeuten, dass 
dieses Unternehmen dort ständig auftreten muss, 
dass es dort Vorgänge und Zahlen offenlegen 
muss, dass es dort Abläufe erklären muss. Selbst-
verständlich wird das immer hinterfragt werden. 

(Johanne Modder [SPD]: Sie sollen 
sich den Einsetzungsbeschluss angu-
cken! - Gerd Ludwig Will [SPD]: Sie 
reden das herbei!) 

Das ist übrigens der Grund, warum die deutschen 
Christdemokraten gegen die Einrichtung dieses 
Untersuchungsausschusses gestimmt haben, weil 
nämlich völlig klar ist, dass es am Ende des Tages 
zum Schaden des größten Automobilbauers 
Deutschlands gehen wird 

(Beifall bei der CDU) 

und dass sich andere Automobilkonzerne im euro-
päischen und internationalen Geschäft vor dem 
Hintergrund dessen, was dort gerade passiert, die 
Hände reiben. Dass ausgerechnet zwei nieder-
sächsische Abgeordnete - Matthias Groote vorne-
weg - die Einrichtung dieses Untersuchungsaus-
schusses mit betrieben haben und damit zumin-
dest mit in Kauf nehmen, dass ein Schaden für 
den Volkswagenkonzern aus den politischen De-
batten, die sich daraus ergeben, entstehen könnte, 
halten wir für hoch problematisch. Wir halten das 
für einen Fehler. 

Herr Ministerpräsident, ich kann Ihnen diesen Vor-
wurf nicht ersparen: Sie hätten mindestens - wenn 
schon nicht als Ministerpräsident und Aufsichts-
ratsmitglied - als Parteivorsitzender der SPD Nie-
dersachsens versuchen müssen, das zu verhin-
dern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU - Johanne Mod-
der [SPD]: Das ist abenteuerlich! Aber 
das ist das Verständnis von Christ-
demokraten!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Thiele. - Jetzt hat sich Herr Mi-
nister Lies zu Wort gemeldet, dann Helge Limburg. 
Bitte schön, Herr Lies! 
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Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Bei allem Respekt - ich glaube, ich habe 
mehr als deutlich gemacht, welche Verantwortung 
wir für Volkswagen sehen und haben - will ich nach 
diesen Äußerungen einmal erwähnen, was die 
Grundlage für die Einrichtung war. 

Ausweislich einer Meldung der WirtschaftsWoche 
vom 26. November 2015 ist der damalige Indust-
riekommissar Antoni Tajani - er gehört der EVP 
an - bereits im Jahr 2012 durch das Schreiben 
eines Automobilzulieferers und durch ein persönli-
ches Treffen über den Verdacht in Bezug auf Ab-
gasmanipulationen in Kenntnis gesetzt worden. Er 
sei daraufhin aber untätig geblieben. Die derzeitige 
Industriekommissarin Bieńkowska, EVP, hat bis-
lang behauptet, dass die Kommission erst 2014 
von den Vorgängen Kenntnis erhalten hat. Das 
war die Grundlage für die Einrichtung. 

Ich finde, auch das gehört dann zur Wahrheit bitte 
dazu. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zurufe von der SPD: Sehr 
gut! - Zurufe von der SPD - zur CDU -: 
Dort sind Vertuscher am Werk! Der 
größte Märchenerzähler!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Helge Limburg, 
Bündnis 90/Die Grünen, bitte schön! 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zum einen möchte ich unterstreichen, was 
der Wirtschaftsminister gesagt hat. Ich glaube, der 
wahre Grund, Herr Thiele, warum Ihre Fraktion und 
Ihre Partei auf europäischer Ebene so viel Angst 
vor dieser Untersuchung hat, ist, dass Sie Ihren 
Parteifreund von der Forza Italia, Herrn Tajani, 
schützen wollen. Sie haben Angst um Ihre Partei-
freunde auf europäischer Ebene, weil dort die Ver-
säumnisse und Vertuschungen gelegen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Zum anderen, Herr Thiele, habe ich mich zu Wort 
gemeldet, weil ich Ihr Verständnis von der Arbeit 
des Europäischen Parlaments, ehrlich gesagt, 
befremdlich finde.  

Die Kolleginnen und Kollegen, die in Straßburg, 
Brüssel und Luxemburg im Europaparlament arbei-

ten, nehmen genauso wie wir hier im Landtag und 
die Kolleginnen und Kollegen im Deutschen Bun-
destag zu Recht für sich in Anspruch, frei gewählte 
Abgeordnete zu sein. Anzunehmen, ein Mitglied 
einer Landesregierung wäre gegenüber Europa-
abgeordneten weisungsberechtigt, ist absurd und 
konterkariert das hart erkämpfte freie Abgeordne-
tenmandat auf europäischer Ebene. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Limburg, bleiben Sie bitte eben stehen! - Herr 
Thiele, eine Frage an Herrn Limburg? - Herr Lim-
burg, erlauben Sie die? - Okay, danke schön. Herr 
Kollege Bode, mit einer Kurzintervention, bitte 
schön! 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Limburg, ich finde, die Sorge, dass 
die Diskussion in einem Untersuchungsausschuss 
auf europäischer Ebene ausartet und zu einem 
Automobil- oder Volkswagen-Bashing führt, kann 
man nicht aus der Welt diskutieren. Diese Sorge ist 
real, wenn man bedenkt, dass Untersuchungsaus-
schüsse von ihrem Auftrag her - und da müssen 
wir uns gar nicht ausnehmen - letztlich immer in 
eine politische Diskussion münden. Ein Untersu-
chungsausschuss ist ein politisches Instrument - 
aber hier geht es um viele Tausend Arbeitsplätze.  

Sicherlich: Wenn sich die Europaabgeordneten 
zusammenreißen und ausschließlich nach diesem 
Mandatstext arbeiten würden, könnte das dazu 
beitragen, diese Vorgänge aufzuklären.  

Ich glaube aber, dass es, auch im Sinne von Ver-
trauensbildung, besser wäre, zu diesem Vorhalt 
aus dem Jahr 2012 mit rechtlichen Instrumenten 
ermitteln zu lassen, etwa durch die Staatsanwalt-
schaft. Wenn es darum geht, dass Behörden ver-
sagt bzw. sogar Betrug unterstützt haben, ist das 
Strafrecht das richtige Instrument.  

Wir sollten der Judikative als neutraler Gewalt den 
Raum geben, dort tätig zu werden. Man sollte das 
nicht für politische Spielchen missbrauchen; denn 
darunter leiden die Arbeitsplätze, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU 
und Zustimmung von Anja Piel 
[GRÜNE]) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Limburg, Sie haben das Wort. Bitte schön!  

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Herr Kollege Bode, 
Ihrer selbstreflexiven Eingangsbemerkung möchte 
ich nichts hinzufügen. Da haben wir ja beide ge-
meinsam genug Erfahrungen gesammelt. 

Bei Ihrem anderen Punkt sind wir ganz nah beiein-
ander. Selbstverständlich ist es wichtig und richtig, 
dass die Staatsanwaltschaften hier in Niedersach-
sen tätig werden. Aber wenn es um Behördenver-
sagen an anderen Orten auf europäischer Ebene 
geht, müssen auch andere Staatsanwaltschaften 
und Ermittlungsbehörden tätig werden und mit all 
den ihnen rechtlich zur Verfügung stehenden Mit-
teln ohne Ansehen der Person aufklären, wer wo-
für verantwortlich war, sowohl bei Behördenversa-
gen als selbstverständlich auch im Unternehmen.  

Genauso richtig und wichtig ist es aber, dass das 
Europaparlament aufklärt, ob die Aufsichtsgremien 
richtig gearbeitet haben.  

Wir sind ausdrücklich beieinander, wenn es darum 
geht, die Bedeutung des VW-Konzerns für Nieder-
sachsen zu betonen, und wir hoffen selbstver-
ständlich auch alle miteinander, dass der VW-
Konzern durch den Weg von Transparenz und 
offener Aufklärung sowie durch die Entwicklung 
umweltfreundlicher Technologien neues Vertrauen 
gewinnt und seine gute Stellung in der Welt be-
haupten kann.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Thiele, Sie hatten sich noch einmal zu 
Wort gemeldet. Es ist nicht mehr so ganz viel Re-
dezeit übrig, gute 30 Sekunden. Bitte schön! 

Ulf Thiele (CDU): 
Herzlichen Dank. - Meine Damen und Herren! Ich 
habe mich noch einmal gemeldet, weil spätestens 
mit der Einlassung des Wirtschaftsministers deut-
lich geworden ist, worum es hier tatsächlich geht.  

Sowohl die Ausführungen des SPD-Vertreters 
Herrn Will, der auf den Bundesverkehrsminister 
abgezielt hat, als auch die der Grünen und des 
Wirtschaftsministers, die auf den ehemaligen In-
dustriekommissar und auf die Arbeit der Kommis-

sion abgezielt haben, haben deutlich gemacht, 
dass es ihnen um ein politisches Instrument geht. 
Ein Untersuchungsausschuss ist ein politisches 
Instrument, das dazu dienen soll, das angebliche 
Versagen politischer Gegner aufzudecken.  

(Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN) 

- Völlig klar, dass das für Sie unangenehm ist. Es 
ist vor allen Dingen für den Ministerpräsidenten 
unangenehm, 

(Widerspruch bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

weil er es zugelassen bzw. in Kauf genommen hat, 
dass dabei der größte und wichtigste Arbeitgeber 
des Landes Niedersachsen Schaden nimmt. Dass 
Sie das haben durchgehen lassen, dass Sie das 
riskieren - das machen wir Ihnen politisch zum 
Vorwurf. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Widerspruch bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Anja Piel [GRÜNE]: Was 
haben Sie eigentlich für ein Demokra-
tieverständnis?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Meine Damen und Herren, vielen Dank. - Weitere 
Wortmeldungen zu dieser Unterrichtung sehe ich 
nicht. Dann haben wir das jetzt hinter uns. Vielen 
Dank, Herr Minister, und vielen Dank für die Bei-
träge. 

Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 37: 
28. Übersicht über Beschlussempfehlungen der 
ständigen Ausschüsse zu Eingaben - 
Drs. 17/4780 - strittige und unstrittige Eingaben - 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/4836 - Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP - Drs. 17/4840  

Wir kommen zuerst zu den Eingaben in der Einga-
benübersicht, zu denen keine Änderungsanträge 
vorliegen. Wer insofern den Ausschussempfehlun-
gen zustimmen möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 
Das ist nicht der Fall.  

Ich rufe jetzt die Eingaben in der Drucksache 
17/4780 auf, zu denen es die erwähnten Ände-
rungsanträge gibt. Wir kommen zur Beratung.  
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Die lfd. Nr. 1 der Eingabenübersicht ist die Eingabe 
01662/11/17. Hier geht es um die Beschulung 
niedersächsischer Kinder an den katholischen 
Schulen Hamburgs. Hierzu gibt es einen Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU, der auf „Mate-
rial“ lautet. Eine Wortmeldung dazu liegt nicht vor, 
sodass wir sofort über den Antrag abstimmen kön-
nen. Wer also „Material“ beschließen möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. 

(Jens Nacke [CDU]: Abgestimmt wird 
zum Schluss! - Weitere Zurufe) 

- Wir haben das Verfahren hier so vorgesehen. 

(Johanne Modder [SPD]: Erst die De-
batte! - Jens Nacke [CDU]: Erst die 
Aussprache, dann die Abstimmung!) 

- Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, dass 
es zu dieser Eingabe keine Wortmeldungen gibt, 
sondern nur den Antrag. Und über diesen Antrag 
zur lfd. Nr. 1, Eingabe 01662/11/17, stimmen wir 
jetzt ab. 

Wer den Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
unterstützen und „Material“ beschließen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Das Zweite war die Mehrheit. Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses: „Material“ 
und im Übrigen Unterrichtung der Einsenderin über 
die Sach- und Rechtslage. Wer dem so zustimmen 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Das Erste war die Mehrheit. 

Wir kommen jetzt zur lfd. Nr. 2 der Eingabenüber-
sicht, der Eingabe 02086/11/17 betr. Aufnahme 
von Flüchtlingskindern an Schulen, hier: Forderung 
zusätzlicher Lehrer bzw. Förderstunden. Hierzu 
gibt es gleichlautende Änderungsanträge der Frak-
tion der CDU und der Fraktion der FDP. 

Es liegen Wortmeldungen vor. Als Erster hat der 
Kollege Kai Seefried das Wort. Bitte schön! 

Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die Eingabe kommt von der 
CDU-Fraktion im Rat der Stadt Gifhorn und befasst 
sich mit einem Thema, das wir hier schon vielfach, 
auch im Rahmen der Haushaltsberatungen, disku-
tiert haben. Es geht darum, wie unsere Schulen in 
Niedersachsen auf die Aufnahme von Flüchtlings-
kindern vorbereitet sind, also von Kindern und 
Jugendlichen, die nicht nur ohne jegliche Kenntnis 

der deutschen Sprache, sondern häufig auch 
traumatisiert in unseren Schulen ankommen.  

Die CDU-Fraktion beschreibt in der Petition die 
Situation, wie sie sich in Gifhorn darstellt. Aber 
das, was dort für Gifhorn beschrieben wird, ist 
beispielhaft für ganz Niedersachsen.  

Die Petition beschreibt ferner genau das, was wir 
hier im Rahmen der Haushaltsberatungen immer 
wieder deutlich gemacht haben: dass dieses Sys-
tem ohne das herausragende Engagement der 
Lehrkräfte über das normale Maß hinaus und ohne 
die große Initiative vieler ehrenamtlich Tätiger 
schon lange zusammengebrochen wäre.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Petition unterstreicht die Forderungen, die 
schon vielfach auch hier im Landtag diskutiert wor-
den sind: die Forderung nach mehr Lehrkräften 
insbesondere für die Sprachförderung, die Forde-
rung nach mehr spezieller Förderung dieser Schü-
lerinnen und Schüler, und zwar auch in Lerngrup-
pen, und die Forderung nach mehr Schulsozialar-
beit und mehr Schulpsychologie. 

Wenn man diese Petition, über die wir gleich ab-
stimmen, liest, wird ein weiteres Mal klar, dass es, 
gelinde gesagt, ein Skandal ist, wie diese Landes-
regierung bisher mit der Situation umgeht und wie 
wenig sie die Möglichkeiten, die ihr der Nachtrags-
haushalt gegeben hat, bislang genutzt hat. Wir 
haben das gestern und vorgestern hier im Landtag 
diskutiert. Bisher ist in den Schulen diese Hilfe 
nicht konkret angekommen. Es ist ein Skandal, wie 
hier mit unseren Schulen umgegangen wird.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Aber eigentlich noch viel schlimmer ist, wie lange 
diese Landesregierung die Augen vor dieser Situa-
tion verschlossen hat. Die Petition beschreibt, dass 
die Schulen seit dem Schuljahr 2013/2014 vor 
dieser Herausforderung stehen. Also nicht erst seit 
Kurzem, nicht erst seit diesen Sommerferien! Ich 
will insofern nur an das erinnern, was ich im Rah-
men der Haushaltsberatungen gesagt habe, näm-
lich dass die Kultusministerin vor einem Jahr in 
den Haushaltsberatungen im Niedersächsischen 
Landtag mit keinem einzigen Wort auf diese Her-
ausforderung für unsere Schulen eingegangen ist. 
Die Petition macht deutlich, dass diese Landesre-
gierung es lange verpasst hat, den Schulen die 
entsprechende Hilfe zu geben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Wir brauchen jetzt flexible Lösungen, die direkt vor 
Ort wirken, die den Schulen Hilfestellung geben 
und die über das hinausgehen, was bereits auf 
den Weg gebracht worden ist. Deswegen fordern 
wir für diese Petition „Berücksichtigung“.  

Ich bitte jeden, der bei dieser Petition heute „Sach- 
und Rechtslage“ beschließen oder der sie für erle-
digt erklären möchte, hier deutlich zu sagen, dass 
trotz der Ablehnung jede Schule in Niedersachsen 
die Unterstützung bekommt, die ihr zusteht. Bisher 
jedenfalls wird diese Unterstützung versagt.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Seefried. - Jetzt hat sich Björn 
Försterling, FDP-Fraktion, zu dieser Eingabe ge-
meldet. Bitte schön! 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Kollege Seefried hat schon sehr gut 
ausgeführt, worum es in der Petition geht. Ich 
möchte - mit der Erlaubnis des Herrn Präsidenten - 
einen kurzen Absatz aus der Stellungnahme des 
Ministeriums zitieren. Dort heißt es: 

„An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, 
dass Sprachlernklassen als additive Sprach-
fördermaßnahmen verstanden werden. Eine 
bedarfsgerechte Zuweisung von Förder-
stunden aus dem Kontingent 071 ist möglich 
und zu präferieren.“ 

Aber das stimmt eben nicht, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Uns allen ist doch klar, dass 
es zusätzlicher Lehrerstunden im System bedarf.  

Das, was seit Wochen und Monaten in Nieder-
sachsen gemacht wird, ist, dass die Landesschul-
behörde mit dem vorhandenen Stundenkontingent 
071 Mangelverwaltung betreibt und versucht, jeder 
Schule gerecht zu werden. Das heißt, wenn an 
einer Schule eine Sprachlernklasse aus dem Kon-
tingent 071 eingerichtet wird, dann werden an ei-
ner anderen Schule Sprachfördermaßnahmen ge-
strichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die gan-
ze Politik der Landesregierung kommt Wochen und 
Monate zu spät. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Man hätte bereits vor Monaten den Anträgen der 
Oppositionsfraktionen folgen müssen und genü-

gend Lehrerstunden zur Verfügung stellen und 
Lehrer einstellen müssen.  

Die Schülerinnen und Schüler in Niedersachsen, 
und zwar alle, brauchen Lehrer, damit sie lernen 
können. Das muss in die Köpfe der Landesregie-
rung rein, und deswegen sollten wir heute „Be-
rücksichtigung“ beschließen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Försterling. - Jetzt hat sich für 
die SPD-Fraktion Mustafa Erkan zu dieser Petition 
gemeldet. Herr Erkan, bitte schön! 

Mustafa Erkan (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch 
ich spreche zu der Petition, die die CDU-Fraktion 
im Rat der Stadt Gifhorn eingebracht hat.  

In dieser Petition geht es im Kern um die Heraus-
forderungen, die sich durch die Aufnahme von 
Flüchtlingskindern an den Schulen in Gifhorn stel-
len. Die Petenten fordern finanzielle Mittel für zu-
sätzliche Förder- und Lehrerstunden, vor allem für 
weitere Sprachlernklassen, sowie Hilfen zur Be-
gegnung traumatisierter Schülerinnen und Schüler. 

Es ist unbestritten, dass die hohe Zahl an Men-
schen, die vor Krieg und Elend flüchten, derzeit 
menschlich und auch politisch eine der größten 
Herausforderungen darstellt. Das gilt aber nicht nur 
an den Schulen in Gifhorn, sondern das hat auf 
allen Ebenen des Landes oberste Priorität. 

Im Juli 2014 hat das Kultusministerium mit dem 
Runderlass „Förderung von Bildungserfolg und 
Teilhabe von Schülerinnen und Schülern nicht-
deutscher Herkunftssprache“ bereits umfangreiche 
Regelungen hierzu getroffen. Mit dem zweiten 
Nachtragshaushalt 2015 haben wir nun gerade 
erst weitere finanzielle Mittel für die Flüchtlingsver-
sorgung beschlossen. Damit werden auch die in 
der Petition angesprochenen schulischen Bereiche 
gezielt weiter ausgebaut.  

Weiter kann dem aktuell nicht entsprochen wer-
den. Insofern bleiben wir bei „Sach- und Rechtsla-
ge“ plus „Material“.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Das 
ist der Fehler! Ihr tut zu wenig für die 
Menschen!) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön, Herr Erkan. - Weitere Wortmeldun-
gen zu dieser Petition liegen nicht vor.  

Wir kommen zur Abstimmung. Ich wiederhole: Zu 
der Petition gibt es gleichlautende Änderungsan-
träge der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP. Sie lauten auf „Berücksichtigung“. Wer ihnen 
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Damit sind diese Anträ-
ge abgelehnt worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Sie lautet 
auf „Material“, im Übrigen auf Unterrichtung des 
Einsenders über die Sach- und Rechtslage. Wer 
dem zustimmen möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das Erste war 
die Mehrheit. Der Ausschussempfehlung wurde 
gefolgt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt die lfd. 
Nr. 3 der Eingabenübersicht auf, die Eingabe 
02112/11/17. Hier geht es um die Novellierung des 
Kita-Gesetzes: Bessere Bedingungen für Erziehe-
rinnen und Erzieher in Kitas.  

Hierzu gibt es gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP. 
Sie lauten auf „Erwägung“. 

Dazu liegen zwei Wortmeldungen vor. Die erste 
Wortmeldung kommt von der Kollegin Astrid 
Vockert, CDU-Fraktion. Bitte schön, Frau Vockert! 

Astrid Vockert (CDU): 

Herzlichen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Petentin fordert in ihrer 
Petition bessere Rahmenbedingungen für die Er-
zieher in unseren Kitas. Sie sagt, bessere Rah-
menbedingungen seien nötig, weil die Aufgaben 
immer komplexer werden und weil die Zeit und das 
Personal fehlen, um sie zu erfüllen.  

Die Petentin fordert mehr Personal für die Kitas, 
mehr Fachkräfte einschließlich Vertretungskräfte, 
sie fordert ausreichend Verfügungszeit, sie fordert 
bessere Ausbildungsmöglichkeiten, und sie fordert 
eine angemessene Bezahlung.  

Meine Damen und Herren, das sind dieselben 
Forderungen, die auch im Rahmen der Kita-
Volksinitiative gestellt worden sind und mit denen 
auch wir uns schon auseinandergesetzt haben. 

Was sagt nun das Ministerium dazu? - Das Minis-
terium verweist in seiner Stellungnahme darauf, 

dass zum 1. August 2020 - ich betone: 2020!, also 
erst in der nächsten Legislaturperiode -  

(Christian Dürr [FDP]: Unfassbar! Das 
ist das Gegenteil von dem, was Sie 
zugesagt haben!) 

eine dritte Kraft in den Krippen zu 100 % einge-
stellt und finanziert wird. Es verweist darauf, dass 
es weitere Ziele gibt. Es verweist darauf, dass es 
die Aufgabe der Träger ist, für Vertretungskräfte zu 
sorgen. Es verweist darauf, dass für die Bezahlung 
die Tarifpartner verantwortlich sind. Es verweist 
darauf, dass 400 zusätzliche Ausbildungsplätze 
zur Verfügung gestellt werden. Und es verweist 
darauf, dass die Kommunen in Sachen Verfü-
gungsstunden genügend eigenen Handlungsspiel-
raum haben. Das Ministerium sagt, das können die 
Kommunen selber machen. Ich sagte: Denn dann 
müssen sie es ja auch selber bezahlen. 

(Björn Thümler [CDU]: Es geht immer 
auf die Kosten der Kommunen!) 

Aber zu dem, was im Rahmen der Kita-Volks-
initiative gelaufen ist, wird geschwiegen. Es wird 
gesagt, wir wollen das nicht mehr. SPD und Grüne 
wollen die Petition mit „Sach- und Rechtslage“ 
bescheiden.  

Wenn Sie sich das noch einmal vor Augen führen: 
„Sach- und Rechtslage“ heißt nichts anderes als: 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir sagen 
auch „Material“! - Petra Tiemann 
[SPD]: „Material“ und „Sach- und 
Rechtslage“, Frau Kollegin!) 

Dem Wunsch des Petenten kann nicht entspro-
chen werden. Und „Material“ heißt: Die Landesre-
gierung soll sich damit weiter auseinandersetzen.  

Lebe Kolleginnen und Kollegen, der Landesju-
gendhilfeausschuss hat vor drei Tagen einen Hil-
feschrei ausgestoßen. Er hat dem Kultusministeri-
um einen Brief geschrieben, in dem er sagt: „Ihr 
habt doch gesagt, ihr wollt schrittweise weiterma-
chen! Wir brauchen nicht nur in den Krippen, son-
dern auch in den Kitas mehr Kräfte. Wir haben hier 
Handlungsbedarf.“ 

Die Kita-Volksinitiative hat Ihnen zu Weihnachten 
diese Postkarte in den Briefkasten geworfen: „War 
das alles?“ 

(Die Rednerin zeigt eine Postkarte) 

War das alles, heute, fast drei Jahre nach der Re-
gierungsübernahme: dritte Kraft in der Krippe, 
halbe Stelle?  
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(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Wir 
haben mehr geschafft als Sie in zehn 
Jahren!) 

- Nein, die Koalition hat viel mehr versprochen, 

(Christian Dürr [FDP]: Sie hat es ver-
sprochen, aber nicht gehalten!) 

aber sie hat nichts gehalten. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vor diesem Hintergrund ist es das Mindeste, dass 
diese Petition mit „Erwägung“ beschieden wird. 
Das fordert die CDU-Fraktion gemeinsam mit den 
Vertretern der Kita-Volksinitiative, bei der Hundert-
tausende unterschrieben haben, und dem von 
Ihnen neu eingesetzten Landesjugendhilfeaus-
schuss.  

Was heißt „Erwägung“? - „Erwägung“ heißt, dass 
die Landesregierung diese Forderungen, die Sie 
auch alle in den Koalitionsvertrag geschrieben und 
deren Erfüllung Sie versprochen haben, noch ein-
mal einer Prüfung unterziehen soll.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bis heute ist 
nichts passiert. Nur eines steht schon fest: Wenn 
Sie heute nicht für „Erwägung“ plädieren, dann 
wird man sich bis zum Ende dieser Legislaturperi-
ode endgültig davon verabschieden, noch einen 
einzigen zusätzlichen Cent in den Kita-Bereich 
einzusetzen.  

Wir sagen: Das darf nicht sein! Das lassen wir 
Ihnen nicht durchgehen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Frau Vockert. - Zur gleichen Petition 
hat sich auch Björn Försterling für die FDP-
Fraktion gemeldet. Bitte schön! 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Seit zweieinhalb Jahren warten die Eltern 
und insbesondere auch die Erzieherinnen und 
Erzieher auf ein neues Kita-Gesetz für Nieder-
sachsen.  

(Christian Dürr [FDP]: Das ist ver-
sprochen worden!) 

Mit dieser Petition haben sich die Elternvertreter 
dafür eingesetzt, dass die Rahmenbedingungen 

für Erzieherinnen und Erzieher in niedersächsi-
schen Kindertagesstätten verbessert werden.  

Das, meine Damen und Herren, geht nur über eine 
Änderung des Kita-Gesetzes. Nur darüber kann 
man die Verfügungszeiten, die Vertretungsreser-
ven und die Leitungszeiten ändern. Und deswegen 
brauchen wir ein neues Kita-Gesetz.  

Aber ein solches neues Kita-Gesetz kommt nicht, 
obwohl im Ministerium angeblich seit Anfang 2014 
daran gearbeitet wird. Und warum kommt es nicht? 
- Weil eine Verbesserung der Vertretungsreserve, 
der Verfügungszeiten und der Leitungszeiten Geld 
kostet.  

Jetzt könnte man, gerade nach den Haushaltsbe-
ratungen heute Vormittag und in den letzten Ta-
gen, sagen: Das neue Kita-Gesetz kommt deswe-
gen nicht, weil kein Geld da ist. Aber das stimmt so 
nicht. Denn nachdem das Bundesverfassungsge-
richt das Betreuungsgeld für verfassungswidrig 
erklärt hat, war klar - und das ist auch bereits ver-
einbart -, dass Teile des Betreuungsgeldes auf die 
Länder verteilt werden. Niedersachsen kann da mit 
einem dreistelligen Millionenbetrag rechnen.  

Meine Damen und Herren, wir verlangen nichts 
anderes als das, was wir schon in der Debatte 
über das Betreuungsgeld immer gesagt haben: 
Wenn es abgeschafft wird, dann muss das Geld in 
die Verbesserung der Kitas gesteckt werden.  

Sie haben das Geld. 

(Zuruf von Renate Geuter [SPD]) 

Aber Sie haben ein Problem damit, dass Ihre Mi-
nisterin im Jahr 2015 in so viele Fettnäpfchen ge-
treten ist. Ich nenne nur die Stichworte: 750 Leh-
rerstellen nach dem OVG-Urteil und 83 Millionen 
Euro Nachbesserungen für den Kita-Haushalt. 
Deshalb sind Sie nicht mehr bereit, ihr einen weite-
ren dreistelligen Millionenbetrag zu geben.  

Aber ich flehe Sie an: Geben Sie Ihrer Ministerin 
das Geld! Denn es geht ja nicht um sie, sondern es 
geht um die Kinder in Niedersachsen, und die soll-
ten es Ihnen wert sein.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke schön, Herr Kollege Försterling. - Jetzt hat 
sich für die SPD-Fraktion Petra Tiemann gemeldet. 
Frau Tiemann, bitte schön! 
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Petra Tiemann (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Es wird Zeit, dass hier 
ein bisschen Weihnachtsfrieden einkehrt.  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Deshalb schenke ich Ihnen jetzt etwas, nämlich 
Zeit. Ich dürfte eigentlich noch sechs Minuten re-
den, aber die schenke ich Ihnen.  

Ich finde, wir haben in den Debatte in den letzten 
Tagen sehr gut dargestellt, dass auch dieses Poli-
tikfeld bei unserer Landesregierung gut aufgeho-
ben ist. Wir haben die Petition sehr gründlich gele-
sen, wir haben sehr gründlich darüber diskutiert, 
und wir haben uns entschieden: Bei unserer guten 
Regierung ist diese Petition mit „Material“ und 
„Sach- und Rechtslage“ gut aufgehoben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Tiemann. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat sich nun Julia Willie 
Hamburg zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Ich möchte hier zwei Dinge grundsätzlich feststel-
len:  

Im Gegensatz zu Ihnen haben wir den Einstieg in 
die Qualitätsverbesserung im Kita-Bereich tatsäch-
lich vorgenommen, und zwar durch die Finanzie-
rung der stufenweisen Einführung der dritten Kraft 
in Krippen, die wir zu 100 % den Kommunen be-
zahlen. Wir haben nie einen Zweifel daran gelas-
sen, dass wir die Qualitätsverbesserung in diesem 
Bereich wichtig finden und dass das Priorität hat, 
wann immer wir Geld haben. 

(Lachen bei der CDU) 

ver.di hat uns den Entwurf für ein Kita-Gesetz 
überreicht - aber gleichzeitig darauf hingewiesen, 
dass die strukturelle Unterfinanzierung der Länder 
und die Weigerung des Bundes, in die Finanzie-
rung der Qualitätsverbesserung einzusteigen, dazu 
beitragen, dass sich ihre Forderungen gar nicht 
alle umsetzen lassen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir alle müssen für mehr Steuergerechtigkeit ein-
stehen, damit die Länder finanziell handlungsfähig 
gemacht werden. 

Ein Zweites, Herr Försterling. In Sachen Betreu-
ungsgeld rechnen wir mit einem Betrag von höchs-
tens 80 Millionen Euro. Das ist kein dreistelliger 
Millionenbetrag. Sie wissen genauso gut wie ich, 
dass das Betreuungsgeld Teil des Asylkompromis-
ses war und dass uns dieses Geld nur für drei 
Jahre, also nur bis zum Jahr 2018, zur Verfügung 
gestellt wird. Was danach wird, ist noch völlig of-
fen. Darüber hinaus wissen Sie, dass vereinbart 
wurde, dass das Betreuungsgeld für Flüchtlings-
kinder im Elementarbereich ausgegeben werden 
muss.  

Das heißt, wir können dieses Geld gar nicht für die 
Finanzierung eines neuen Kita-Gesetzes zur Ver-
fügung stellen. Das wäre unredlich. Wir können es 
höchstens in befristete Maßnahmen investieren, 
bis wir wissen, ob wir es auch weiterhin erhalten.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Hamburg. - Zu dieser Petition 
liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vor.  

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über die gleichlautenden Änderungsanträge der 
Fraktionen von CDU und FDP, die auf „Erwägung“ 
zielen. Wer diesen Anträgen zustimmen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Damit sind die Anträge abgelehnt.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Sie lautet 
auf „Material“ und im Übrigen auf Unterrichtung der 
Einsenderin über die Sach- und Rechtslage. Wer 
dem zustimmen möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das Erste war 
die Mehrheit.  

Ich rufe jetzt die lfd. Nr. 15 der Eingabenübersicht 
auf. Das ist die Eingabe 01247/11/17. Sie betrifft 
die Änderung des § 11 des Niedersächsischen 
Gesetzes über den Finanzausgleich.  

Hierzu gibt es einen Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, der auf „Berücksichtigung“ lautet. Wort-
meldungen dazu liegen nicht vor.  

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit 
ist der Antrag abgelehnt.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf 
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„Sach- und Rechtslage“ lautet. Wer ihr zustimmen 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Das ist so beschlossen.  

Ich rufe jetzt die letzte strittige Eingabe auf, und 
zwar die Eingabe 01705/11/17. Sie betrifft die Auf-
enthaltserlaubnis für einen in der Türkei geborenen 
Ausländer.  

Hierzu gibt es einen Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, der auf „Material“ lautet. Wortmeldungen 
dazu liegen nicht vor.  

Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer dem Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP zustimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Der Änderungsantrag ist abgelehnt worden. 

Ich rufe jetzt die Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses auf. Sie lautet auf 
„Sach- und Rechtslage“. Wer dem zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Das ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
der Beratungen über die Eingaben.  

Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 38: 
Abschließende Beratung: 
Übertragung ansteckender Krankheiten verhin-
dern - Gesundheitsversorgung für Asylbewer-
ber nach rechtsstaatlichen Grundsätzen si-
cherstellen - Antrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/4143 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Soziales, Frauen, Familie, Gesund-
heit und Migration - Drs. 17/4642 - Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP - Drs. 17/4777  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP in der Drucksache 17/4777 
zielt auf die Annahme des Antrages in geänderter 
Fassung. 

Wir kommen zur Beratung. Das Wort hat die Ab-
geordnete Annette Schwarz. Bitte schön, Frau 
Schwarz! 

(Beifall bei der CDU) 

Annette Schwarz (CDU): 

Danke, Herr Präsident. - Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich bin heute mit der Erwartung 
hier nach vorne gekommen, dass sich gerade die 
linke Seite dieses Hauses mit dem vorliegenden 
Änderungsantrag auseinandergesetzt, darüber 
nachgedacht und dabei hoffentlich auch die partei-
politische Brille einmal beiseitegelegt hat. 

Angesichts der Flüchtlingswelle ist wohl jedem 
klar, dass der Infektionsschutz, dass die Gesund-
heitsversorgung von Asylbewerbern eine hohe 
Bedeutung haben. Wir wissen, dass vielfach un-
konventionelle Lösungen erforderlich sind. Wir 
wissen, dass kreative Initiativen hilfreich sind. Das 
entbindet uns jedoch nicht davon, die erforderli-
chen Rahmenbedingungen nach rechtsstaatlichen 
Grundsätzen herzustellen. 

Meine Damen und Herren, gegenüber unserem 
ersten Antrag vom September dieses Jahres ha-
ben jetzt zusätzlich zu den Erstaufnahmeeinrich-
tungen auch die Notaufnahmelager und die Unter-
künfte, die im Zuge der Amtshilfeersuchen des 
Landes in den Kommunen eingerichtet werden 
mussten, ihre Berücksichtigung gefunden. Für die 
Feststellung des Gesundheitszustands sind die 
personellen und finanziellen Mittel zur Verfügung 
zu stellen. 

Meine Damen und Herren, die Fürsorgepflicht 
gegenüber den Flüchtlingen und gegenüber der 
ansässigen Bevölkerung wird auch angesichts 
eines Artikels im Weser-Kurier vom 14. Dezember 
2015 unter dem Titel „Viele Infekte in niedersäch-
sischen Notunterkünften“ deutlich. Das ist aller-
dings nicht erst seit drei Tagen bekannt. 

Es gibt deutliche Hinweise vom Robert Koch-
Institut, noch einmal erneuert im Dezember 2015 
durch das Epidemiologische Bulletin Nr. 50 vom 
14. Dezember. Darin wird deutlich, dass Hepati-
tiserkrankungen zunehmen, dass Tuberkulose 
öfter auftritt, dass die Zahl der Menschen mit In-
fluenza, mit Grippe, anwächst und dass gegenüber 
dem Vorjahr auch Masern häufiger auftreten. An-
gesichts dessen, dass die Durchimpfungsrate bei 
unserer Bevölkerung insgesamt abnimmt, auch bei 
den Kindern, und dass noch nicht einmal klar ist, 
welchen Impfstatus die Flüchtlinge haben, wenn 
sie zu uns ins Land kommen, müsste doch deutlich 
sein, dass hier ein Handlungserfordernis gegeben 
ist. 

(Beifall bei der CDU) 
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Vergegenwärtigen wir uns zusätzlich noch die 
Zustände in den Unterkünften. Von den Flüchtlin-
gen wissen wir, dass hier ein erhöhtes Maß an 
Prävention bzw. an Versorgung erforderlich ist. 

Meine Damen und Herren, das Niedersächsische 
Landesgesundheitsamt hat gehandelt. Es hat Kon-
zepte erstellt. „Konzept“ heißt allerdings: Es steht 
etwas auf dem Papier. Es ist noch nicht reell um-
gesetzt.  

Von daher verdient es sehr wohl Anerkennung, 
wenn die Johanniter und der Hausärzteverband, 
Landesverband Niedersachsen, eine Kooperati-
onsvereinbarung eingegangen sind. Am 
26. November 2015 ist dies verkündet worden. 
Mehr als 250 Hausärzte haben sich innerhalb von 
48 Stunden nach der Anfrage bereit erklärt, hier 
gemeinsam zu wirken und bei Bedarf die medizini-
sche Versorgung von Flüchtlingen in den Notun-
terkünften und Wohnheimen neben ihrer Praxistä-
tigkeit zu übernehmen. 

(Beifall bei der CDU - Dr. Max 
Matthiesen [CDU]: Das ist richtig toll! 
Bravo!) 

Damit wollen diese Organisationen möglichen 
Engpässen, vor allem bei der regulären Versor-
gung der Flüchtlinge und Asylbewerber, entge-
genwirken. Das ist ein außerordentlich deutlicher 
Hinweis, dass hier noch nicht alles im Reinen ist, 
dass wir hier aktiv werden müssen. 

(Beifall bei der CDU) 

Man muss noch eines dazusagen: Das Innenminis-
terium hat bereits Ende November per Erlass an 
die Kommunen mitgeteilt, dass zusätzliche Flücht-
lingsunterkünfte im kommenden Jahr 2016 zu er-
richten seien. 63 000 weitere Flüchtlinge werden 
für das erste Quartal 2016 angekündigt. Es wird 
betont, dass ca. 5 600 Flüchtlinge in der Woche 
hier in Niedersachsen ankommen werden. In der 
HAZ vom 3. Dezember heißt es dazu, es sei min-
destens mit einer Verdopplung des zu verteilenden 
Gesamtkontingents für Niedersachsen zu rechnen. 

Meine Damen und Herren, der Handlungsdruck 
liegt auf der Hand bzw. ist offensichtlich. Von da-
her können wir nur eines sagen: Die Gesundheits-
versorgung von Asylbewerbern kann uns nicht 
egal sein. 

 

Deshalb wäre es gut, wenn Rot-Grün dem Ände-
rungsantrag zustimmen würde. Zieren Sie sich 
nicht! Heben Sie an der richtigen Stelle die Hand! 

Danke. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Sylvia Bruns [FDP]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Jetzt hat sich Filiz Polat, Bündnis 90/Die Grünen, 
zu Wort gemeldet. 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Dr. Matthiesen, ich möchte Sie gleich 
zu Beginn meiner Rede zitieren. Wir hatten ja zwei 
ausführliche Beratungen im Sozialausschuss mit 
einer sehr guten Unterrichtung durch das Sozial-
ministerium. Es wurden auch viele einzelne Fragen 
geklärt, bezogen auf die Notunterkünfte. Ich möch-
te Dr. Max Matthiesen aus der öffentlichen Sitzung 
zitieren, der von den Ausführungen insbesondere 
von Herrn Dr. Feil vom Landesgesundheitsamt, 
aber auch von den Ausführungen des Sozialminis-
teriums durchaus begeistert war; denn Sie haben 
die Leistungen des Gesundheitsamtes und der 
Ministerien anerkannt und gesagt, dass sie ihr 
Bestes geben würden. 

Frau Pieper, Sie berichteten von Soltau-Falling-
bostel, dass dort in der Notunterkunft alles sehr gut 
laufe. Das ist eine der größten in diesem Land mit 
Platz für 4 000 Menschen. 

(Gudrun Pieper [CDU]: Aber!) 

- Auf das Aber wurde dann ausführlich geantwor-
tet, auch auf die Fragen von Frau Joumaah. Ei-
gentlich sind keine Fragen offen geblieben. 

Das Einzige, was deutlich wurde, ist „work in pro-
cess“. Wir haben innerhalb kürzester Zeit 60 Not-
unterkünfte aufgebaut. Es ist sichergestellt, dass 
die Kosten übernommen werden, auch für die 
fachärztlichen Untersuchungen, je nachdem, ob es 
eine Erstaufnahmeeinrichtung oder eine Notunter-
kunft ist. Dass in der Kürze der Zeit nicht alles 
sofort reibungslos läuft, wissen Sie alle, die vor Ort 
in den einzelnen Unterkünften engagiert sind. 

Zu Ihrem Änderungsantrag, in dem Sie eigentlich 
nur den aktuellen Stand aufgegriffen haben, muss 
ich sagen, dass das, was Sie wollen, bereits pas-
siert. Insofern ist der Antrag zwar okay, aber er ist 
redundant, weil die Punkte alle schon erfüllt wer-
den. An der einen oder anderen Stelle hat Herr 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  84. Plenarsitzung am 17. Dezember 2015 
 

8426 

Dr. Feil gesagt: Geben Sie uns Rückmeldung, wo 
es holprig ist. - Das mache auch ich bei meiner 
Erstaufnahmeunterkunft in Bramsche. Das Ziel ist 
klar formuliert. Auch wird nichts ignoriert, wie Frau 
Schwarz es gesagt hat. Es ist auch niemandem 
egal, ob die Flüchtlinge erstuntersucht werden 
oder nicht. Wir haben heute noch einmal deutlich 
gemacht, dass niemandem die Aufnahme und 
Versorgung von Flüchtlingen egal ist. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Frau Polat, ich möchte Sie einmal unterbrechen. 
Eigentlich ist Ihre Redezeit schon abgelaufen. 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Ich bin schon am Ende.  

Von daher: Wir lehnen den Antrag ab. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Aber Frau Pieper möchte Ihnen eine Zwischenfra-
ge stellen, wenn Sie erlauben. 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Nein, danke. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Okay. 

(Zustimmung von Miriam Staudte 
[GRÜNE]) 

Danke schön. - Dann hat sich Sylvia Bruns, FDP-
Fraktion, gemeldet. Bitte schön! 

Sylvia Bruns (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich freue mich darüber, dass wir jetzt 
einmal in Ruhe über dieses Thema sprechen kön-
nen. Im Ausschuss war die Diskussion zeitweise 
etwas erhitzt. Ich habe mich immer gefragt, warum 
die Stimmung so umschlägt. 

Wenn man sich den Antrag einmal genauer an-
schaut, dann stellt man fest, dass Sachen darin 
stehen, denen man ruhig zustimmen kann. Frau 
Polat hat gesagt: Das alles sind Sachen, die schon 
passieren, die gemacht werden. Das ist der aktuel-
le Stand. 

Wir finden trotzdem, dass es in einigen Bereichen 
noch nicht so gut läuft. Wir haben das Ganze im 
Ausschuss um die Notunterkünfte ergänzt. In den 
Erstaufnahmeeinrichtungen ist die Lage mittlerwei-
le etwas besser geworden. Das liegt zum Teil auch 
daran, dass zurzeit weniger Flüchtlinge in den 

Erstaufnahmeeinrichtungen sind. Das sind nicht 
mehr so viele wie noch vor einem halben Jahr. Da 
hat sich die Situation verbessert. Das erkennen wir 
an. Wir haben das auch im Ausschuss bespro-
chen. 

Handlungsbedarf besteht aber bei den Notunter-
künften und bei den Unterkünften im Rahmen der 
Amtshilfe. Deswegen haben wir diesen Punkt neu 
in den Antrag aufgenommen. Wir halten dies für 
gut und richtig. 

Auch die Gesundheitsversorgung ist wichtig. Die 
Kommunen machen das schon zum Teil. Die Nr. 3 
ist ja nicht bindend für die Kommunen, sondern sie 
können dies machen. Aber wenn sie es schon 
machen, dann sollen sie auch die Kosten hierfür 
erstattet bekommen. Kommunen übernehmen das 
zum Teil, andere hingegen wieder nicht. Ich weiß, 
Hannover macht das schon. 

Wenn das, was darin steht - auch das mit den 
Ärzten -, auch Ihr Ziel ist, dann gibt es doch eigent-
lich überhaupt keinen Grund zu sagen: „Wir finden 
das doof. Wir wollen das nicht“, sondern dann 
kann man doch eigentlich zustimmen. Mir ist nicht 
ganz klar, warum man das dann ablehnt. Machen 
wir uns doch gemeinsam auf den Weg. Dann kann 
man auch zustimmen. Deswegen: Geben Sie sich 
einen Ruck, und stimmen Sie dem Änderungsan-
trag zu! Denn es scheint ja auch Ihr Weg zu sein. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Bruns. - Jetzt hat sich Frau 
Dr. Thela Wernstedt gemeldet. Sie haben das Wort 
für die SPD-Fraktion. Bitte schön! 

Dr. Thela Wernstedt (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit 
ihrem Antrag „Übertragung ansteckender Krank-
heiten verhindern - Gesundheitsversorgung für 
Asylbewerber nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
sicherstellen“ hat die CDU-Fraktion Anfang Sep-
tember dieses Jahres ein wichtiges und zum da-
maligen Zeitpunkt angstbesetztes Thema ange-
sprochen. Der Antrag war einer von vielen, die zur 
Begründung der Einberufung des Sonderplenums 
gedient haben. 

Es ist die wichtigste Aufgabe der Opposition, dem 
Handeln der Regierung auf die Finger zu schauen 
und dies kritisch zu kommentieren. Zügiges Regie-
rungshandeln zur Umsetzung bestehender Vor-
schriften soll angemahnt werden.  
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Soweit ist es richtig, mit einem Antrag auf wichtige 
Themen aufmerksam zu machen und gegebenen-
falls mangelnde Ausstattung oder auch Rege-
lungslücken anzumahnen. 

Mit dem starken Anwachsen der Flüchtlingszahlen 
seit August waren die Verwaltungen des Bundes, 
der Länder und der Kommunen vor große Aufga-
ben gestellt, die alle Kräfte erfordert haben. Das 
hält bis heute an. Die Sicherstellung der Erstunter-
suchung und der medizinischen Versorgung in 
Erstaufnahmeeinrichtungen, Notunterkünften und 
den Notunterkünften im Rahmen der Amtshilfe ist 
in sehr kurzer Zeit anhand bestehender Regelun-
gen und Gesetze geschafft worden. 

Angesichts einer Problemlage von Unterbringung, 
Versorgung und medizinischer Untersuchungen, 
die sich bundesweit innerhalb kürzester Zeit ver-
vielfacht hat, war es nie sinnvoll, nur ein landes-
weites Impfkonzept zu entwickeln, wie Sie es ge-
fordert haben, sondern dies die Fachleute vom 
Robert Koch-Institut machen zu lassen, die für 
genau diese Fragestellungen da sind. Es wäre 
epidemiologischer Unsinn gewesen, einen Länder-
Flickenteppich von Impfkonzepten zu entwickeln.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vom Robert Koch-Institut gibt es seit Oktober ein 
Konzept zur Umsetzung frühzeitiger Impfungen bei 
Asylsuchenden. Niedersachsen führt dieses Kon-
zept seitdem durch. Im Epidemiologischen Bulletin, 
das Frau Schwarz auch schon angesprochen hat, 
wurden bereits im September akut behandlungs-
bedürftige Krankheiten von Asylsuchenden je nach 
Herkunftsländern und Fluchtrouten veröffentlicht 
als Hilfestellung für Ärztinnen und Ärzte, die im 
Bereich der Erstuntersuchungen und weiterer Be-
handlung von Asylsuchenden in Erstaufnahmeein-
richtungen und Notunterkünften arbeiten. 

Diese Informationen werden regelmäßig aktuali-
siert und öffentlich zur Verfügung gestellt. Die gute 
Nachricht des RKI ist auch, dass keine Epidemien 
durch Flüchtlinge drohen. Die bislang diagnosti-
zierten Krankheiten und ihre Vorkommen sind 
veröffentlicht. Wissen beugt der Legendenbildung 
vor. Die Interpretation dieser Zahlen, Frau 
Schwarz, sollten wir uns vielleicht noch einmal 
gemeinsam ansehen. Ich komme nämlich zu ande-
ren Ergebnissen als Sie. 

In Ihrem Änderungsantrag haben Sie vernünf-
tigerweise die Forderung nach einem Impfkonzept 
spezifisch für Niedersachsen nicht mehr aufrecht-
erhalten. 

Die niedersächsischen Erstaufnahmeeinrichtungen 
sind personell und sächlich weitgehend so ausge-
stattet, dass sie die vorgeschriebenen Erstuntersu-
chungen durchführen können. Wenn dies nicht 
durch den öffentlichen Gesundheitsdienst gesche-
hen kann, leisten es Ärzte der Hilfsorganisationen 
oder auch niedergelassene Ärzte. Die KVN ist da 
ganz eng dran.  

Während der Aufbauphase ist es in einigen Unter-
künften zu Versorgungslücken gekommen, was 
sich aber nicht an jeder Stelle vor Ort vermeiden 
lässt. Besonders in der Phase, als die Erstunter-
künfte völlig überfüllt waren und täglich Hunderte 
neuer Flüchtlinge kamen und ohne jede Registrie-
rung an die Kommunen durchgereicht werden 
mussten, dauerte es in einigen Unterkünften län-
ger als ein bis zwei Tage, um die Registrierung 
und die Erstuntersuchung durchzuführen. 

Ich betone an dieser Stelle meine Sympathie für 
einen gut ausgestatteten öffentlichen Gesund-
heitsdienst für eben diese Erstuntersuchungen.  

Zu Punkt 4 des Änderungsantrags: In Niedersach-
sen herrscht definitiv kein Ärztemangel, um Flücht-
linge zu untersuchen und akute Krankheiten oder 
Verletzungen zu behandeln. Daher werden auch 
Ärzte, die Asyl suchen oder Schutz nach der Gen-
fer Flüchtlingskonvention beanspruchen, nicht für 
ärztliche Tätigkeiten gebraucht, wenn man von 
Dolmetscherdiensten einmal absieht. 

Zudem haben wir in diesem Haushalt viel Geld zur 
Übernahme von Dolmetscherkosten eingestellt. 
Die Symptome, Nöte und Sorgen sprachlich und 
übrigens auch die Krankheitsmodelle von Men-
schen zu verstehen, ist unerlässlich, wenn man 
behandeln will. Da können medizinisch vorgebilde-
te Landsleute viel helfen, aber das dürfen und tun 
sie auch schon längst. Übrigens haben Ärztekam-
mer, KVN und sogar der Hausärzteverband Hilfen 
für Anamneseerhebungen und Behandlungen in 
mehreren Sprachen zur Verfügung gestellt. 

Warum Sie Anfang Dezember einen Änderungsan-
trag einreichen, der nicht nur für die Erstaufnah-
meeinrichtungen eine Kostenübernahme für die 
Erstuntersuchungen fordert, sondern auch für die 
Notunterkünfte, die im Rahmen der Amtshilfe seit 
Mitte Oktober erstellt wurden, ist mir rätselhaft; 
denn die Kostenübernahme durch das Land wurde 
bereits im Oktober beschlossen und durchgeführt. 
Dass sich die betroffenen Kommunen und Hilfsor-
ganisationen kurz nach dem Amtshilfeersuchen die 
Frage gestellt haben, wer wann für erbrachte Leis-
tungen zahlt, ist völlig klar. Dies ist aber innerhalb 
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kürzester Zeit zwischen dem Innenministerium, 
den Kommunen und den Hilfsorganisationen gere-
gelt worden. 

Es wäre vernünftig gewesen, wenn die Oppositi-
onsfraktionen den Antrag zurückgezogen hätten. 
Richtig ist, als Opposition zu gegebener Zeit auf 
Mängel oder drohende Probleme hinzuweisen. 
Wenn sich aber zeitweilig und örtlich bestehende 
Mangelsituationen bereinigt haben, weil alle Akteu-
re gut gearbeitet haben, kann man einen Antrag 
auch mal zurücknehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir werden ihn heute ablehnen, weil er sich erle-
digt hat. 

Zusammenfassend möchte ich an dieser Stelle 
sagen: Das Thema Infektionsprophylaxe, medizini-
sche Versorgung und Erstuntersuchung bei Flücht-
lingen ist wichtig und ernst. Wir leben in einem in 
vieler Hinsicht hoch regulierten und hoch entwi-
ckelten, sehr organisationstüchtigen Land. Das hat 
den entscheidenden Vorteil, dass wir auch in Situ-
ationen wie seit dem Herbst vergleichsweise 
schnell eine leistungsfähige Struktur aufbauen 
können. Wir können uns dabei auf die Mithilfe vie-
ler Akteure verlassen. Das betrifft die vielen Eh-
renamtlichen, die schwierige Situationen gesehen 
und zugepackt haben. Das betrifft aber auch die 
vielen Beamten und Angestellten der öffentlichen 
Verwaltungen aller Ebenen und diejenigen, die im 
medizinischen System als Ärzte und in der Kran-
kenpflege arbeiten. 

Wir haben das auch 2011 schon eindrucksvoll 
erfahren, als während der EHEC-Infektionswelle 
Mitarbeiter von Kliniken sogar aus ihrem Urlaub 
zurückkamen, um die notwendigen Behandlungen 
dieser großen Zahl schwer kranker intensivpflichti-
ger Patienten sicherzustellen. Und wir erleben 
heute, wie in kurzer Zeit ein leistungsfähiges und 
praktikables Versorgungssystem für Flüchtlinge 
geschaffen worden ist.  

Es ist ein Netzwerk vieler Akteure, das funktioniert. 
Die Bereitschaft vieler Ärztinnen und Ärzte, sich 
zusätzlich zu ihrem Berufsalltag einzubringen, ist 
ungebrochen. Ich empfehle allen, sich die Internet-
seiten der KVN, der Ärztekammer Niedersachsen 
und des Robert Koch-Instituts anzusehen. Die 
Ärztekammer hat eigens einen Ansprechpartner 
ernannt, der im Lande umherreist, gut Bescheid 
weiß und jederzeit Auskunft erteilen kann. 

Die verlässliche Zusammenarbeit zwischen der 
Landesregierung, den Hilfsorganisationen und der 
Selbstverwaltung ist sichergestellt. Situationen, die 
immer auftreten können, in denen es zu Proble-
men oder Mängeln kommt, können zügig bearbei-
tet und behoben werden. Wir können stolz sein auf 
das, was in den vergangenen Wochen geschaffen 
worden ist. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Dr. Wernstedt. - Es liegt seitens 
der FDP die Wortmeldung zu einer Kurzinterventi-
on vor. Frau Bruns, bitte schön! 

Sylvia Bruns (FDP): 

Ich bin, leicht irritiert, über folgenden Satz gestol-
pert: „Wir brauchen die syrischen Ärzte nicht.“ - 
Zum einen finde ich das inhaltlich problematisch. 

(Petra Tiemann [SPD]: Das hat sie so 
nicht gesagt!) 

- Ja, als Ärzte nicht. - Das ist ganz spannend. Das 
hat etwas mit Integrationsleistung zu tun. 

Zum zweiten finde ich es ganz spannend, dass es 
mehrere Sachen auch von der Ärztekammer und 
auch von Bundesgesundheitsminister Gröhe gibt, 
der letztens erst gesagt hat: Es gibt 1 500 syrische 
Ärzte. Wir brauchen mehr. Wir freuen uns über 
jeden, der kommt. Im Beschleunigungsverfahren 
sind beschleunigte Anerkennungsverfahren drin. 
Das passt überhaupt nicht zu dem, was sonst so 
passiert.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Frau Dr. Wernstedt, möchten Sie dazu was sagen? 
- Bitte schön! 

Dr. Thela Wernstedt (SPD): 

Meine Bemerkung zu den syrischen Kolleginnen 
und Kollegen ist so zu verstehen, dass sie nicht als 
Ärzte in Erstaufnahmeeinrichtungen und Notunter-
künften dringend gebraucht werden; denn dort 
haben wir genügend Ärztinnen und Ärzte, die 
Dienst tun und diesen Dienst auch gerne tun.  
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Das spricht aber nicht dagegen, dass diese Ärztin-
nen und Ärzte nach einem längeren Zeitraum ihre 
Zeugnisse und ihre Facharztausbildung anerkannt 
bekommen und dann auch im deutschen Gesund-
heitssystem arbeiten können. Das aber ist eine 
andere Fragestellung, die wir hier nicht bespro-
chen hatten. 

Wenn die Opposition mit der Ärztekammer Kontakt 
aufnehmen würde, würde sie erfahren, dass die 
Untersuchungen und die Versorgung funktionieren. 
Wenn es an einer Stelle nicht funktionieren sollte, 
könnte dort nach Rückmeldung an die Ärztekam-
mer mithilfe der Hilfsorganisationen und, wie ge-
sagt, der KVN jederzeit Abhilfe geschaffen werden.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Jetzt hat sich Kollegin Annette 
Schwarz, CDU-Fraktion, noch einmal zu Wort ge-
meldet. Frau Schwarz, bitte! 

Annette Schwarz (CDU): 
Danke. - Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich finde es etwas enttäuschend, 
dass man mit Blick auf einzelne Punkte explizit 
sagt: Alles ist in Ordnung. Man braucht überhaupt 
nichts mehr zu tun. - Im Ausschuss konnten wir 
allerdings einen ganz anderen Eindruck gewinnen.  

Zum Thema Röntgen hieß es am 29. Oktober sei-
tens des Sozialministeriums, dass auch die Rönt-
genuntersuchungen sehr wohl ein Nadelöhr dar-
stellen könnten. Auf mobile Röntgengeräte habe 
man noch nicht zurückgreifen können. Man könne 
nur auf Kliniken ausweichen.  

Aber definitiv zeigt sich Handlungsdruck. Ange-
sichts der zu erwartenden Zahlen ist dieser Hand-
lungsdruck tatsächlich da. Davor kann man nicht 
kneifen. 

Meine Damen und Herren, ein Weiteres. Die Impf-
stoffe sind anscheinend bei der SPD und bei den 
Grünen kein Thema. Im Camp Fallingbostel ist laut 
der Pressemitteilung, die man schon gesehen hat, 
tatsächlich die Befürchtung vorhanden, dass Impf-
stoffe gerade für die Grippeschutzimpfung nicht 
hinreichend zur Verfügung stehen. So etwas muss 
man registrieren. Davor kann man nicht einfach die 
Augen verschließen.  

Deshalb finde ich es ausgesprochen schade, dass 
Sie sich weiterhin zieren zu sagen: Eigentlich ist es 
ein guter Antrag. Wir wissen noch nicht, wie hoch 
die Flüchtlingszahlen tatsächlich sein werden, aber 

wir müssen damit rechnen, dass zusätzlich we-
sentlich mehr Flüchtlinge nach Niedersachsen 
kommen. Dafür müssen wir gewappnet sein. Wir 
könnten jetzt die Zeit dafür nutzen, uns darauf 
einzustellen. 

Sie lassen offensichtlich leider diese Chance ver-
streichen. Ich finde das außerordentlich bedauer-
lich.  

Wenn Sie auch noch sagen, dass syrische Ärzte 
zumindest nicht gebraucht würden: In unserem 
Antrag ist nicht von Ärzten die Rede, sondern von 
Personal mit medizinischem Sachverstand. Wir 
haben auch nicht gesagt, dass sie dauerhaft ein-
gesetzt werden sollen. Aber warum sollen wir die 
Fähigkeiten brach liegen lassen, gerade wenn man 
Sprachbarrieren zu verzeichnen hat, und sie nicht 
einsetzen, den Menschen zugewandt agieren? 
Warum geht das denn nicht mit Ihnen, verdammt 
noch mal?  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Frau Kollegin Wernstedt, Sie haben sich noch 
einmal gemeldet. Sie haben noch Restredezeit. 
Bitte schön! 

Dr. Thela Wernstedt (SPD): 

Frau Schwarz, Sie haben irgendwie nicht richtig 
zugehört. Ich habe sehr wohl in meiner Rede ge-
sagt, dass die Hilfe vor Ort von Landsleuten, die 
eine medizinische Ausbildung als Pfleger, als Arzt - 
wie auch immer - haben,  

(Zuruf von der FDP) 

gebraucht werden kann mit Blick auf das Krank-
heitsverständnis, zum Dolmetschen usw., um auch 
andere Hilfestellung geben zu können. 

Ich verstehe im Moment, ehrlich gesagt, nicht, 
warum Sie sich so echauffiert haben,  

(Ulf Thiele [CDU]: Das scheint das 
Problem zu sein! Sie verstehen das 
ganze Problem nicht!) 

dass ich das angeblich nicht gesagt hätte. Viel-
leicht lesen Sie es im Protokoll nach oder wir ma-
chen das noch einmal bilateral. Ich glaube, an der 
Stelle sind wir gar nicht auseinander. 

(Zustimmung bei der SPD - Zurufe) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Meine Damen und Herren! Es gibt eine Wortmel-
dung des Innenministers Boris Pistorius. Herr Mi-
nister, Sie haben das Wort. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich schicke vorweg: Ich schließe mich 
einerseits gern der inhaltlichen Bewertung auf 
dieser Seite des Hauses an. Andererseits stelle ich 
fest, dass es gut ist, solche Anträge zu formulieren,  

(Annette Schwarz [CDU] Danke!) 

- das meine ich ganz ernsthaft, ohne jede Ironie - 
weil es immer wieder hilft, den Blick für mögliche 
Probleme oder deren Entstehung zu schärfen. Von 
daher ist das nicht nur nicht schädlich, sondern 
sehr hilfreich, weil es uns hilft, auf das eine oder 
andere noch einmal zu schauen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Wenn sich allerdings bei der Prüfung des entspre-
chenden Entschließungsantrages herausstellt, 
dass die meisten Dinge entweder schon erledigt 
oder in der Problemanalyse nicht ganz zutreffend 
sind, dann ist es, finde ich, auch völlig in Ordnung - 
da muss niemand beleidigt sein -, wenn der Ent-
schließungsantrag keine Mehrheit findet. Von da-
her teile ich die Bewertung ausdrücklich.  

Was im Übrigen die Ärzte angeht, will ich nur noch 
einmal darauf hinweisen, dass es bereits seit Ok-
tober eine entsprechende bundesweite Rechts-
grundlage gibt, Asylbewerber mit einer abge-
schlossenen Arztausbildung vorübergehend zu 
entsprechenden Tätigkeiten in Unterkünften zu 
ermächtigen.  

(Zustimmung bei der CDU - Reinhold 
Hilbers [CDU]: Wie viele denn?) 

Wir brauchen also dazu keine Entschließung. Un-
abhängig davon geschieht das in Niedersachsen 
übrigens auch seit Längerem unter der Aufsicht 
behandelnder Ärztinnen und Ärzte. Zahlen können 
Sie gern nachgeliefert bekommen. Die habe ich 
nicht im Kopf.  

Der Entschließungsantrag, so gut er in seiner In-
tention war, ist von der Realität überholt worden. 
Wir sind up to date, jedenfalls annähernd, was die 
Untersuchungen anbelangt. Wir sind in den nächs-
ten Tagen mit der Registrierung als Voraussetzung 
für die ärztliche Untersuchung tagesaktuell. Alle 
Lecks und Verzögerungen, die es gegeben hat, 
sind aufgearbeitet worden.  

Von daher noch einmal: Vielen Dank für den An-
trag. Aber im Grunde genommen muss man sa-
gen, durch Regierungshandeln und gute Arbeit in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen ist er erledigt.  

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Die auf Ablehnung lautende Beschlussempfehlung 
ist die weitergehende Empfehlung.  

Nach § 39 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 31 
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 unserer Geschäftsord-
nung stimmen wir daher zunächst über die Be-
schlussempfehlung ab. Nur für den Fall, dass die 
Beschlussempfehlung abgelehnt wird, stimmen wir 
anschließend noch über den Änderungsantrag ab. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 
in der Drs. 17/4143 ablehnen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das Erste 
war die Mehrheit. Damit ist der Antrag der CDU-
Fraktion abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr auf 
den 

Tagesordnungspunkt 39: 
Abschließende Beratung: 
Die Landesregierung muss alle Forderungen 
der Kommunen zur Vereinfachung von Ab-
schiebungen erfüllen! - Antrag der Fraktion der 
CDU - Drs. 17/4362 - Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Inneres und Sport - Drs. 17/4706  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.  

Meine Damen und Herren, eine Berichterstattung 
ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur Beratung. Zu Wort gemeldet hat 
sich die Kollegin Angelika Jahns. Sie haben das 
Wort. 

Angelika Jahns (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir alle 
wissen, dass wir durch die Flüchtlingsbewegung 
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weltweit vor unendliche Herausforderungen gestellt 
werden. Das betrifft nicht nur Deutschland, son-
dern es betrifft natürlich insbesondere auch die 
Bundesländer.  

Deswegen haben wir unseren Antrag eingebracht, 
der darauf zielt, dass die Landesregierung die 
Forderungen der Kommunen zur Vereinfachung 
von Abschiebungen erfüllen muss. 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal ein biss-
chen in die Historie gehen. Vor dem Hintergrund, 
dass es gestern hier in Niedersachsen eine Ab-
schiebung gegeben hat und heute natürlich in eini-
gen Medien diverse Stellungnahmen dazu zu le-
sen waren, möchte ich Ihnen eine Stellungnahme 
zur Kenntnis geben. In der NP von heute steht: 
Heute rächt es sich, wenn wichtige Themen in-
strumentalisiert werden, nur um dem politischen 
Gegner zu schaden. Ein Beispiel dafür ist die Asyl-
politik in Niedersachsen.  

Meine Damen und Herren, Sie wissen, wie Sie, die 
heutigen Regierungsfraktionen von SPD und Grü-
nen, zu unserer Regierungszeit mit dem damaligen 
Innenminister Uwe Schünemann umgegangen 
sind. Ich darf an dieser Stelle daran erinnern, wie 
schnell man auf den Boden der Tatsache zurück-
kommen kann und sich die Situation verändert.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Wollen Sie 
damit sagen, dass wir so eine Politik 
machen wie Schünemann?) 

Ich glaube, Sie müssen heute tatsächlich feststel-
len, dass Sie mit Ihrer Politik, die Sie damals ge-
fahren sind, gnadenlos gescheitert sind.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie sehen das allein an dem Forderungskatalog, 
den die Kommunen im September an Ihre Regie-
rung gerichtet haben. Sie haben es bisher vermie-
den, diese Beschleunigungskriterien umzusetzen. 
Es ist ganz eindeutig in der Unterrichtung, die  auf 
unseren Antrag stattfand, zu dem Punkt, wie die 
Abschiebungen in Niedersachsen stattfinden, ge-
sagt worden: Das Bundesrecht hat keine Alternati-
ven. Wenn eine Ablehnung erfolgt ist, muss dann 
auch die Rückführung stattfinden.  

Meine Damen und Herren, Sie haben im Bund, 
insbesondere der Innenminister Herr Pistorius, 
dieses Beschleunigungspaket mit ausgehandelt.  

Letztendlich haben Sie sich aber als Landesregie-
rung Niedersachsen im Bundesrat der Stimme 
enthalten müssen, weil Ihr Koalitionspartner von 
den Grünen nicht zugestimmt hat. Damit ist das 
Verfahren in den Kommunen erheblich erschwert 
worden, weil Sie die entsprechenden Anordnungen 
nicht zeitgerecht umgesetzt haben.  

Meine Damen und Herren, in dem Brief der kom-
munalen Spitzenverbände vom 10. Dezember sind 
Vereinfachungen zum Härtefallverfahren und zum 
Rückführungserlass gefordert worden und auch 
Forderungen an das Land zur Erleichterung von 
Rückführungen gestellt worden. 

Ich bin sehr dankbar dafür, dass der Ministerpräsi-
dent in Niedersachsen bereits im Sommer gesagt 
hat: Viele Städte stoßen angesichts der vielen 
Flüchtlinge an ihre Grenzen. „Ministerpräsident 
Weil will bereits abgelehnte Asylbewerber konse-
quenter abschieben.“ - Ich denke, das ist ganz 
wichtig. - „Ministerpräsident Weil plädiert für eine 
konsequente Ausweisung von abgelehnten Asyl-
bewerbern. Dann würde sich auf allen Ebenen die 
angespannte Flüchtlingslage in Deutschland deut-
lich entspannen.“  

Ich denke, so sollten Sie hier in Niedersachsen 
auch handeln. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Kommunen in Niedersachsen sind an ihren 
Grenzen angelangt. Ich möchte mich an dieser 
Stelle im Namen der CDU-Fraktion nicht nur bei 
den ehrenamtlichen Helfern, die sich in unendli-
chem Engagement in Niedersachsen für Flüchtlin-
ge - für die Unterbringung, für die Betreuung und 
für die Beratung - einbringen, bedanken, sondern 
ich möchte mich auch ganz besonders bei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kommunal-
verwaltungen bedanken; denn auch sie sind lang-
sam an der Grenze angekommen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Maaret Westphely [GRÜNE]: Aber nur 
langsam!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben es in Nieder-
sachsen lange Zeit versäumt, die entsprechenden 
Maßnahmen zu ergreifen. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang darauf hinweisen, wie viele Men-
schen sich in Niedersachsen befinden, die einen 
Ablehnungsbescheid haben, also dementspre-
chend ausreisepflichtig sind. 
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(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das ha-
ben wir doch heute beantwortet be-
kommen!) 

- Genau. Darüber haben wir heute Morgen schon 
gesprochen. 

Wenn wir in Niedersachsen mehr als 19 000 aus-
reisepflichtige Menschen haben und von ihnen fast 
15 000 eine Duldung haben, dann sind es immer-
hin noch rund 4 000, die rückgeführt werden müs-
sen. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich glaube, Sie müssen auch Ihre Anstrengungen 
für die freiwillige Rückführung verstärken, auch 
wenn mittlerweile fast 3 000 davon Gebrauch ge-
macht haben. In anderen Bundesländern, in denen 
die Grünen auch mit an der Regierung sind, wie 
z. B. in Baden-Württemberg oder in Hessen, wird 
dafür sehr viel mehr getan.  

Meine Damen und Herren, in der Unterrichtung ist 
deutlich gesagt worden, dass es keine Alternativen 
zum Bundesrecht gibt. Ich habe eben schon darauf 
hingewiesen: Wenn jemand ausreisepflichtig ist 
und von der freiwilligen Rückkehr keinen Gebrauch 
macht, dann muss er auch rückgeführt werden.  

Allerdings wurde in dieser Unterrichtung auch da-
rauf hingewiesen, dass es noch eine zweite Mög-
lichkeit gibt, um die Ausreisepflichtigen nicht rück-
zuführen: wenn es Duldungsgründe gibt. Das ist 
zurzeit das Problem für die Kommunen: Die Kom-
munen haben keine Anleitung von Ihnen. Sie ha-
ben den Rückführungserlass noch nicht geändert, 
sodass die Kommunen nicht wissen, ob und wie 
sie agieren müssen.  

Wir haben mit vielen Ausländerbehörden gespro-
chen, die sich noch sehr, sehr unsicher sind, wie 
sie reagieren müssen.  

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich meine, es ist be-
sonders wichtig, dass man den Menschen hilft, die 
Hilfe brauchen. Wir müssen vor Ort die Alternati-
ven und Möglichkeiten schaffen. Wenn wir im 
Rahmen der Amtshilfe - wie es in Niedersachsen 
praktiziert wird - gezwungen waren, in den Kom-
munen Turnhallen zu belegen, andererseits aber 
viele Menschen Wohnraum beanspruchen, die 
keinen Anspruch darauf haben, weil sie keine Aus-
sicht auf ein Bleiberecht haben, dann muss man 
konkret überlegen, ob man dazu übergeht, diesen 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen.  

Lange Zeit haben die Bürgerinnen und Bürger 
Verständnis aufgebracht, dass die Turnhallen be-
legt werden. Ich meine aber, dass langsam auch 
daran gedacht werden muss, andere Möglichkei-
ten zu schaffen. Gerade diese Landesregierung 
hat bisher auf dieses Verständnis gebaut, muss 
aber auch die Möglichkeiten, die ihr jetzt durch das 
Asylbeschleunigungsgesetz gegeben werden, 
durchsetzen und umsetzen. Ich hoffe, dass Sie 
den Kommunen in Niedersachsen zur Seite stehen 
und entsprechende Möglichkeiten wahrnehmen. 
Sie haben das in der Vergangenheit nicht getan. 
Sie sollten den Rückführungserlass verändern. Sie 
sollten, obwohl Sie die Härtefallkommissionsver-
ordnung teilweise verändert haben, auch an ihr 
noch weiter arbeiten.  

Wir sind darauf angewiesen, dass wir weiterhin auf 
die Kommunen bauen können und die Unterstüt-
zung der Menschen hier in Niedersachsen in An-
spruch nehmen. Lassen Sie die Menschen und die 
Kommunen in Niedersachsen nicht im Stich, son-
dern führen Sie zurück und nutzen Sie die Mög-
lichkeiten, die Ihnen gegeben werden, wie etwa im 
Rahmen des Charterns von Flugzeugen wie ges-
tern! 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Und dabei noch 
lächeln!) 

Leider hat Herr Onay gesagt, er sei mit dieser Ver-
fahrensweise nicht einverstanden. Ich frage Sie, 
Herr Onay, ob Sie das Ziel erreichen wollen, dass 
wir tatsächlich nicht mehr in der Lage sind, den 
Menschen zu helfen, die hier tatsächlich dringende 
Hilfe benötigen, oder ob die Kommunen künftig 
überfordert werden sollen. 

In diesem Sinne: Helfen Sie den Kommunen! Las-
sen Sie sie nicht im Regen stehen! 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Jahns. - Es hat jetzt für 
die SPD-Fraktion der Abgeordnete Karl Heinz 
Hausmann das Wort. 

Karl Heinz Hausmann (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
„Die Landesregierung muss alle Forderungen der 
Kommunen zur Vereinfachung von Abschiebungen 
erfüllen!“ - so der Antrag der CDU-Fraktion. In dem 
Antrag findet man gleich eine Liste von 23 Forde-
rungen. Ich muss ganz ehrlich sagen: Wenn wir 
auf der einen Seite von Kommunen sprechen und 
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ich auf der anderen Seite die Forderungen der 
CDU in diesem Antrag lese, dann kann ich zumin-
dest nach dem Eindruck aus den Gesprächen, die 
ich mit Kommunen geführt habe, in dem Antrag die 
Wünsche und Forderungen der Kommunen nicht 
recht wiederfinden. Ich glaube, dass Sie einiges 
dazugeschrieben haben. Das sind nicht die Forde-
rungen der Kommunen, sondern das sind sicher-
lich die Forderungen der CDU-Fraktion.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Das 
ist nicht Ihr Ernst! Haben Sie den Brief 
gelesen? Das ist 1 : 1!) 

- Ich komme nachher noch zu den Forderungen 
und habe dazu auch noch einiges zu sagen.  

Auch ich möchte mich zu Beginn ganz herzlich bei 
den Kommunen und bei den Ehrenamtlichen be-
danken. Ich bin sicher, dass auch die Kommunen 
es so sehen, dass sie von dieser Landesregierung 
nicht im Stich gelassen werden. Dazu sind wir 
völlig unterschiedlicher Meinung.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich komme auch noch zu der Historie. Ich möchte 
daran erinnern: Wir haben in der 73. Sitzung im 
Innenausschuss die Unterrichtung gehabt. Ich 
nenne auch den Termin: Es war der 26. Novem-
ber. 

Ich möchte noch etwas ganz klar herausstellen - 
ich finde es toll, dass unsere Landesregierung es 
genauso sieht -: Nach wie vor steht die freiwillige 
Ausreise für uns an erster Stelle.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Für 
jeden! Das ist doch ganz klar! Das ist 
doch wirklich nichts Neues!) 

Wir wissen auch, dass in Niedersachsen auf zwei 
freiwillige Ausreisen nur eine Abschiebung kommt. 
Das Verhältnis ist sogar noch ein bisschen besser 
zugunsten der freiwilligen Ausreisen. Das ist übri-
gens ein Spitzenwert in Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: 1 : 3! 
Lächerlich! Wie kann man solch einen 
Unsinn reden!) 

Trotzdem wurden bei uns 940 Menschen in dem 
Zeitraum vom 1. Januar bis zum 30. November 
2015 ausgewiesen bzw. abgeschoben, davon 250 
Überstellungen nach der Dublin-Verordnung. 

Der Rückführungserlass wurde am 29. September 
2015 modifiziert; darüber ist auch schon gespro-
chen worden. Schon danach sollten Ausreise-
pflichtige, die nicht länger als 18 Monate im Bun-
desgebiet leben, ohne Bekanntgabe des Abschie-
bungstermins abgeschoben werden.  

Das hat sich - das ist von meiner Vorrednerin ge-
rade gesagt worden - mit Inkrafttreten des Asylver-
fahrensbeschleunigungsgesetzes geändert bzw. 
ist gegenstandslos geworden. In der Unterrichtung 
wurde uns gesagt, dass gemäß § 59 Abs. 1 Satz 8 
des Aufenthaltsgesetzes nach Ablauf der Frist zur 
freiwilligen Ausreise der Termin der Abschiebung 
den Ausländern nicht mehr angekündigt werden 
dürfe. - Das ist, wie gesagt, nach dem Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz. Die Ausländerbehör-
den sind im Übrigen per E-Mail am 21. Oktober 
davon unterrichtet worden. 

Einvernehmlich mit den kommunalen Spitzenver-
bänden soll nach der Umsetzung des Gesetzge-
bungsvorhabens Asylpaket II der Rückführungser-
lass Anfang 2016 neu geregelt werden. Auch die 
Durchführung des Härtefallverfahrens nach § 23 a 
Aufenthaltsgesetz wurde mit Erlass vom 29. Sep-
tember 2015 partiell geändert. 

Wenn die aktuelle Aufenthaltsdauer in Deutsch-
land bis zum Zeitpunkt der Duldungserteilung nicht 
mehr als 18 Monate beträgt, besteht keine Ver-
pflichtung zur Belehrung über die Möglichkeiten 
und das Verfahren für die Anrufung der Härtefall-
kommission.  

Mit dem Regierungswechsel 2013 praktizieren wir 
in Niedersachsen eine Willkommenskultur, die uns 
sehr wichtig ist. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
die großen und gewaltigen Herausforderungen 
durch den großen Zulauf von Flüchtlingen dürfen 
jedoch nicht dazu führen, dass wir von dieser Will-
kommenskultur, die auch von den Menschen in 
unserem Land mitgetragen wird, abweichen. Sie 
wird von den Menschen in unserem Land nicht nur 
mitgetragen, sie wird von uns auch erwartet.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Jetzt komme ich zur Historie. Sie haben mir einen 
schönen Tipp gegeben. Es darf kein Zurück in das 
Verfahren aus der Zeit vor 2013 geben. Familie 
Nguyen lässt da bestens grüßen: Erst abschieben, 
dann wieder zurückholen. - Genau das wollen wir 
nicht tun. Das war keine Sternstunde für Nieder-
sachsen. 
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(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, nun einige Be-
merkungen zum CDU-Antrag. In der Entschließung 
schreiben Sie, dass die Kommunen durch die gro-
ße Anzahl an Flüchtlingen und Asylbewerbern eine 
Krise ungeahnten Maßes erlebten. - Ich meine, 
man kann das auch ein bisschen dick aufgetragen. 
- Ich meine, das ist keine Krise, sondern eine gro-
ße Herausforderung, die, wie ich für meine Region 
bestätigen kann, vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels auch eine große Chance für 
unser Land sein kann. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wenn Sie von einer „Krise ungeahnten Ausmaßes“ 
sprechen, möchte ich im Übrigen daran erinnern: 
Ihre Kanzlerin scheint das anders zu sehen. Sie 
sagt ja: „Wir schaffen das.“  

Jetzt noch einmal zu Ihren Listen. Einige Ihrer 
Forderungen sind längst erledigt. Das hat auch 
meine Vorrednerin bestätigt; so habe ich sie jeden-
falls verstanden. 

Sie haben 23 Punkte aufgezählt. Ich möchte nur 
zu zwei Punkten etwas sagen, die für die man-
gelnde Qualität Ihres Antrages sprechen: 

In Punkt 17 fordern Sie die „Klarstellung, dass 
Feststellungen der Reisefähigkeit durch Amtsarzt 
… erfolgen“ sollen. Für mich spricht daraus ein 
Misstrauen gegen die Ärzte in Niedersachsen, die 
bisher die Reisefähigkeit bescheinigt haben. 

(Zustimmung von Bernd Lynack 
[SPD]) 

In Punkt 22 setzen Sie noch eins drauf und fordern 
die „Einrichtung eines medizinischen Kompetenz-
zentrums auf Landesebene für die Begutachtung 
und Bewertung vorgelegter ärztlicher Bescheini-
gungen der Reiseunfähigkeit“. 

(Petra Tiemann [SPD]: Das geht gar 
nicht!) 

Auf der einen Seite wollen Sie also, dass nur noch 
Amtsärzte die Reisefähigkeit feststellen, und auf 
der anderen Seite setzen Sie noch eins drauf und 
wollen Sie, dass diese Bescheinigungen der Amts-
ärzte noch durch ein Kompetenzzentrum geprüft 
werden. Eine tolle Sache!  

(Petra Tiemann [SPD]: Genau!) 

Ich weiß nicht, wie viel Vertrauen Sie zu den Leu-
ten bei uns im Land haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die großen Her-
ausforderungen durch die Zuwanderung von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern lösen wir nicht, 
indem wir die Abschiebepraxis der Vorgängerre-
gierung übernehmen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir werden unsere Willkommenskultur weiter le-
ben und nicht ändern. Den Antrag der CDU-Frak-
tion lehnen wir ab. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Sie 
nehmen die Probleme offenkundig 
nicht zur Kenntnis! Das ist doch so! 
Dafür muss man sich schämen, so 
etwas in diesem Hause vorzutragen! - 
Gegenruf von den GRÜNEN: Ach, 
Herr Nacke! Schämen und Sie, das 
passt zusammen!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Hausmann. - Aus der 
CDU-Fraktion liegt jetzt eine Wortmeldung zu einer 
Kurzintervention vor. Kollegin Angelika Jahns, 90 
Sekunden! 

Angelika Jahns (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Kollege Hausmann, ich möchte Ihnen aus dem 
Brief der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände folgenden Passus vorlesen: 

„Immer häufiger werden medizinische Grün-
de als Ausreisehindernis angegeben. Wir 
regen an, hierzu klare Regelungen in den 
Erlass aufzunehmen, wer für die fachliche 
Beurteilung medizinischer Gesichtspunkte 
zuständig sein soll. Für Zweifelsfälle regen 
wir an, die Einrichtung eines ‚medizinischen 
Kompetenzzentrums‘ auf Landesebene, 
z. B. beim Landesgesundheitsamt, für die 
Begutachtung und Auswertung vorgelegter 
ärztlicher Bescheinigungen zur Feststellung 
behaupteter Reiseunfähigkeit zu prüfen.“ 

Ich denke, das macht sehr deutlich, dass wir nicht 
grundsätzlich die Aussagen der Ärzte beanstan-
den, die vorher die Reiseunfähigkeit festgestellt 
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haben, sondern diese Forderung 1 : 1 übernom-
men haben. Ich denke, das sollten im Interesse der 
kommunalen Spitzenverbände auch Sie tun. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Möchte jemand aus der SPD-Frak-
tion auf diese Kurzintervention erwidern? - Darauf 
wird verzichtet. 

(Jens Nacke [CDU]: Das glaube ich!) 

Deswegen kommen wir jetzt zu dem Redner der 
FDP-Fraktion. Das Wort hat der Kollege Jan-
Christoph Oetjen. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich will zuallererst mit einem Missverständnis 
aufräumen, dem der Kollege Hausmann hier unter-
legen ist. Das, was die Unionsfraktion in diesem 
Entschließungsantrag vorgelegt hat, entspricht in 
der Tat 1 : 1 dem, was die Kommunen uns Abge-
ordneten zur Frage der Abschiebung zur Verfü-
gung gestellt haben. Das, was hier vorliegt, ist also 
nicht auf dem „Mist“ der Union gewachsen, son-
dern auf dem der Kommunen. Herr Kollege Haus-
mann, insofern war Ihr Adressat an dieser Stelle 
der falsche. 

Ich stimme mit den Kommunen darin überein, dass 
sie Luft brauchen. Anfang nächsten Jahres werden 
viele Kommunen Schwierigkeiten haben, die zu-
sätzlichen Asylbewerber, die ihnen nach der Quote 
zugeteilt werden, tatsächlich unterzubringen. Viele 
Kommunen leisten hier wirklich sehr viel. Deswe-
gen möchte ich an dieser Stelle den Kommunen, 
die die Hauptlast der Unterbringung und der In-
tegration der Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
tragen, noch einmal sehr herzlichen Dank sagen. 

Bei diesem großen Zustrom von Asylbewerberin-
nen und Asylbewerbern ist klar, dass ein Teil von 
ihnen hier bleibt. Dafür haben wir Freie Demokra-
ten ein eigenes Konzept mit dem vorübergehen-
den humanitären Schutz vorgelegt.  

Klar ist aber auch, dass Menschen, die aus siche-
ren Drittstaaten kommen oder keine persönlichen 
Asylgründe haben, unser Land wieder verlassen 
und in ihre Heimat zurückkehren müssen. Das 
gehört zur Wahrheit über unser Asylsystem auch 
dazu, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen ist es vom Prinzip her richtig, dass die 
Landesregierung jetzt, wie es gestern mit dem 
Charterflug geschehen ist, eigene Anstrengungen 
unternimmt, um Menschen in ihre Heimat zurück-
zubringen. Aber die freiwillige Ausreise - sehr ge-
ehrter Herr Präsident, vielen Dank für die Hinweise 
von hinten - hat weiter Vorrang vor der Abschie-
bung von Ausländerinnen und Ausländern. Das 
muss an dieser Stelle sehr klar sein. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig! 
Sehr gut!) 

Ich will an dieser Stelle auch sagen - weil auch das 
zur Wahrheit gehört -, dass der Duldungsstatus 
von 14 000 Menschen, die bei uns sind, nicht von 
ungefähr kommt. Jede Duldung hat Gründe, die wir 
natürlich wahrnehmen müssen. Auch das gehört 
dazu. 

(Zustimmung bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Klar ist: Die rechtliche Situation hat sich geändert. 
Der Rückführungserlass, wie er von der Landesre-
gierung auf den Weg gebracht wurde, gilt so nicht 
mehr. Das ist uns im Ausschuss klar gesagt wor-
den.  

Ganz ehrlich: Mir ist es herzlich egal, ob Sie den 
Kommunen eine neue Reinfassung des Erlasses 
schicken oder ihnen einfach mitteilen, welche 
Passagen nicht mehr gelten.  

(Glocke des Präsidenten) 

Entscheidend ist die aktuelle Rechtslage. Diese 
aktuelle Rechtslage ist modifiziert. Deswegen wird 
es im kommenden Jahr aus meiner Sicht vermehrt 
zu Abschiebungen kommen. Denn die Anträge der 
Asylbewerber, die Ende 2014 und Anfang 2015 zu 
uns gekommen sind, werden irgendwann ent-
schieden sein. Anfang 2016 wird es dazu kommen, 
dass insbesondere Menschen, die vom Balkan 
gekommen sind, in großer Zahl in ihre Heimat 
zurückgeführt werden müssen, wenn sie nicht 
freiwillig aus diesem Land ausreisen. 

Wir können dem Antrag trotzdem am Ende nicht 
zustimmen, weil wir mit den Kommunen und mit 
der Union nicht an allen Stellen einig sind. Ich sa-
ge das hier sehr deutlich. Der Antrag enthält bei-
spielsweise den Punkt 

(Glocke des Präsidenten) 

- ich habe nicht mehr viel Zeit; diesen letzten Ge-
danken will ich ausführen, Herr Präsident -, dass in 
Kauf genommen werden soll, dass Familien ge-



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  84. Plenarsitzung am 17. Dezember 2015 
 

8436 

trennt werden. Im Antrag ist formuliert, Erwachse-
ne sollen auch abgeschoben werden. Das hat bei 
uns in Niedersachsen einen sehr berühmten Fall 
produziert, nämlich den Fall von Gazale Salame. 
Ich sage sehr deutlich, dass ich solche Fälle in 
Niedersachsen nicht mehr will. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Jetzt hat für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege 
Belit Onay das Wort. 

Belit Onay (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich habe es schon in mei-
ner Rede zur ersten Beratung gesagt, dass Ab-
schiebungen für die Betroffenen eine Zäsur dar-
stellen, einen Bruch in ihrem Leben hier in 
Deutschland. Das unterstreiche ich gerne noch 
einmal. Deshalb haben wir gesagt: Es ist für uns 
die Ultima Ratio, eine Abschiebung durchzuführen. 

Wir haben versucht, mit dem Rückführungserlass 
möglichst unkomplizierte und für die Betroffenen 
halbwegs zumutbare Rahmenbedingungen zu 
schaffen, unter denen eine Abschiebung abgewi-
ckelt werden kann. 

Die Abschiebung, die es gestern gab, ist vor allem 
ein Produkt des Kompromisses auf der Bundes-
ebene. Die neuen Regelungen schlagen jetzt bis 
auf die Landesebene durch. Frau Jahns, Sie ha-
ben es gesagt: Ich wurde in mehreren Zeitungen 
zitiert. Dort habe ich - um es deutlich sagen - mei-
ne Unzufriedenheit mit diesem Zustand zur Spra-
che gebracht. Ich möchte es hier noch einmal aus-
drücklich betonen: Ich bin sehr unzufrieden mit 
diesem Umstand - vor allem wenn ich anschaue, 
um welchen Personenkreis es geht: Es sind vor 
allem geduldete Menschen abgeschoben worden, 
Menschen, die hier geboren und aufgewachsen 
sind, die ihr bisheriges Leben hier verbracht haben 
- also faktisch Inländer. 

Deshalb müssten Sie mir im Grunde auch eine 
Frage beantworten: Sind Sie als Union mit diesem 
Umstand zufrieden? Wollen Sie das? 

(Editha Lorberg [CDU]: Gute Men-
schen, schlechte Menschen, Sie ma-
chen es sich zu leicht!) 

Ist das Ihr Ziel mit Blick darauf, dass in Nieder-
sachsen ca. 14 000 Geduldete leben? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Denn die Hälfte der 14 000 Geduldeten - das muss 
man sich in Erinnerung rufen - sind unter 25-
Jährige, die schon seit vielen Jahren hier leben. 
Das ist der Personenkreis, um den es geht.  

Sie haben das zum Teil auch anerkannt - nicht in 
diesem Antrag, aber in Ihrem Antrag vom 7. Juli 
„Deine Chance in Niedersachsen“. Darin fordern 
Sie gerade eine Perspektive für Menschen, die 
geduldet sind. Und jetzt kommt sozusagen die 
Umkehr. Das wirft natürlich bei mir die Frage auf, 
was dieser Antrag, was diese Initiative von damals 
noch wert ist. Ich vermute: leider nichts mehr.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Jens 
Nacke [CDU] meldet sich zu einer 
Kurzintervention) 

Sie suggerieren ja - - - 

Ist meine Redezeit eigentlich schon abgelaufen? 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, Sie haben das unheimliche Glück, 
dass die Landtagsverwaltung vergessen hat, zu 
Beginn Ihrer Rede die Uhr laufen zu lassen.  

(Heiterkeit) 

Deswegen steht auf dem Display eine Null. Da ich 
erst nach einer gewissen Zeit auf das Display ge-
schaut und gesehen habe, dass die Uhr gar nicht 
läuft, müssen Sie selbst einschätzen, wann die 
dreieinhalb Minuten vorbei sind.  

(Heiterkeit und Zustimmung bei den 
GRÜNEN - Ottmar von Holtz [GRÜ-
NE]: Ich glaube, es sind noch sechs!) 

Man hat das jetzt eingeschätzt: Sie haben noch 
eine Minute.  

Belit Onay (GRÜNE): 

Mehr brauche ich auch nicht. - Natürlich werden 
wir uns in Zukunft überlegen müssen, wie wir damit 
umgehen können. Wir haben im Rahmen der da-
maligen Sondersitzung des Innenausschusses 
unsere Kritik gegenüber dem Asylkompromiss, 
aber auch daran, wie die Abschiebungen in Zu-
kunft über die Bühne gehen sollen, deutlich ge-
macht. Herr Nacke - Sie haben sich ja zu einer 
Kurzintervention gemeldet -, auch Sie waren dort 
und können das bezeugen.  
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Wir werden uns in Zukunft natürlich anschauen 
müssen, welche Optionen auch humanitärer Art - 
§ 25 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz ist eine Option - für 
diesen Personenkreis möglich sein werden, und 
zwar natürlich auch in Kooperation mit den Aus-
länderbehörden und den Kommunen; denn die 
sind die Schaltstelle für solche Entscheidungen. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Uwe Schü-
nemann [CDU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Eine Zwischenfrage kann jetzt nicht mehr gestellt 
werden. Die Rede ist vorbei. Wir können Herrn 
Onay nicht zurückrufen.  

Herzlichen Dank für Ihre Fairness, Herr Onay; 
denn die Uhr ist ja erst mittendrin angeschaltet 
worden. Aber danach haben Sie sich genau an die 
Zeit gehalten.  

Es liegt eine Wortmeldung zu einer Kurzinterventi-
on vom Kollegen Jens Nacke vor. Sie haben 
90 Sekunden. Bitte! 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Onay, ich finde das, was Sie gerade 
vorgetragen haben, ein bisschen merkwürdig. Die 
Zuständigkeiten für Abschiebungen in Niedersach-
sen sind doch wohl klar geregelt: Die liegen bei 
diesem Innenminister. Das gilt auch für alles, was 
gestern passiert ist. Sie können doch jetzt nicht 
Kritik an der CDU-Fraktion üben und sagen: Jetzt 
sagen Sie uns mal, was Sie davon halten! - Die 
Kritik müssen Sie schon direkt an diesen Innenmi-
nister richten.  

(Zustimmung bei der CDU - Helge 
Limburg [GRÜNE]: Die Kritik ist, wie 
Sie über Abschiebungen reden!) 

Gestern hat der Kollege Oetjen hier sehr deutlich 
gesagt: Herr Innenminister, Sie haben in diesem 
Hause keine Mehrheit. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Der Innenminister hat dann sehr korrekt bestätigt, 
dass er in diesem Haus auch keine Mehrheit für 
seine Politik braucht. - Das ist jetzt die Politik, die 
Ihr Ministerpräsident ausgehandelt hat, zu der Herr 
Wenzel gesagt hat: „Dem hätte ich sehr gerne 
zugestimmt!“ Das ist die Politik, die der Innenminis-

ter durchführen wollte. Er hat zwar irgendwann 
zwischenzeitlich für Ihre Grünen-Fraktion gesagt, 
dass sich nichts ändern wird. Aber Freund Mielke - 
um mit Herrn Haases Worten zu sprechen - hat 
sehr klar gesagt: Das wird in Niedersachsen um-
gesetzt.  

(Heiterkeit bei der CDU - Maximilian 
Schmidt [SPD]: Das ist unser Freund, 
nicht ihr Freund!) 

Wir gehen davon aus, dass in diesem Land Recht 
und Gesetz Geltung verschafft wird. Davon gehen 
wir im Moment auch beim Innenminister aus. 
Wenn Sie jetzt sagen, dass es Dinge gibt, die Sie 
dabei zu beanstanden haben, - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, das war‘s.  

Jens Nacke (CDU): 
- dann werden Sie doch bitte mal ausgesprochen 
konkret! 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Onay möchte erwidern. Sie haben 90 Sekun-
den, Herr Onay. Bitte! 

Belit Onay (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege 
Nacke, die Kritik der Grünen an dem Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz ist Ihnen sicherlich 
nicht neu. Ich möchte nur noch eines richtigstellen: 
Die Punkte, die zu diesen Abschiebungen geführt 
haben, die Härten, die in dem Kompromiss veran-
kert sind, haben weder die SPD-Akteure aus Nie-
dersachsen noch die Bundestagsfraktion der SPD 
hineinverhandelt. Das ist ein Produkt der Union. Es 
ist ein ausdrücklicher Wunsch der Union gewesen, 
diese Härten dort zu verankern - gegen breiten 
Widerstand.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Editha Lorberg [CDU]: Sie ma-
chen es sich schon wieder so ein-
fach!) 

Im Rahmen des Kompromisses hat sich dann die-
ses Ergebnis ergeben.  

(Christian Dürr [FDP]: Herr Weil hat 
doch zugestimmt! - Uwe Schünemann 
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[CDU] meldet sich zu einer Zwischen-
frage) 

Um noch einmal der Mär entgegenzuwirken, es 
gebe hier unterschiedliche Auffassungen oder die 
Mehrheit würde eventuell bröckeln - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, wir würden die Uhr anhalten. Der 
Präsident und ich sind uns zwar einig, dass wir das 
mit den Zwischenfragen bei Kurzinterventionen 
noch einmal klären - das war bisher nicht Praxis -, 
aber da Sie noch Redezeit haben und die Uhr 
angehalten wird, frage ich Sie, ob Sie jetzt eine 
Zwischenfrage des Kollegen Schünemann zulas-
sen.  

(Jens Nacke [CDU]: Jetzt doch?) 

Belit Onay (GRÜNE): 
Nein. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das tun Sie nicht. Dann reden Sie bitte weiter.  

Belit Onay (GRÜNE): 
Um dem Eindruck entgegenzuwirken, den Sie ver-
suchen, hier aufzubauen, es gebe Unstimmigkei-
ten zwischen den Grünen und dem Innenminister: 
Ich wünsche mir gerade in diesen Zeiten schwieri-
ger Herausforderungen mit Blick auf die Flücht-
lingsfrage keinen anderen Innenminister für Nie-
dersachsen als Boris Pistorius. Mit ihm kann man 
in der Politik wirklich durch Dick und Dünn gehen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Er hat unsere vollste Unterstützung. Deshalb bin 
ich froh, dass wir einen solchen Innenminister ha-
ben. Wir werden uns mit ihm auch noch einmal 
anschauen, welche rechtlichen Möglichkeiten und 
Stellschrauben es gibt.  

(Zurufe von der CDU) 

Sie tun immer so, als würden wir das Recht bre-
chen wollen. Dazu werde ich den Innenminister 
ganz sicher nicht anstiften. Aber die Härtefallkom-
mission und § 25 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz sind 
rechtliche Möglichkeiten. Diese - - - 

(Der Präsident schaltet dem Redner 
das Mikrofon ab) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das war’s. Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Mir liegt jetzt die Wortmeldung der Landesregie-
rung vor. Herr Innenminister Pistorius, bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich würde gerne zu Anfang mit einem of-
fenbar in weiten Teilen des Hauses vorhandenen 
Missverständnis aufräumen. 

Die Abschiebung, die gestern erfolgt ist, erfolgte, 
wie Sie wissen, mit einem Charter. Es erfolgte die 
Abschiebung von 125 Personen nach Serbien, in 
den Kosovo und nach Albanien. Alle Personen - 
das betone ich noch einmal - waren und sind voll-
ziehbar ausreisepflichtig. Es sind also keine Fälle 
von fortlaufender Duldung. Darauf will ich sehr 
deutlich hinweisen.  

(Editha Lorberg [CDU]: Aha!) 

Das heißt im Übrigen auch - das richte ich an bei-
de Seiten des Hauses, auch an Sie, Herr Nacke, 
und Sie, Herr Onay -: Dieser Charter hatte nichts 
mit der jüngst erfolgten Gesetzesänderung auf 
Bundesebene zu tun.  

(Zustimmung von Uwe Schünemann 
[CDU] - Zurufe von der CDU: Oh!) 

Bei diesem Charter ging es um nichts anderes als 
darum - dafür dienen solche Charterflüge; die gibt 
es in anderen Bundesländern viel häufiger -, Ab-
schiebungen, die sonst aufgrund von langen 
Transportwegen insbesondere aus Flächenländern 
zu Flughäfen, nur schwer oder gar nicht zu organi-
sieren wären, leichter zu ermöglichen. Damit wird 
etwas Druck herausgenommen, der deswegen 
besteht, weil wir so viele Ausreisepflichtige haben. 
Von daher hat das eine mit dem anderen zunächst 
einmal nichts zu tun.  

Lassen Sie mich zu der Frage, wer gestern abge-
schoben worden ist, auch noch etwas klarstellen: 
Wir haben den Charter organisiert. Die Ausländer-
behörden haben gesagt, wer bei ihnen ausreise-
pflichtig ist und abgeschoben werden kann. Wir 
sind nicht in der Situation und auch nicht in der 
Pflicht, uns diese Fälle vorher einzeln anzusehen; 
das tun wir auch nicht. Die Ausländerbehörden 
handeln nach Recht und Gesetz; sie prüfen die 
Vorschriften des § 25 a und des § 25 Abs. 5; sie 
klären Bleiberechtsvorschriften. Sie tun das viel-
leicht nicht immer so, dass es jedem anderen ge-
fällt, aber sie tun es pflichtgemäß. 
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Ich will darauf nur noch einmal hinweisen, um die 
Dramatik, die mit dem Ereignis gestern zum Teil 
verbunden wird, ein bisschen herauszunehmen. 
Das ist ein normaler logistisch-operativer Vorgang 
ohne irgendwelche besonderen Härten. Die Fälle, 
die gestern dabei waren - ich wiederhole es ger-
ne -, waren alle vollziehbar ausreisepflichtig.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, ich darf Sie kurz unterbrechen: Herr 
Thiele möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen. 
Würden Sie die zulassen? 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Natürlich.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Bitte, Herr Thiele! 

Ulf Thiele (CDU): 
Herzlichen Dank. - Herr Innenminister, würden Sie 
mir nicht zustimmen, dass das schon ein Paradig-
menwechsel ist, wenn Sie hier gerade im Parla-
ment erklären, dass sich das Innenministerium 
nicht jeden einzelnen Abschiebefall ansieht, wäh-
rend Sie vor einigen Monaten, als Sie dem Parla-
ment gegenüber Ihre neue Flüchtlings- und Aus-
länderpolitik erklärt haben, im Gegenteil dazu er-
klärt haben, Sie persönlich würden sich jeden ein-
zelnen Fall vorlegen lassen? 

(Zustimmung bei der CDU - Christian 
Dürr [FDP]: Ja, das war, ehrlich ge-
sagt, so!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Lieber Herr Thiele, wenn Sie immer so aufmerk-
sam wären, wie Sie es vorgeben zu sein, dann 
wäre Ihnen nicht entgangen, dass ich genauso hier 
im Plenum gesagt habe, dass ich diese Praxis mit 
Inkrafttreten des Rückführungserlasses aufgege-
ben habe,  

(Petra Tiemann [SPD]: So ist es!)  

und zwar aus guten Gründen: Wir hatten nämlich 
einen Zustand, der regelungsfrei bzw. regelungs-
defizitär war. In dieser Zeit habe ich mir die Fälle 
angesehen. Aber davon konnte ich mich dann 
ehrlicherweise auch befreien, nachdem wir einen 
Rückführungserlass hatten, der alles Nötige gere-

gelt hat. Also von daher ist das eine völlig einfache 
Geschichte.  

Aber lassen Sie mich - - -  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, bevor Sie nach der Beantwortung 
der Zwischenfrage jetzt einen neuen Gedanken 
aufnehmen: Herr Thiele möchte Ihnen noch einmal 
eine Zwischenfrage stellen.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Jetzt möchte ich erst einmal weitermachen.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Dann machen Sie weiter.  

(Zuruf von Jens Nacke [CDU])  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Wir halten fest, meine Damen und Herren - es gibt 
auch gar keinen Zweifel daran -: Erstens. Diejeni-
gen, die keine asylrelevanten Gründe vortragen 
können - egal, welche guten Gründe sie auch ha-
ben mögen -, können zumindest auf der Basis des 
Asylrechts am Ende nicht in Deutschland bleiben. 
Darüber bestand immer Konsens.  

Zweitens. Wenn keine Bleibeperspektive besteht, 
muss logischerweise die Rückkehrverpflichtung 
konsequent umgesetzt werden. Das heißt, wer die 
Möglichkeiten der freiwilligen Ausreise nicht nutzt, 
die von uns grundsätzlich angestrebt wird, muss 
irgendwann zwangsweise in sein Heimatland zu-
rückgeführt werden.  

Wir alle sind uns Gott sei Dank darüber einig - das 
ist heute wieder deutlich geworden -, dass die 
freiwillige Rückreise die beste Alternative ist. Wir 
alle sind uns - auch mit den kommunalen Spitzen-
verbänden - genau darüber einig: Der Vorgang der 
freiwilligen Rückkehr hat sich bewährt. Dennoch - 
auch daran besteht kein Zweifel - ist auch die 
zwangsweise Rückführung abgelehnter Asylbe-
werber, die nicht freiwillig ausreisen, ein Beitrag, 
um die gegenwärtigen Herausforderungen zu be-
wältigen. Auch daran dürfen wir keinen Zweifel 
lassen.  

Ich will jetzt nicht im Einzelnen auf die Änderungen 
des Rückführungserlasses eingehen, die wir auf 
den Weg gebracht haben, bevor das Asylpaket I 
besprochen worden ist. Das ist ja bereits vorgetra-
gen worden. Aber ich will noch etwas zum Thema 
der Ankündigung sagen, weil das immer ein gern 
diskutiertes Thema ist.  
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Die Lage ist hier so klar, wie sie nur sein kann: Es 
gibt die unmissverständliche, ausnahmslose Rege-
lung in § 59 Abs. 1 Satz 8 des Aufenthaltsgeset-
zes, wonach der Abschiebungstermin nicht ange-
kündigt werden darf. Der Bund hat den Ländern 
hierbei jeglichen Spielraum aus der Hand genom-
men.  

Die Ausländerbehörden - darauf lege ich sehr gro-
ßen Wert - wurden darauf ausdrücklich und recht-
zeitig vor Inkrafttreten dieser bundesrechtlichen 
Neuregelung hingewiesen. Wir haben hierzu - ich 
wäre dankbar, wenn Sie das zur Kenntnis nehmen 
würden - bei den Vertretern der kommunalen Spit-
zenverbände ausdrücklich nachgefragt. Die Spit-
zenverbände haben daraufhin erklärt, dass auch 
ihnen im Zusammenhang mit dem Verbot der An-
kündigung von Abschiebungsterminen keinerlei 
Schwierigkeiten bekannt sind bzw. dass ihnen von 
den Ausländerbehörden bislang keine Schwierig-
keiten gemeldet wurden.  

Was die übrigen Regelungen des Rückführungser-
lasses angeht, wiederhole ich gern das, was ich 
bereits gesagt habe: Wir werden ihn da, wo nötig, 
überarbeiten. Ansonsten gilt die neue bundesge-
setzliche Rechtslage. Darüber muss man gar nicht 
mehr großartig diskutieren.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die CDU-Fraktion hat 
zusätzliche Redezeit nach § 71 Abs. 3 unserer 
Geschäftsordnung beantragt. Der Kollege Nacke 
möchte sie wahrnehmen, und er hat für drei Minu-
ten das Wort. Bitte!  

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist schon ganz interessant, was hier gerade 
passiert, Herr Minister:  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das kann 
man wohl sagen!)  

ganz normaler Vorgang, ganz normale Rechtsaus-
übung, alles nichts Besonderes. Und der Innenmi-
nister, der hat schon gerade überhaupt keine 
Schuld. Es sind die Landkreise, die ausgewählt 
haben, wer gestern dort ins Flugzeug gesetzt wur-
de.  

Ich erinnere daran - wie es heute die Hannover-
sche Allgemeine Zeitung im Kommentar von Vol-
ker Goebel unter dem Stichwort „Die neue Härte“ 
kommentiert -, was passiert wäre, wenn dort nicht 
ein rot-grüner Minister sitzen würde.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Da steht nämlich:  

„Und hieße der Innenminister noch Uwe 
Schünemann und käme von der CDU - es 
ginge wohl ein Aufschrei durch die Reihen 
von Rot-Grün.“ 

(Zurufe von der CDU)  

Es sind genau diese Fälle, die Sie hier gerade 
beschreiben, für die Rot-Grün hier einen Riesen-
aufstand gemacht hat. Frau Polat, die jetzt so da 
sitzt und so tut, als würde sie das alles gar nichts 
angehen, wäre wegen genau solcher Fälle an die-
sem Pult theatralisch in Tränen ausgebrochen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Was ist das 
denn für ein Niveau? - Miriam Staudte 
[GRÜNE]: Sie sind ein Dreckspatz! 
Das kann man nicht anders sagen! - 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Glauben Sie nicht, dass wir das vergessen haben! 
So ist der Sachverhalt gewesen. Ich kann mich 
daran sehr genau erinnern.  

Der Kommentar sagt sehr deutlich, was nämlich 
hier im Land passiert ist. Obwohl es bereits Recht 
und Gesetz gewesen ist - das haben Sie ja gerade 
selber ausgeführt -, haben Sie genau diese Ab-
schiebungen nicht durchgeführt. Sie haben damit 
genau das Zeichen gesetzt, dass man sich einer 
Abschiebung, einer freiwilligen Ausreise, widerset-
zen kann, weil es sich eventuell lohnt, da sich die 
Landesregierung nicht traut, abzuschieben, weil 
diese Fraktion das nicht will und weil dieser In-
nenminister eben nicht die Unterstützung der Grü-
ne-Landtagsfraktion in diesem Hause hat.  

(Anja Piel [GRÜNE]: Ach, Herr Nacke, 
es ist doch keine Märchenstunde 
hier!)  

Das ist die Wahrheit. Jetzt haben sich die Zeiten 
geändert. Jetzt sagen Sie rigoros: Wir können 
auch anders. - So steht es in diesem Kommentar. 
Es ist die reine Wahrheit, die hier beschrieben ist. 
Jetzt stellen Sie sich hier bitte nicht so hin, als 
seien Sie dafür nicht verantwortlich! 
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Sie haben in diesem Hause gesagt, dass Sie sich 
jede einzelne Abschiebung anschauen, und Sie 
vertreten jetzt hier auch die Abschiebungen, die 
gestern durchgeführt worden sind, und zwar nicht 
gegen die CDU - denn wir finden die Durchsetzung 
von Recht und Ordnung völlig korrekt -, sondern 
Sie vertreten sie gegen diese Grüne-Fraktion, die 
eine andere Politik will und die nicht mitträgt, was 
Sie hier zu verantworten haben.  

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir sind am Ende der Aussprache im Rahmen der 
Beratung und kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/4362 - - -  

(Zuruf von Heiner Schönecke [CDU])  

- Herr Schönecke!  

(Heiner Schönecke [CDU]: Man muss 
sich ja ärgern können!)  

- Das mag ja sein. Dann gehen Sie hinaus, wenn 
Sie sich ärgern wollen. Aber Sie reden jetzt nicht in 
den Abstimmungsvorgang hinein!  

(Erneuter Zuruf von Heiner Schön-
ecke [CDU])  

- Dann warten wir. Ich fange noch einmal von vorn 
an, wenn Sie sich beruhigt haben. Es ist gegen-
über dem Präsidium unmöglich, dass ich in einem 
Abstimmungsvorgang bin und Sie hier laut kom-
mentieren und sich laut unterhalten. Dieses Ver-
halten ist unmöglich - wenn ich das einmal sagen 
darf, mit Verlaub.  

Also, wir beginnen noch einmal: Wer der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses folgen und 
damit den Antrag der Fraktion der CDU in der 
Drucksache 17/4362 ablehnen will, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. - Ich frage nach den 
Gegenstimmen. - Ich frage nach Enthaltungen. - 
Damit ist der Ausschussempfehlung mit großer 
Mehrheit gefolgt.  

Meine Damen und Herren, damit ist der Tagesord-
nungspunkt 39 behandelt.  

Ich rufe auf den  

Tagesordnungspunkt 40: 
Abschließende Beratung: 
Die Landesregierung muss regelmäßig und 
transparent aktuelle Zahlen zur Flüchtlingskri-
se zur Verfügung stellen - Antrag der Fraktion 
der CDU - Drs. 17/4516 - Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Inneres und Sport - 
Drs. 17/4707  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten in die Beratung ein. Als Erste hat für die 
CDU-Fraktion die Kollegin Editha Lorberg das 
Wort. Bitte, Frau Kollegin!  

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es gibt momentan wohl kaum ein Thema, das die 
Menschen landauf, landab so sehr bewegt wie die 
Flüchtlingskrise. Ob im Gespräch in der Nachbar-
schaft, auf den Weihnachtsmärkten oder bei Fami-
lienfeiern: Immer wieder kommt die Flüchtlingspoli-
tik als Thema hoch. Sie ist einfach allgegenwärtig. 
Wie kommt das?  

Das Bild der großen Anzahl von Menschen, der 
vielen Menschen, die zu uns kommen, überfordert 
große Teile unserer Gesellschaft. Viele Fragen 
ergeben sich aus dieser Situation für die Men-
schen.  

Ein weiterer Teil unserer Gesellschaft möchte die 
Situation besser einschätzen können, um die per-
sönlichen Möglichkeiten in der Flüchtlingshilfe 
bestimmen zu können. Auch daraus ergeben sich 
viele Fragen.  

Unsere Kommunen fragen sich: Wer kommt da 
wann mit welchem Hintergrund, mit welchem Be-
dürfnis, in welcher Verfassung, und wie ist die 
finanzielle Situation vor Ort zu lösen? - Leider habe 
ich nicht genug Zeit, um die vielen Fragen hier zu 
benennen, die sich in dieser Flüchtlingskrise für die 
unterschiedlichen Personengruppen und für die 
unterschiedlichsten Bereiche auftun.  

Und was tun Sie? - Sie stellen sich den Fragen nur 
höchst unzulänglich oder nur auf mehrfache Rück-
frage oder wenn Sie angemahnt werden. Herr 
Minister, wenn sich aus einer Krisensituation so 
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viele Fragen ergeben, dann sorgt Nichtbeantwor-
tung für Unruhe, für Verunsicherung und für Un-
mut. 

(Zustimmung von Angelika Jahns 
[CDU]) 

Genau diese Stimmen haben Sie über einen sehr 
langen Zeitraum immer wieder ausgeblendet, und 
Sie nehmen sie auch heute noch nicht wirklich 
wahr. 

Sie haben ja nicht einmal dem Parlament gegen-
über hinreichend Auskunft gegeben. Sie kritisieren, 
dass wir Fragen stellen. Sie bemängeln, dass wir 
so viele Fragen stellen. Aber das ergibt sich doch 
aus der Situation heraus, nämlich aus der Situati-
on, dass Sie nicht darüber berichten, wie die wirkli-
che Situation aussieht. 

Es hat Wochen gedauert, bis Sie bereit waren, uns 
die Lageberichte zur Verfügung zu stellen, Lage-
berichte, die einzelne Personen bekommen haben. 
Da fragt man sich: Warum nicht die Parlamentari-
er, wenn die Bürgermeister unterrichtet werden? 
Warum nicht wir, die wir in dieser Situation natür-
lich auch in der Verantwortung stehen? 

(Angelika Jahns [CDU]: Genau! Sehr 
richtig!) 

Schnell wird der Eindruck erweckt, dass da etwas 
verheimlicht werden soll. Selbst die Medien müs-
sen sich mit kleinen Meldungen zufrieden geben, 
statt von der Landesregierung so informiert zu 
werden, dass sie hinreichend berichterstatten kön-
nen, nämlich so, wie sie es der Bevölkerung ge-
genüber gern tun würden. 

Liegt es daran, dass Sie so Ihre eigenen Ver-
säumnisse und die Fehler verdecken wollen? Liegt 
es daran, dass Sie, Herr Pistorius, Ihren grünen 
Koalitionspartner längst nicht mehr an Ihrer Seite 
haben und damit versuchen, alles ein bisschen 
herunterzukochen? Liegt es daran, dass diese 
Landesregierung in dieser schwierigen Situation 
vielleicht gar keinen wirklichen Plan hat? 

Meine Damen und Herren von den Grünen und 
von der SPD, wie sieht es mit Ihrer viel beschwo-
renen rot-grünen Transparenz aus, die Sie land-
auf, landab immer wieder zur Sprache bringen? 
Oder waren Ihre Reden von Transparenz schon 
immer nur Worthülsen, mit denen Sie sich selbst 
und die Gemüter der Bevölkerung beruhigen woll-
ten? - Sie hinken dabei Ihrem eigenen Anspruch 
gewaltig hinterher! 

Herr Ministerpräsident, bitte gehen Sie endlich 
dazu über, die Heimlichtuereien Ihres Kabinetts in 
der Flüchtlingspolitik aufzugeben! Sorgen Sie da-
für, dass jeder, der ein Interesse an den Zahlen 
und Fakten in dieser Krise hat, diese und auch 
Antworten auf die Fragen bekommt! 

(Zuruf von Detlef Tanke [SPD]) 

Sagen Sie endlich, wie viele Flüchtlinge im Rah-
men der Amtshilfe tatsächlich in den Kommunen 
untergebracht sind! Sagen Sie endlich, in welcher 
Form Sie künftig die Abschiebungen organisieren 
werden! Sagen Sie endlich, wann Sie die Kommu-
nen spürbar entlasten werden! Sagen Sie auch 
endlich, wie die Integration der Flüchtlinge vonstat-
tengehen soll! Oder wollen Sie sich weiterhin so 
verhalten wie in den Haushaltsberatungen, näm-
lich kaum ein Zeichen setzen, kaum deutlich ma-
chen, wie die Integration hier in Niedersachsen 
funktionieren soll? Soll es mit der Integration ge-
nauso weitergehen wie mit der Aufnahmesituati-
on? - Ich mag mir das überhaupt nicht vorstellen. 
Mehr Chaos braucht dieses Land nicht! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen 
und von der SPD, wenn Sie meinen, Sie würden 
Ihrer Informationspflicht auch nur annähernd ge-
recht werden, hätten Sie unserem Antrag im Aus-
schuss ja durchaus zustimmen können. Aber Pus-
tekuchen! Sie wollen gar keine Transparenz! 

Nehmen Sie die Menschen in unserem Land ernst! 
Kommen Sie Ihrer demokratischen Auskunftspflicht 
dem Parlament und den Bürgerinnen und Bürgern 
gegenüber nach! Immer dann, wenn Sie sich wei-
gern, Fragen zu beantworten, und Ihr Handeln 
nicht offenlegen, 

(Zuruf von Renate Geuter [SPD]) 

spielen Sie denen in die Hand, die wir alle nicht 
wollen, Frau Geuter, die in dieser Zeit nur darauf 
warten, den verunsicherten Menschen noch mehr 
Angst und noch mehr Sorgen einzureden. Der 
Autor Horst Fleitmann hat gesagt - ich zitiere -:  

„Nicht zu hinterfragen ist ebenso dekadent, 
wie nicht zu antworten.“  

In diesem Sinne bitte ich Sie wirklich herzlich, Ihre 
Strategie zu ändern. 

Ich wünsche Ihnen zum Abschluss ein gesegnetes 
Weihnachtsfest, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Zuruf von der SPD: Das passt jetzt 
zur Rede!) 
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Ich wünsche Ihnen für 2016, dass die Transpa-
renz, die Sie immer wieder anmahnen, nicht nur 
eine Worthülse ist, sondern Programm in diesem 
Land wird, damit wir endlich die Auskünfte be-
kommen, die wir brauchen, um verantwortungsvoll 
Politik zu betreiben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Lorberg. - Es hat jetzt 
für die SPD-Fraktion der Abgeordnete Bernd Ly-
nack das Wort. 

Bernd Lynack (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Frau 
Lorberg, Weihnachten rückt näher. Das habe ich in 
Ihrer Rede sehr deutlich gemerkt. Zu Weihnachten 
kann man sich alles wünschen. Ich weiß aber auch 
durch Ihr immerwährendes Wiederholen, dass Sie 
sich das Auseinanderdriften dieser Koalition wün-
schen. Aber es gibt auch Wünsche, die nicht in 
Erfüllung gehen, und dieser Wunsch - das sage ich 
Ihnen jetzt schon - wird bei Ihnen nicht unterm 
Weihnachtsbaum in Erfüllung gehen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, ich 
verstehe gut, dass Sie in Ihrer Rolle als Oppositi-
onsfraktion die Regierung kritisieren wollen und 
auch müssen. In dieser Funktion ist das in gewis-
ser Weise auch nachvollziehbar. Auch wenn man 
immer wieder betont, dass man doch viel besser 
regieren würde, sollte man dem Taten folgen las-
sen. Aber damit könnte ich auch leben. 

Nicht leben, meine Damen und Herren, kann ich 
aber damit, dass Sie hier nur scheinbare Ver-
säumnisse vorbringen. Das hilft weder Ihnen noch 
dem politischen Ansehen und schon gar nicht den 
Menschen, die so dringend auf unsere Hilfe hier 
angewiesen sind. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Ich finde es schade - wenn nicht sogar fatal -, dass 
es anscheinend überhaupt nicht gelingt, die Her-
ausforderungen, die durch die große Zahl der 
Asylsuchenden entstehen, gemeinsam durch die-
ses Haus anzupacken. Ich würde mir wünschen, 
dass diese Themen nicht dafür herhalten müssten, 
um sich parteipolitisch zu profilieren. 

(Editha Lorberg [CDU]: Das ist nicht 
zu fassen!) 

- Auch wenn Sie es nicht fassen können, Frau 
Lorberg: 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich nehme das so wahr, und ich denke, eine ganze 
Reihe anderer Kolleginnen und Kollegen in diesem 
Haus auch. 

(Zustimmung bei der SPD - Editha 
Lorberg [CDU]: Sie haben mir doch 
gar nicht zugehört! Ihre Rede war fer-
tig, und Sie haben mir nicht zugehört!) 

- Ich habe zugehört! Aber wenn Sie mir ständig 
dazwischenreden, können Sie mir nicht zuhören. 

Mit Ihrem Antrag versuchen Sie, der Öffentlichkeit 
einfach durch die Blume zu verkaufen, diese Re-
gierung würde dem Parlament nicht transparent 
darlegen, wie ihr Handeln aussieht. Das ist absolut 
nicht richtig, und das wissen auch Sie! 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Landesregierung und insbesondere das In-
nenministerium, dieser Innenminister, informieren 
sowohl dieses Haus als auch die gesamte Öffent-
lichkeit in diesem Land regelmäßig umfassend. Wir 
als Abgeordnete - egal, welcher Couleur, ob auf 
dieser oder auf jener Seite des Hauses - können 
uns nun wirklich nicht darüber beschweren, nicht 
informiert zu sein. 

(Editha Lorberg [CDU]: Doch!) 

Die Informationen, die wir in den Ausschüssen von 
der Landesregierung bekommen, 

(Zuruf von Angelika Jahns [CDU]) 

kommen regelmäßig und sehr, sehr umfassend 
daher, liebe Frau Jahns, 

(Angelika Jahns [CDU]: Jetzt!) 

und beinhalten übrigens auch die in Ihrem Antrag 
genannten Positionen. Das Innenministerium be-
antwortet in epischer Breite alle Fragen, wenn es 
sein muss, auch nicht nur einmal, Kollegin Jahns. 
Alle Unterrichtungswünsche werden erfüllt, selbst 
wenn, wie in den meisten aller Fälle, schon vorher 
proaktiv informiert worden ist. Und wenn man ganz 
scharf nachdenkt, sollte insbesondere uns Mitglie-
dern im Innenausschuss absolut klar sein, dass die 
Behauptung, der Landtag sei nicht ausreichend 
informiert, absoluter Nonsens ist. Stimmt‘s, Kollege 
Adasch? 
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(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Nichtsdestotrotz möchte ich an dieser Stelle den 
politischen Graben nicht noch weiter auskoffern. 
Vielmehr möchte ich die Gelegenheit nutzen und 
an uns alle - da schließe ich mich und uns alle mit 
ein - appellieren, die Festtage doch dazu zu nut-
zen, etwas mehr Abstand zu gewinnen und zur 
Ruhe zu kommen. Vielleicht gelingt es uns dann im 
neuen Jahr, dass wir als demokratische Parteien 
zusammenarbeiten, um die große gesellschaftliche 
Aufgabe der Integration zu meistern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eine wirk-
lich ernst gemeinte Bitte: Niemandem ist geholfen, 
wenn wir uns hier aus taktischen Gründen zerstrei-
ten, der Regierung nicht, der Opposition nicht und 
schon gar nicht den Flüchtlingen selbst, auch nicht 
den ehrenamtlichen und hauptamtlichen Helferin-
nen und Helfern in den Behörden, Hilfsorganisati-
onen und Unterkünften. Ihnen allen sind wir ge-
meinsam verpflichtet. Daran sollten wir denken, 
und das nicht nur zu Weihnachten. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Kollege Lynack. - Das Wort hat jetzt 
für die FDP-Fraktion Herr Kollege Jan-Christoph 
Oetjen. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Worüber reden wir hier heute? - Wir reden 
darüber, dass die CDU-Fraktion ein Informations-
bedürfnis hat, und wir reden darüber, ob dieses 
Informationsbedürfnis, das wir als Abgeordnete 
vielleicht auch insgesamt haben, von der Landes-
regierung erfüllt wird. 

Dazu kann man sagen: Das ist zum Teil der Fall, 
zum Teil aber vielleicht auch nicht. Wir bekommen 
ja jetzt im Innenausschuss die Lagemeldungen 
des Landes. Ich bedanke mich sehr herzlich bei 
der Landesregierung dafür, dass das so unprob-
lematisch gemacht wird. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

- Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich finde es 
ja sehr schön, dass Sie klatschen. Es hat aller-

dings eine ganze Zeit gedauert, bis wir das durch-
gesetzt haben. Aber auch das ist okay. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Das könnt 
ihr nicht gut haben, wenn wir bei euch 
klatschen, oder? - Gegenrufe von der 
FDP) 

- Ist doch alles okay. 

Einen Teil der Punkte, die die Unionsfraktion in 
dem Entschließungsantrag aufzählt, fragt sie jetzt 
über Mündliche Anfragen hier im Plenum ab. Da ist 
diesmal eine ganze Reihe mit dabei gewesen, die 
genau diese Fragen beinhalten. Das ist unser par-
lamentarisches Recht. Darauf kriegt die Unions-
fraktion auch ordentliche Antworten. Das sind übri-
gens interessante Zahlen, wie ich einmal klar sa-
gen muss. Es wäre natürlich einfacher für uns, 
wenn wir sie in der monatlichen oder wöchentli-
chen Statistik einfach vom Ministerium geliefert 
bekommen würden. Aber wenn Sie nicht bereit 
sind, uns das sozusagen automatisiert zur Verfü-
gung zu stellen, dann machen wir das halt über 
Anfragen hier im Plenum. - Das ist doch nun wirk-
lich kein Punkt, über den wir uns am Donnerstag-
nachmittag kurz vor Weihnachten eine Ewigkeit 
unterhalten müssen. 

Ich würde mir wünschen, dass der Antrag umge-
setzt wird, dass wir das öffentlich bekommen und 
dass das alles, wie die Unionsfraktion es wünscht, 
regelmäßig passiert. Aber es ist auch kein Bein-
bruch, dass wir uns die Informationen jetzt auf 
einem anderen Wege holen. 

Wir stimmen dem Antrag der Unionsfraktion zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Kollege Oetjen. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen folgt jetzt Herr Abgeordne-
ter Belit Onay. Bitte! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Oetjen hat es richtig be-
schrieben: Der Antrag zeigt ein - legitimes - Infor-
mationsbedürfnis der CDU-Fraktion. Das wird vom 
Ministerium erfüllt. Die Mitglieder des Innenaus-
schusses - das haben Sie ja auch gesagt - erhal-
ten die Lagebilder von der Zentralstelle - - - 
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(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Da steht 
aber nicht alles drin!) 

- Da steht nicht alles drin, aber eine Menge. Da 
steht zumindest der Großteil dessen, was hier in 
den elf Punkten aufgezählt ist. Das, was dort nicht 
steht, steht in den monatlichen Zugangszahlen, die 
wir bekommen.  

Herr Boris Pistorius hatte in der ersten Beratung 
klargestellt, dass er natürlich ein Interesse und 
auch eine Verpflichtung hat, den Landtag umfang-
reich und detailliert zu informieren. Dem kommt er 
auch bei den parlamentarischen Fragen detailliert 
nach. 

Insofern offenbart dieser Antrag wohl auch eine 
gewisse Kommunikationsschwierigkeit innerhalb 
der CDU-Fraktion mit den Mitgliedern des Innen-
ausschusses. Das ist vielleicht nichts für die große 
Runde. Das muss man vielleicht einmal in kleinem 
Kreise klären. Aber auch da stehen wir natürlich 
gern beratend zur Verfügung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Onay. - Mir liegt jetzt 
noch eine Wortmeldung für die Landesregierung 
vor. Herr Innenminister Pistorius, bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie Sie wissen, hat der Innenausschuss 
den Antrag der CDU-Fraktion abgelehnt, und das 
aus meiner Sicht, wenn ich mir das als Anmerkung 
erlauben darf, auch völlig zu Recht; denn die CDU 
fordert, dass die relevanten Zahlen zur Flüchtlings-
situation mindestens einmal im Monat geliefert 
werden. Wir tun dies aber bereits beinahe wö-
chentlich. Von daher kann ich Ihnen versichern: 
Wir sind nicht gewillt, unser bisheriges Informa-
tionsniveau abzusenken, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Neben den zahlreichen Reden und Vorträgen zur 
aktuellen Lage, die ich selbst, die Mitglieder der 
Landesregierung und nicht zuletzt die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Innenministeriums auf 
zahlreichen Veranstaltungen, in zahlreichen Sit-
zungen halten und vortragen, wird auch im Innen-

ausschuss in praktisch jeder Sitzung ausführlich 
auf die Daten und Zahlen eingegangen.  

Ich will jetzt nicht im Einzelnen darauf eingehen, 
was das beinhaltet. Ich würde aber einfach dafür 
plädieren, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren - insbesondere an Sie, liebe Frau Lorberg -, 
nicht den Eindruck zu erwecken, als würde die 
Landesregierung Sie nicht informieren. Wir infor-
mieren Sie umfassend, transparent und vollstän-
dig, und es gibt überhaupt keinen Grund, der Öf-
fentlichkeit gegenüber den Eindruck zu vermitteln, 
wir täten genau dies nicht. Damit säen Sie Miss-
trauen in die Arbeit der Landesregierung und vor 
allen Dingen auch im Verhältnis zwischen Parla-
ment und Exekutive. Das sollten wir uns nicht ge-
ben, das können wir uns nämlich schenken. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das ist ein prima Stichwort für Weihnachten: Ich 
wünsche Ihnen schöne Weihnachten und einen 
guten Rutsch - - -  Ach nee, ich komme ja noch 
einmal! 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Wir sind damit am 
Ende der Beratungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt. 

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/4516 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das 
Erste war die Mehrheit. Der Beschlussempfehlung 
ist gefolgt. 

Meine Damen und Herren, ich darf jetzt außer-
planmäßig - die Landesregierung hat dazu das 
Recht, und sie hat das gestern angekündigt - 
Herrn Landwirtschaftsminister Meyer für eine Un-
terrichtung das Wort erteilen. Bitte, Herr Minister! 

Außerhalb der Tagesordnung: 
Unterrichtung durch den Minister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
über den Verdacht auf Vogelgrippe im Land-
kreis Cuxhaven und im Landkreis Lüneburg  
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Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
denke, der Landtag hat einen Anspruch darauf, 
dass ich ihm von der guten Nachricht sowohl für 
die Geflügelhalter als auch für die Verbraucher und 
den Tierschutz berichte, dass wir vom Bund die 
Mitteilung bekommen haben, dass die eine Wilden-
te bzw. Stockente im Landkreis Cuxhaven niedrig 
pathogen ist und dass damit kein Fall von Geflü-
gelpest vorliegt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Im Fall Lüneburg können wir noch nicht ganz ent-
warnen, weil wir das Ergebnis des Bundes noch 
nicht haben. Das erwarten wir morgen. Unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LAVES haben 
aber noch bei einer ganzen Zahl von Gänsen und 
Hühnern in dem Bestand Proben genommen, die 
alle negativ waren - also kein Fund von Vogelgrip-
pe. Von daher ist das auch ein Zeichen der Hoff-
nung. Ich danke den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Kommunen und des Landes, die auch 
über die Weihnachtstage sehr wachsam bleiben 
werden, damit uns hoffentlich ein größerer Vogel-
grippezug erspart bleibt.  

(Präsident Bernd Busemann über-
nimmt den Vorsitz) 

Das wollte ich Ihnen, dem Parlament, mitteilen. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister Meyer, für diese promp-
te Unterrichtung.  

Rein theoretisch, meine Damen und Herren, löst 
diese Unterrichtung, die knapp eine Minute gedau-
ert hat, Redezeiten aus. Aber ich sehe Ihnen an, 
dass Sie angesichts dieser nicht schlechten Nach-
richten keinen Debattenbedarf haben. - Schön, 
dass es so ist. Dann darf ich mich bedanken. 

Wir gehen über zu dem  

Tagesordnungspunkt 41: 
Abschließende Beratung: 
Keine Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten in die Kommunen - auch nicht über den 
Weg der Amtshilfe! - Antrag der Fraktion der 

CDU - Drs. 17/4518 - Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Inneres und Sport - Drs. 17/4708  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir treten in die Beratung ein. Hier liegen zwei 
Wortmeldungen vor. Es beginnt für die antragstel-
lende Seite Herr Kollege Nacke. Bitte sehr! 

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist ja einigermaßen offenkundig, wenn man den 
Beratungsverlauf heute Nachmittag verfolgt, dass 
es die Strategie der Regierungsfraktionen ist, alle 
Anträge, die im Rahmen der Sondersitzung durch 
die CDU-Fraktion eingebracht wurden, abzu-
lehnen. - Schade! Denn damit berauben Sie sich 
natürlich der Möglichkeit, hier gute Anregungen 
aufzunehmen und gegebenenfalls in eigene Politik 
umzusetzen. 

Eine dieser guten Anregungen wäre auch dieser 
Antrag gewesen; denn es würde wirklich Sinn ma-
chen, bei der Frage der Verteilung auf die Kom-
munen im Rahmen der Amtshilfe eine sinnvolle 
Unterscheidung bei den Personen vorzunehmen, 
die aus sicheren Herkunftsstaaten kommen. 

Um zu verdeutlichen, was ich damit meine: Wir 
hatten eine Mündliche Anfrage an die Landesre-
gierung gestellt. Ich habe hier die Presseerklärung 
des Hauses vom 13. November, als die Antwort 
veröffentlicht wurde. Darin wird deutlich, wie viele 
Personen allein im Oktober aus sicheren Her-
kunftsstaaten in die Kommunen verteilt wurden. Es 
sind insgesamt 1 263 Personen gewesen - Perso-
nen, die aller Voraussicht nach relativ zeitnah wie-
der in ihr Heimatland zurückgeführt werden oder 
werden müssen oder die sich hoffentlich für die 
freiwillige Ausreise entscheiden. 

Dass das relativ zeitnah passiert, ist ebenfalls ei-
ner Antwort der Landesregierung auf eine Mündli-
che Anfrage - Drucksache 17/4738 - vom 27. No-
vember zu entnehmen. Darin gibt es eine Aufzäh-
lung dazu, wie lange die Menschen hier zum Teil 
verbleiben. Daraus ergibt sich, dass von 2 540 
Personen, die aus sicheren Herkunftsstaaten 
kommen, mehr als die Hälfte, nämlich 1 302, in 
einem Zeitraum von null bis sechs Monaten das 
Land wieder verlassen haben. Deren Aufenthalts-
dauer lag also unter einem halben Jahr. Und das 
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ist genau der Zeitraum, der für die Erstaufnahme 
maximal vorgesehen ist.  

Herr Minister, ich habe so ein bisschen den Ein-
druck, dass Ihnen gar nicht so ganz klar ist, was 
Sie mit der Amtshilfe verursachen, was in den 
Kommunen passiert, wenn sie für das Land die 
Erstaufnahme übernehmen müssen. Die Flüchtlin-
ge gehen zwar in die Kommunen, unterfallen aber 
nach wie vor den Regelungen der Erstaufnahme.  

Bei der Gelegenheit sei angemerkt, dass nach wie 
vor nicht geklärt ist, ob diejenigen Personen, die im 
Rahmen der Amtshilfe zur Erstaufnahme an die 
Kommunen verteilt worden sind, am Ende auch 
tatsächlich in diesen Kommunen als normal zuge-
wiesene unterzubringende Flüchtlinge verbleiben. - 
Sie rufen gerade dazwischen: „Das ist doch lo-
gisch“. Aber Ihr Haus, Herr Minister, sagt: „Das ist 
zwar wünschenswert, aber wir können es leider 
nicht garantieren.“ Deswegen bleibe ich dabei: Sie 
haben gar keine richtige Vorstellung davon, was 
da passiert.  

Ich will Ihnen das konkret schildern, und zwar am 
Beispiel des Landkreises Ammerland, der für diese 
Personen sinnvollerweise eine dezentrale Unter-
bringung organisiert.  

In der Gemeinde Wiefelstede wird also eine Fami-
lie dezentral untergebracht, und zwar in der Nach-
barwohnung zu einer anderen Flüchtlingsfamilie, 
die über die ganz normale Zuweisung in die Ge-
meinde Wiefelstede gekommen ist. Was passiert 
da nun?  

Die eine Familie hat schulpflichtige Kinder, die sich 
jeden Morgen auf den Weg zur Schule machen. 
Die andere Familie unterfällt den Regelungen der 
Erstaufnahme, und deshalb dürfen deren Kinder 
nicht zur Schule gehen; sie bekommen noch nicht 
einmal einen Gaststatus. Diese Kinder stehen 
morgens aber auch in der Tür und würden gerne 
mit in die Schule gehen. Aber wie gesagt, sie dür-
fen es nicht. Die Landesregierung sieht sich nicht 
in der Lage, hierfür eine vernünftige Ausnahmere-
gelung zu organisieren, damit auch diese Kinder 
die Chance haben, in die Schule zu gehen.  

Dass es für die Kinder, die noch in der Erstauf-
nahmeeinrichtung sind, schwierig ist, ihren An-
spruch auf Bildung zu erfüllen, darüber haben wir 
gerade heute Nachmittag diskutiert; Christian Dürr 
hat das in seiner Schlussbemerkung noch einmal 
angesprochen. Dass aber auch die Kinder der 
Familien, die Sie über die Amtshilfe in die Kommu-
nen verteilt haben, nicht zur Schule gehen dürfen, 

ist nicht nachzuvollziehen. Das führt im Übrigen 
auch dazu, dass die Integrationshelfer, die ehren-
amtlich eine herausragende Arbeit leisten, große 
Schwierigkeiten haben, diesen Familien zu erklä-
ren, warum sie so ganz anders behandelt werden 
als die anderen Familien in der Gemeinde. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Und besonders schwierig ist es, wenn Sie dann 
auch noch Personen zur Erstaufnahme in die 
Kommunen schicken, die aller Voraussicht nach 
gar nicht im Land bleiben dürfen und bei denen die 
Frage der Integration eine besondere Schwierig-
keit mit sich bringt.  

Herr Minister, es ist doch gewollt, das Signal aus-
zusenden: „Wer sich in einem sicheren Herkunfts-
land befindet, für den lohnt es sich nicht, sich auf 
den Weg nach Deutschland zu machen, weil sich 
das, was er sich davon verspricht, nicht bewahrhei-
ten wird. Er wird nicht hier bleiben können, er muss 
freiwillig wieder ausreisen, und wenn er sich dem 
widersetzt, wird er im Zweifel abgeschoben.“ Die-
ses Signal muss doch in die Länder gehen, damit 
es dort keinen Anreiz gibt, sich auf den Weg nach 
Deutschland zu machen, weil man hier kein Bleibe-
recht hat. Es wäre wirklich sinnvoll, dass Sie sich 
dem nicht verweigern.  

(Beifall bei der CDU) 

Aber ich habe das Gefühl, dass Sie sich gar nicht 
einer solchen sinnvollen Regelung verweigern, 
sondern dass Sie sagen: „Das ist schon wieder so 
eine Schwierigkeit mit der unterschiedlichen Be-
handlung von Personen, die hier Asyl beantragen. 
Ach, wie soll so etwas durch einen grünen Kreis-
parteitag gehen?“, und dass Sie es deshalb ganz 
einfach lassen, sodass die Kommunen wieder 
alleine dastehen.   

Ich habe es gerade für die Erstaufnahme be-
schrieben: Wo ist denn noch der Unterschied zwi-
schen dem, was das Land macht, und dem, was 
die Kommunen machen? - Die Kommunen sind 
viel schneller als das Land. Bei uns wird niemand 
untergebracht, der nicht schon registriert ist. Nach 
drei Tagen ist jeder medizinisch untersucht, und 
am vierten Tag gibt es zwischen denen, die Sie 
uns zur Erstaufnahme schicken, und denen, die 
zur normalen Aufnahme kommen, keinen Unter-
schied mehr. Aber trotzdem werden beide von 
Ihnen nach wie vor rechtlich unterschiedlich be-
handelt. 

Und es gibt keine verlässlichen Aussagen dazu, 
wie lange das noch so weitergehen soll. Ich habe 
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schon beim ersten Mal, als Sie das mit der Amts-
hilfe verkündet haben, gesagt: „Siehste, jetzt sagt 
er, das ist alles nur für kurze Zeit, aber das stimmt 
ja gar nicht.“ 

(Zustimmung bei der CDU) 

Dafür habe ich damals einen Ordnungsruf bekom-
men. - Dann wurde es Winter, und es hieß: bis 
Ende des Jahres. Jetzt heißt es, wenn ich richtig 
informiert bin: bis zum 16. Februar. Darauf kann 
sich aber keine Kommune einstellen; denn irgend-
wann, vielleicht am 10. Februar, werden Sie ja 
doch wieder sagen: „Übrigens, inzwischen ist es 
der 1. April“, nach dem Motto: Hauptsache, wir 
kriegen das Ganze irgendwie über die Wintertage.  

Meine Damen und Herren, das ist keine verlässli-
che Politik, die das Land hier gegenüber den 
Kommunen ausübt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das ist es auch, was die Kommunen so wütend 
macht. Sie würden gerne mit Engagement ihre 
Aufgabe erfüllen, aber das Land schmeißt ihnen 
nach wie vor Knüppel zwischen die Beine.  

Und dann höre ich hier auch noch jemanden wie 
Herrn Hausmann, der das alles negiert und sagt: 
„Die Kommen, mit denen ich rede, haben das, was 
die kommunalen Spitzenverbände in ihrem Brief 
geschrieben haben, gar nicht gesagt.“ So als ob 
die sich das alles nur ausgedacht hätten. Es gibt 
aber diesen Brief, in dem die kommunalen Spit-
zenverbände klar sagen, wie die Abschieberegeln 
in diesem Land verändert werden sollen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, Sie verweigern sich 
inzwischen der Realität, und zwar zu Lasten der 
Kommunen und zu Lasten der Flüchtlinge. Das, 
was Sie hier an den Tag legen, ist kein ordnungs-
gemäßes Regierungshandeln. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Nacke. - Der nächste 
Redner für die SPD-Fraktion ist Dr. Christos Pan-
tazis. Bitte sehr! 

Dr. Christos Pantazis (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrter Kollege 
Nacke! Verehrte Kolleginnen und Kollegen im 
Haus! Ich möchte mich etwas sachlicher mit dem 

Entschließungsantrag auseinandersetzen, der hier 
zur abschließenden Beratung vorliegt.  

Der Antrag fordert die Landesregierung auf, Asyl-
suchende aus sicheren Herkunftsstaaten entspre-
chend § 47 Abs. 1 des Asylgesetzes ausschließlich 
in Erstaufnahmeeinrichtungen unterzubringen, die 
das Land oder die Hilfsorganisationen betreiben, 
und sie nicht auf die Kommunen zu verteilen, auch 
nicht im Rahmen der Amtshilfe. Darum geht es. 

Schaut man sich die Gesetzeslage an, so ist fest-
zuhalten: § 47 Abs. 1 des Asylgesetzes verpflichtet 
die Menschen, sich bis zur Entscheidung über 
ihren Asylantrag und im Falle der Ablehnung des 
Asylantrages bis zur Ausreise in den Einrichtungen 
aufzuhalten.  

Aber, meine Damen und Herren, dieser Paragraf 
regelt auch weitere Bereiche, und er hat auch 
Auswirkungen auf die §§ 49 und 50. Und in § 50  
steht z. B.: Asylsuchende sind unverzüglich aus 
den Aufnahmeeinrichtungen zu entlassen und in-
nerhalb des Landes zu verteilen, sofern das BAMF 
nicht oder nicht kurzfristig entscheiden kann. 

Die aktuelle Sachlage hat es also in sich.  

Die Zeit von der Ankunft in Niedersachsen bis zur 
Stellung des Asylantrags beträgt sieben Monate. 
Das Asylverfahren selbst dauert durchschnittlich 
5,2 Monate, von der Antragstellung bis zur Ent-
scheidung des BAMF. Ergo: Die Vorschrift ist er-
füllt, und die Verteilung muss erfolgen. - Das ist 
das eine. 

In § 49 heißt es dann allerdings: Aus sonstigen 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
oder aus anderen zwingenden Gründen muss der 
Aufenthalt in der Erstaufnahmeeinrichtung beendet 
werden. - Zu den zwingenden Gründen gehört 
beispielsweise die Verpflichtung der Länder, die 
Aufnahmefähigkeit für neue Asylsuchende sicher-
zustellen. 

Schaut man sich das alles an, sieht man, dass es 
aufgrund der Sachlage weiterhin erforderlich ist, 
alle Asylsuchenden nach einem Aufenthalt in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen von rund sechs bis 
acht Wochen auf die Kommunen zu verteilen. Das 
trifft insbesondere auch für die Asylsuchenden aus 
sicheren Herkunftsländern zu; denn ein mehr als 
einjähriger Aufenthalt ist aufgrund der Sachlage 
nicht darstellbar. 

(Zustimmung bei der SPD und von Fi-
liz Polat [GRÜNE]) 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  84. Plenarsitzung am 17. Dezember 2015 
 

 8449 

Das haben Sie in der Ausschussberatung auch so 
besprochen. Es hat mich etwas gewundert, dass 
der Antragsteller nicht gewillt war, die Parlaments-
kommission zu Fragen der Migration und Teilhabe 
an der Beratung zu beteiligen. Wir haben das zur 
Kenntnis genommen, obwohl wir es Ihnen an-
heimgestellt hatten. Aber das spricht ja auch Bän-
de. 

Gleichwohl sind aber auch in der Ausschussbera-
tung Fragen aufgeworfen worden, beispielsweise 
die nach der Einführung beschleunigter Verfahren. 
Wir konnten heute einem Artikel der HAZ entneh-
men, dass es insofern bereits ein Pilotprojekt im 
Bereich des Camps Fallingbostel/Oerbke durch die 
Johanniter Unfallhilfe und das Deutsche Rote 
Kreuz Ost und West gibt. Dort versuchen das Land 
und das BAMF in einer Erprobungsphase, das 
alles zu beschleunigen.  

Wenn die Erprobungsphase ergibt, dass das mög-
lich ist, kann man sich gerne darüber unterhalten. 
Aber die aktuelle Sachlage, so wie ich sie gerade 
geschildert habe, verursacht nun einmal Zwänge, 
denen wir uns nicht entziehen können.  

Ich fasse zusammen: Ihr Antrag ist ein klassischer 
Oppositionsantrag, der vermeintliche Schwächen 
des Landes offenlegen sollte bzw. wollte, aber 
letztendlich nur die bis dato bestehende Unzuläng-
lichkeit des Verfahrens auf Bundesebene, des 
sogenannten Flaschenhalses des Asylverfahrens, 
offenbarte. Vor diesem Hintergrund werden wir 
diesen Antrag selbstverständlich ablehnen.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Dr. Pantazis. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Frau Kollegin 
Polat. Bitte! 

Filiz Polat (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Nacke, Sie haben den Antrag 
zum Anlass genommen, noch einmal umfangrei-
che Kritik an der Aufnahmepraxis des Landes zu 
üben. Im Wesentlichen geht es in Ihrem Antrag 
aber um das Konzept der sicheren Herkunftsstaa-
ten - das Sie ja auch in anderen Anträgen imple-
mentiert haben - und um die Umsetzung des Asyl-
verfahrensbeschleunigungsgesetzes.  

Dazu haben wir in mehreren Debatten deutlich 
gemacht, dass die Position der Grünen insbeson-
dere hier im Land Niedersachsen eine andere ist 
als Ihre. In dem Punkt sind wir uns auch uneinig 
mit unserem Koalitionspartner, der SPD.  

Wir halten das Konzept der sicheren Herkunfts-
staaten zum einen politisch für das falsche Kon-
zept. Zum anderen trifft es aber auch tatsächlich 
nicht zu - das habe ich schon mehrfach betont, 
und das sage ich auch immer wieder, gerade auch 
weil Innenminister de Maizière insofern an Ihre 
Bundestagskollegen geschrieben hat -, dass die 
Deklarierung eines Staates als „sicher“ zu einer 
Beschleunigung der Asylverfahren führt. Das wird 
zwar immer kolportiert, und so heißt es ja auch 
gleich am Anfang des Entwurfs des Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetzes, der verabschiedet 
wurde: Die Asylverfahren werden beschleunigt, 
indem man die Staaten für sicher erklärt. Aber das 
ist mitnichten so.  

Sie suggerieren den Menschen etwas Falsches. 
Das Einzige, was zur Beschleunigung der Asylver-
fahren führt, sind mehr Mitarbeiter beim BAMF und 
ist ein Schnellverfahren, wie es in Bramsche seit 
Anfang des Jahres bei den Menschen, die aus 
dem Kosovo kommen, im Rahmen des Asylverfah-
rensgesetzes angewendet - ich sage einmal: ge-
übt - wird. Das ist das Einzige, was zur Beschleu-
nigung der Asylverfahren beiträgt - und da muss 
der Mitarbeiter auch nicht mit dem Kopf schütteln, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie haben mich vorhin persönlich angegriffen und 
gefragt, warum ich mich nicht äußere. Ich habe 
immer deutlich gesagt - und da stehen wir an der 
Seite des Innenministers -: Wenn aufgrund des 
Bundesgesetzes die Abschiebungen jetzt nicht 
mehr angekündigt werden, dann sind die Kommu-
nen noch mehr in der Pflicht, die Einzelfälle zu 
prüfen. Dafür haben wir ihnen nicht nur den Rück-
führungserlass an die Hand gegeben, sondern 
dafür verweise ich auch auf das Bleiberecht aus 
humanitären Gründen.  

Darüber haben wir uns lange Zeit mit Ihnen ausei-
nandergesetzt. Das Bleiberecht aus humanitären 
Gründen ist der einzige Aufenthaltstitel, den Aus-
länderbehörden erteilen können. Wir wollen nichts 
anderes, als dass langjährig Geduldete, also Men-
schen, die z. B. seit 27 Jahren hier leben oder 
deren Kinder hier geboren wurden, von den Aus-
länderbehörden, bevor sie abgeschoben werden, 
auf die Härtefallkommission und auf das Recht, 
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einen Antrag auf humanitäres Bleiberecht zu stel-
len, aufmerksam gemacht werden. Da die Ab-
schiebungen nicht mehr angekündigt werden und 
da, wie es uns bei dem Cloppenburger Fall mitge-
teilt wurde - was aber noch zu prüfen ist -, die 
Kommunen nicht einmal mehr zur freiwilligen Aus-
reise auffordern, haben die Menschen, obwohl sie 
seit 27 Jahren hier leben, keine Chance, das 
Recht wahrzunehmen, das wir ihnen geschaffen 
haben.  

In diesem Punkt, langjährig Geduldeten hier eine 
Perspektive zu geben, waren wir uns mit Ihnen im 
Juni einig. Ich hoffe, das sind wir auch nach wie 
vor. Wir haben immer gesagt: Wenn die Menschen 
einen schnellen Bescheid bekommen, dann sollen 
sie möglichst zügig abgeschoben werden und 
möglichst aus der Erstaufnahmeeinrichtung. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Polat. - Als Nächstes spricht für 
die FDP-Fraktion Herr Jan-Christoph Oetjen. Bitte 
sehr, ich erteile Ihnen das Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Als wir den Antrag im Innenausschuss disku-
tiert haben, habe ich gedacht, dass wir ihn eigent-
lich gemeinsam beschließen könnten. Schließlich 
entspricht sein Ziel dem - auch wenn dieses Ziel 
sicherlich nicht kurzfristig erreicht werden kann -, 
was im Asylkompromiss auf Bundesebene mit der 
Einrichtung von drei bis fünf besonderen Aufnah-
mezentren für Menschen, die aus sicheren Her-
kunftsstaaten kommen - wo der Asylantrag bear-
beitet und von wo aus sie wieder in ihre Heimat 
zurückgeführt werden können -, beschlossen wur-
de. 

Deswegen, verehrte Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, verstehe ich auch nicht, warum der Kol-
lege Dr. Pantazis hier wortgewaltig nach Erklärun-
gen gesucht hat, warum Sie den Antrag ablehnen.  

(Petra Tiemann [SPD]: Das waren gu-
te Argumente!) 

Im Grunde muss man doch sagen, verehrte Kolle-
gin Tiemann: Dieser Antrag ist einfach richtig, 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Die FDP-Landtagsfraktion hat diesen Punkt übri-
gens auch in dem Antrag aufgeführt, den wir am 
17. September 2014 eingebracht haben. Dort ging 
es darum, dass wir Menschen, die im Dublin-
Verfahren sind oder die aus sicheren Herkunfts-
staaten kommen, nicht auf die kommunale Ebene 
verteilen wollen, und zwar gerade deshalb, Frau 
Kollegin Polat, weil unser Ziel doch sein muss, 
dass die Asylverfahren schneller abgewickelt wer-
den.  

Wir müssen uns das doch nur einmal vor Augen 
führen: Bei uns in Deutschland dauert ein Asylver-
fahren, beginnend mit der Einreise, länger als 
zwölf Monate, aber in anderen Ländern Europas 
geht das in sechs Wochen. Da läuft bei uns doch 
etwas falsch, verehrte Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das muss man doch einmal klar sagen, und da 
könnten Sie von der SPD ruhig auch einmal klat-
schen; denn Sie sehen das doch genauso; das 
weiß ich doch.  

Herr Kollege Pantazis, wir können doch nicht damit 
zufrieden sein, dass die Bearbeitung der Anträge 
länger als zwölf Monate dauert, gerade wenn wir 
wissen, dass mehr als 99 % der Menschen, die 
aus sicheren Herkunftsstaaten kommen, nicht 
dauerhaft bei uns bleiben. Und weil das so ist, 
brauchen wir diese Menschen auch nicht auf die 
kommunale Ebene weiterzuverteilen, zumal die 
Kommunen schon große Last damit haben, die 
Menschen, die ansonsten zu ihnen kommen, auf-
zunehmen. Sie wollen die Menschen empfangen, 
aufnehmen und integrieren, damit sie Teil der Ge-
meinschaft werden. Aber wie soll das funktionie-
ren, wenn sie nach ein paar Monaten wieder aus-
reisen müssen?  

Deswegen, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist 
das Nichtverteilen der Menschen aus sicheren 
Herkunftsstaaten auf die Kommunen das richtige 
Signal, und das müssen wir jetzt auch geben. Das 
Land muss dafür sorgen, dass genügend Kapazi-
täten vorhanden sind, dass diese Menschen in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes bleiben 
können. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege Oetjen, lassen Sie eine Zwischenfra-
ge von Frau Polat zu? 
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Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Nein, heute nicht, liebe Kollegin Polat, ich möchte, 
dass wir heute schneller nach Hause kommen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Staatssekretär 
Manke hat im Innenausschuss gesagt, dass er das 
Ziel dieses Antrages teilt. Von daher verstehe ich 
nicht, warum wir uns hier streiten und zu einem 
divergenten Abstimmungsverhalten kommen.  

Warum, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, sagt ihr nicht: „Die Zielrichtung des CDU-
Antrags ist richtig, darin sind wir uns einig. Lasst 
uns prüfen, ob wir nicht einen gemeinsamen An-
trag formulieren können. Wir erreichen das Ziel 
zwar nicht schon in der nächsten Woche, vielleicht 
auch nicht im nächsten Monat, aber wir geben 
damit immerhin den Kommunen das Signal, dass 
dort Entlastung stattfinden soll.“?  

Aber nein, auf der linken Seite des Hauses gibt es 
eine Verweigerungshaltung, und das finde ich au-
ßerordentlich bedauerlich.  

Wir werden dem Antrag der CDU-Fraktion zustim-
men.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. Gleichwohl 
kommen Sie so schnell nicht davon. Es liegen zwei 
Anträge auf eine Kurzintervention vor, zunächst 
von Frau Polat und dann vom Kollegen Hillmer. In 
der Reihenfolge, jeweils 90 Sekunden. Frau Polat, 
bitte! 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Kollege Oetjen, 
die gesetzliche Frist für den Aufenthalt in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung liegt bei drei Monaten. 
Wir sehen den Bund und das Land in der Pflicht, in 
diesem Zeitraum ihre Aufgaben zu erledigen, dass 
die Asylbewerber registriert werden und ihren 
Asylantrag stellen können. Dieser Zeitraum ist jetzt 
auf sechs Monate erweitert worden. Auch das ist 
noch in Ordnung. 

Aber wir wollen - und das haben wir immer ge-
sagt - nicht die Situation haben, die wir unter Ihrer 
Regierung hatten: Wir hatten damals viele Roma, 
die nicht abgeschoben werden konnten, weil der 
Staat Serbien sie völkerrechtswidrig nicht zurück-
genommen hat, und diese Menschen haben dann 
sechs, sieben Jahre in den Gemeinschaftsunter-

künften wie in Bramsche gelebt, weil sie nicht ver-
teilt werden konnten.  

Diese Menschen konnten aufgrund von Abschie-
bungshindernissen nicht abgeschoben werden und 
haben bei uns nichts anderes gesehen als ein 
Flüchtlingslager. Das wollen wir nicht. Ich habe 
mehrfach betont, und das hat Herr Dr. Pantazis 
auch noch einmal gesagt: Wenn die Asylverfahren 
nicht beschleunigt werden, werden wir keine Men-
schen länger als sechs Monate in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung wohnen lassen.  

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Als Nächstes hat Herr Hillmer die 
Gelegenheit zu einer Kurzintervention. 

Jörg Hillmer (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Oetjen, Sie haben sich eben mit der 
Frage auseinandergesetzt, warum man nicht sach-
lich über diesen Antrag diskutieren kann, obwohl 
er doch so viele richtige Punkte enthält - Punkte, 
die auch von der Landesregierung als richtig er-
achtet werden.  

Ich darf nur daran erinnern, dass der Kollege 
Pantazis an dieser Stelle vor ungefähr zehn Minu-
ten gesagt hat: Dies ist ein Oppositionsantrag, und 
deshalb wird er abgelehnt. - Mit einer solchen bor-
nierten Haltung werden wir hier nie zu einer sach-
lich-inhaltlich korrekten Auseinandersetzung kom-
men. 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Pantazis, war das eine Wortmeldung? - Das 
hat sich erledigt. Es wäre auch zu spät gewesen. - 
Jetzt Herr Oetjen. Bitte sehr! 90 Sekunden! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich möchte dem Kollegen Hillmer als Allerers-
tes - - - 

(Zuruf von Ulrich Watermann [SPD]) 

Präsident Bernd Busemann: 
Moment, bitte! - Herr Watermann, haben Sie etwas 
zu kommentieren? 
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(Ulrich Watermann [SPD]: Ja! Ich fand 
das unfair, weil Herr Pantazis ange-
sprochen worden ist und nicht darauf 
antworten kann!) 

- Es hätte ja ein Antrag zur Geschäftsordnung 
werden können. Jedenfalls hatte er die Hand oben 
gehabt. - Aber es ist alles in Ordnung, wir haben 
keinen Stress miteinander. - Bitte sehr, Herr Oet-
jen! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Vielleicht kann der Kollege Pantazis nach § 71 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung noch nach dem 
Minister reden. 

Ich möchte als Allererstes dem Kollegen Hillmer 
sagen: Ja, Sie haben recht. Wir erleben das ja an 
verschiedenen Stellen.  

Ich möchte den Kolleginnen und Kollegen der SPD 
und der Grünen sagen: Die Begründung „69 ist 
mehr als 68“ reicht nicht aus, um eine gute Politik 
für Niedersachsen zu machen! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Zuruf von Helge Limburg [GRÜNE]) 

- Das lag an der Qualität dieser Anträge, Herr Kol-
lege. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Ich möchte an die Adresse der Kollegin Polat sa-
gen: Wir sind uns darin einig, dass wir Menschen 
nicht länger als sechs Monate in Erstaufnahmeein-
richtungen behalten wollen. Deswegen habe ich ja 
gesagt: Wenn Sie ein Signal gegeben hätten: „Wir 
können uns über dieses Thema unterhalten. Lasst 
uns doch versuchen, gemeinsam ein Signal aus-
zusenden, um den Kommunen zu zeigen, dass die 
Politik in Niedersachsen verstanden hat, dass sie 
eine große Last tragen, die Politik in Niedersach-
sen hat verstanden, dass dort etwas geschehen 
muss!“, dann hätten wir das meinetwegen so for-
mulieren können, verehrte Kollegin. 

Für uns ist es wichtig, dass wir das Signal aussen-
den: Wir wollen eine deutliche Verkürzung der 
Asylverfahren. Dazu haben wir das Konzept des 
vorübergehenden humanitären Schutzes einge-
bracht. Das ist der wichtigste Ansatz. Wir wollen 
die Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten 
nicht auf die kommunale Ebene verteilen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Oetjen. - Wollen Sie jetzt? 

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Ja!) 

- Okay. Herr Pantazis, Sie haben noch 4:24 Minu-
ten. Bitte sehr! 

Dr. Christos Pantazis (SPD): 
So viel werde ich gar nicht benötigen, herzlichen 
Dank.  

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Vorhin ist gesagt worden, ich hätte gesagt, wir 
würden diesen Antrag per se ablehnen, weil er ein 
Oppositionsantrag sei. Dem ist aber nicht so.  

Was ich gesagt habe, war: Der Antrag, der von der 
Opposition eingebracht worden ist, versucht zwar, 
vermeintliche Schwächen des Landes offenzule-
gen, aber offenbart letztendlich nur die Unzuläng-
lichkeiten der Bundesebene. Ich habe die Sachla-
ge erläutert: Der Bund hat bislang darin versagt, 
den Flaschenhals, also die Bearbeitung der Asyl-
anträge, zu beseitigen.  

Vor diesem Hintergrund können wir diesem Antrag 
in dieser Form nicht zustimmen. Herr Hillmer, ich 
hoffe, das ist jetzt klar. 

(Beifall bei der SPD - Jörg Hillmer 
[CDU]: Danke für die Erläuterung!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Dr. Pantazis. - Für die Landes-
regierung spricht jetzt Herr Innenminister Boris 
Pistorius. Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Im Grunde genommen ist das ein Streit um 
des Kaisers oder, angesichts der Jahreszeit, eher 
des Weihnachtsmanns Bart. Denn der Antrag will 
im Wesentlichen etwas regeln, was im Asylpaket 
schon enthalten ist, nämlich dass die Menschen, 
die aus sicheren Herkunftsländern kommen, in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen bleiben sollen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Dann kann man 
ja zustimmen!) 

Aber was in diesem Antrag, ich sage einmal, 
plumperweise ausgelassen wird, ist, dass das 
Bundesgesetz in der Begründung eine Ausnahme-
klausel enthält, die auf unsere Initiative hin aufge-
nommen wurde und die da lautet: „soweit es die 
Kapazitäten zulassen“. 
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(Filiz Polat [GRÜNE]: Richtig!) 

Das unterschlagen Sie, genauso wie Sie unter-
schlagen, dass das Bundesgesetz natürlich keiner-
lei Regelungen darüber enthält, dass Flüchtlinge, 
die im Rahmen der Amtshilfe auf die Kommunen 
verteilt werden, ebenfalls darunterfallen. Das wür-
de ja auch den Rahmen sprengen. 

Der Antrag wird nicht abgelehnt, weil er von der 
Opposition kommt oder weil er in der Grundrich-
tung völlig falsch wäre, sondern er wird abgelehnt, 
weil er unvollständig ist und weil er weiter geht als 
das Gesetz. Das ist die Begründung, meine Da-
men und Herren. Die Landesregierung sagt ganz 
klar: Wir können dem Antrag nichts abgewinnen, 
weil Sie einfach übersehen, dass die Rechtsgrund-
lage so ist, wie ich sie beschrieben habe. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen: Die 
Gesetzeslage ist so, dass Asylbewerber bis zu 
sechs Monate verpflichtet sind, in der Erstaufnah-
meeinrichtung zu bleiben. Von Herrn Oetjen und 
anderen, auch von mir, ist heute und auch an an-
derer Stelle mehrfach ausgeführt worden, dass uns 
diese gesetzliche Regelung nicht hilft, solange die 
Asylverfahren so lange dauern, wie sie dauern.  

Meine Damen und Herren, wir können diese Men-
schen nicht ein Jahr oder länger in den Erstauf-
nahmeeinrichtungen lassen. Das kann kein Bun-
desland, weil die Kapazitäten nach wie vor nicht 
dafür ausreichen. 

Der Bund ist nicht einmal in der Lage, zu garantie-
ren, dass das Asylverfahren nach einer bestimm-
ten Zahl von Monaten abgeschlossen ist. Das wer-
fe ich ihm angesichts des schleppenden Aufbaus 
des Personalbestands und des Rückstaus, der 
dadurch entsteht, nicht vor. Aber das kann nicht 
zulasten unserer Platzbelegung gehen. Es kann 
nicht sein, dass wir am Ende die Erstaufnahmeein-
richtung mit Menschen aus sicheren Herkunfts-
staaten voll haben, bei denen wir nicht sagen kön-
nen, wie lange sie dort bleiben. Zudem fehlen uns 
die Plätze dann für diejenigen, die zusätzlich zu 
uns kommen.  

Deswegen, meine Damen und Herren, verdient 
dieser Antrag die Ablehnung durch die Mehrheit 
des Hauses. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Lassen Sie mich noch etwas anderes sagen. Ich 
habe mich bei dem Einführungsvortrag von Herrn 

Nacke gefragt, zu welchem Tagesordnungspunkt 
er eigentlich spricht. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Ja, genau!) 

Aber jeder kann ja reden, zu was auch immer er 
will.  

Ich möchte nur deutlich darauf hinweisen: Wenn 
hier kritisiert wird - - -  

(Thomas Adasch [CDU]: Das ist Arro-
ganz!) 

- Das hat mit Arroganz nichts zu tun. Das ist eine 
Feststellung. 

(Björn Thümler [CDU]: Das macht es 
nicht besser!) 

Lassen Sie uns einmal festhalten: Wenn Sie die 
Forderung aufstellen, speziell im Wege der Amts-
hilfe keine Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten an die Kommunen zu verteilen, dann über-
sehen Sie etwas, meine Damen und Herren. Des-
wegen dazu noch eine kurze Erläuterung. 

Sie wissen, dass uns täglich Hunderte von Flücht-
lingen - mal mehr, mal weniger - aus Bayern zu-
gewiesen werden. Die kommen mit Zügen oder 
Bussen zu uns, ohne dass sie vorher in Bayern 
registriert worden sind. 

(Björn Thümler [CDU]: Wie auch?) 

Das ist kein Vorwurf. Aber deshalb können wir bei 
deren Ankunft und damit auch bei deren Verteilung 
im Rahmen der Erstaufnahme, also auch bei der 
Amtshilfe, doch auch noch gar nicht wissen, aus 
welchen Herkunftsstaaten sie kommen. Nach wel-
chen Kriterien und mit welchen Instrumentarien 
sollten wir dann eigentlich entscheiden, wer wohin 
soll?  

Der erste Schritt kann doch nur sein, bei diesen 
Menschen, die zu uns kommen, für ein Dach über 
dem Kopf und für etwas zu essen zu sorgen, und 
der zweite ist dann, sich um die Frage der Herkunft 
zu kümmern. Das ist die Aufgabenstellung. Unser 
nächster Schritt ist dann, gemeinsam mit dem 
BAMF eine sogenannte Bearbeitungsstraße einzu-
richten, wie es jetzt im Camp Fallingbostel pas-
siert.  

Das sind die richtigen Instrumente, um die Auf-
nahme zu beschleunigen. Die einzelnen Arbeits-
schritte müssen in einem engen zeitlichen Zu-
sammenhang einer nach dem anderen abgeleistet 
werden, damit eine noch besser geordnete Vertei-
lung stattfinden kann. Aber hier Wolkenkuckucks-
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heime zu bauen - auch wenn man sich zu Weih-
nachten alles wünschen kann - und zu glauben, 
wir könnten die Flüchtlinge einfach so in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen lassen, das blendet die 
Realität aus. Das ist nicht einmal zu Weihnachten 
vernünftig, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Meine Damen und 
Herren, Herr Nacke hat um zusätzliche Redezeit 
gebeten. Die Landesregierung hat ein bisschen 
überzogen. Unter Zuhilfenahme von § 71 Abs. 3 
unserer Geschäftsordnung erteile ich Ihnen das 
Wort für anderthalb Minuten. 

Jens Nacke (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Minister, Sie haben gerade 
ausgeführt, dass das Land die Initiative ergriffen 
habe, genau diese Ausnahmeregelung von der 
Sollvorschrift einzuführen. Das haben Sie aber 
nicht getan, weil Sie Sorge um Ihre Kapazitäten 
hatten - denn Sie entlasten sich hinsichtlich Ihrer 
Kapazitäten doch ohnehin vollständig auf Kosten 
der Kommunen -, sondern Sie haben das getan, 
damit Sie diese Sollvorschrift vollständig umgehen 
können.  

Wir haben diesen Passus bewusst weggelassen, 
weil die hiesige Grüne-Fraktion da nicht mitgeht. 

(Zuruf von Anja Piel [GRÜNE]) 

Herr Minister, es ist irgendwann genug. Sie können 
sich nicht jedes Mal - - - 

(Zurufe von der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Nacke, einen Moment, bitte! - Meine Damen! 

Jens Nacke (CDU): 
Habe ich etwas gesagt, was für Unruhe sorgt? 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe, bitte! 

(Zuruf von Petra Tiemann [SPD]) 

- Frau Tiemann! - Jetzt geht es weiter. 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Minister, Sie können sich nicht jedes Mal hier 
hinstellen und diesem Haus wortreich erklären, 

warum das alles nicht geht, warum Sie das alles 
nicht schaffen können und warum das alles nicht 
funktioniert. Sie müssen sich auch in diesem Punkt 
langsam einmal an den Gedanken gewöhnen, 
wieder in das Gelingen verliebt zu sein. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Denn natürlich ist das überhaupt kein Problem! Im 
Ammerland könnten wir Ihnen noch am Tag, an 
dem der Bus ankommt, sagen, woher die Leute 
nach eigener Angabe kommen - weil die Erfassung 
vollständig erfolgt. Dann könnte man sie am selben 
Tag wieder in Einrichtungen zurückführen, die 
dafür viel geeigneter sind, um sie dort z. B. über 
die freiwillige Rückkehr ins Heimatland, die hier 
immer wieder gefordert wird, zu beraten. Das wäre 
ja vielleicht auch mal eine Möglichkeit. Sie verwei-
gern sich aber den Lösungen und sagen stattdes-
sen: Komm, wir schicken die Busse jetzt einfach in 
die Kommunen. Die sorgen für die Notaufnahme. - 
Wann und ob sie dafür ausreichend Geld bekom-
men, stellt sich alles erst später heraus. 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, führen Sie bitte Ihren letzten Satz 
aus! 

Jens Nacke (CDU): 
Das ist einfach zu wenig. Reden Sie doch einmal 
mit den Landräten darüber, welche Sorgen die vor 
Ort inzwischen tatsächlich haben!  

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir zu Tagesordnungs-
punkt 41 nicht vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/4518 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Das Erste war die Mehrheit. Damit ist 
der Antrag abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt in die 
Zielkurve. Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 42: 
Abschließende Beratung: 
a) Die Sorgen der Kommunen ernster nehmen - 
Kostendeckung für qualifizierte Asylbetreu-
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ungsleistungen sicherstellen - Antrag der Frakti-
on der FDP - Drs. 17/1972 - b) Mehr Informatio-
nen an die Kommunen - Flüchtlingen und 
Kommunen gleichermaßen helfen - Antrag der 
Fraktion der CDU - Drs. 17/2898 - Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Inneres und Sport - 
Drs. 17/4787  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, die Anträge abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten in die Beratung ein. Mir liegt zunächst - 
entsprechend der Reihenfolge der Anträge - die 
Wortmeldung aus den Reihen der FDP-Fraktion 
vor. Herr Kollege Oetjen, ich erteile Ihnen das 
Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Der Antrag der FDP-Fraktion 
stammt aus dem September 2014. Ich wiederhole 
es: September 2014! - Damals haben wir hier an 
dieser Stelle zum ersten Mal über die Probleme 
der Kommunen im Zusammenhang mit der Flücht-
lingsunterbringung - insbesondere was die finanzi-
elle Ausstattung angeht - gesprochen, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen. Das ist über ein Jahr 
her. Das ist ein Jahr und drei Monate her. Aber 
noch heute sind einige dieser Punkte aktuell, auch 
wenn über andere sicherlich die Zeit hinwegge-
gangen ist, was bei Anträgen, die von den Regie-
rungsfraktionen mehr als 15 Monate lang im Aus-
schuss beraten wurden, nun mal so ist. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Sie wollten ja 
eine umfangreiche Anhörung!) 

- Ja, wir wollten eine umfangreiche Anhörung, Frau 
Kollegin Polat. Dass die Landesregierung bei der 
einen oder anderen Frage aber so langsam arbei-
tet, habe ich mir nicht träumen lassen.  

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben eine neue Regelung zur Kostenerstat-
tung. Vom Prinzip her finden wir es richtig, dass 
der Satz pro Kopf auf 10 000 Euro angehoben 
wurde - das ist eine langjährige Forderung der 
Kommunen gewesen -, auch wenn wir wissen, 
dass dieser Betrag in den Ballungsräumen und in 
den Randgebieten von Ballungsräumen nicht aus-
reichen wird. Gleichwohl ist dieser Betrag aber gut. 
Wenn den Kommunen das Geld aber auch noch 
sofort und nicht erst mit einem langen Nachlauf 

ausgezahlt würde, dann wäre das noch besser. 
Dann bräuchte man, sehr geehrter Herr Minister, 
auch keine Buchungstricks, mit denen man Land-
kreise verpflichtet, Forderungen einzubuchen, die 
noch nicht gedeckt sind.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Damals haben wir auch über das Thema „rechtzei-
tige Information“ und die Planungssicherheit ge-
sprochen. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
auch heute noch besteht die größte Sorge der 
Kommunen darin, dass sie nicht wissen, für wie 
lange sie ihre Plätze insbesondere im Rahmen der 
Amtshilfe vorhalten müssen, sehr geehrter Herr 
Minister. Ich weiß, dass auch Sie das nicht wissen. 
Es ist aber so, dass Sie unsere Anregungen, die 
wir im Laufe der vergangenen 15 Monate, in denen 
unser Antrag hier im Verfahren war, gegeben ha-
ben - z. B. über einen Neubau auf der grünen Wie-
se nachzudenken, z. B. die Zahl der Plätze an 
anderen Stellen weiter hochzufahren -, in den 
Wind geschlagen haben, weshalb Sie letztendlich 
auf die Amtshilfe und auf die Notunterkünfte in den 
Kommunen angewiesen sind. Die Kommunen 
leisten heute den Löwenanteil an der Arbeit. Es ist 
nicht das Land, das diese Arbeit leistet. Das muss 
man an dieser Stelle sagen. Man muss die Dinge 
wieder vom Kopf auf die Füße stellen, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist unver-
schämt, Herr Oetjen!) 

- Das ist überhaupt nicht unverschämt, sondern 
das ist die Tatsache, verehrte Kollegin Polat. Dass 
Sie hier sagen, das sei unverschämt, zeigt doch, 
dass Sie auf einem ganz anderen Stern leben, der 
mit der Wirklichkeit auf der kommunalen Ebene 
nichts zu tun hat.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wir wollen, dass für die Kommunen und auch die 
Flüchtlinge sichergestellt wird, dass der Spracher-
werb schnell stattfindet; denn Spracherwerb, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, ist der 
Schlüssel zur Integration. Wir wollen weiterhin, 
dass die bürokratischen Hürden zur Arbeitsauf-
nahme abgebaut werden; denn wenn Sprach-
kenntnisse vorhanden sind, wird Arbeit zum Motor 
der Integration. Deshalb muss auch endlich diese 
Vorrangprüfung abgeschafft werden. Ich weiß, 
Frau Kollegin Polat, dass wir uns darin einig sind. 
Es sind aber Sozialdemokraten, die an dieser Stel-
le blockieren und dafür sorgen, dass es da nicht 
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weitergeht. Auch das muss man der Wahrheit hal-
ber einmal sagen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Verehrte Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss: Sicherlich, der Antrag ist alt. Er bleibt 
aber vom Kern her zutreffend; denn im Kern brau-
chen die Kommunen die Unterstützung dieses 
Landes. Ich bin mir nicht sicher, dass sie die an 
jeder Stelle haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Es folgt für die zweite 
Antragstellerin, also für die CDU, der Kollege 
Adasch. Bitte sehr, ich erteile Ihnen das Wort. 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Zahl der Asylbewerber hat, wie wir alle 
wissen, in den letzten Jahren massiv zugenom-
men. Sind im Jahr 2011 noch jährlich 53 000 Asyl-
bewerber nach Deutschland gekommen, waren es 
2014 bereits 200 000. Und niemand weiß, ob wir in 
diesem Jahr nicht schon die Millionengrenze über-
schritten haben. 

Im Februar dieses Jahres haben wir den hier vor-
liegenden Antrag „Mehr Informationen an die 
Kommunen - Flüchtlingen und Kommunen gleich-
ermaßen helfen“ auf den Weg gebracht. Damals 
ging das BAMF in seiner Prognose noch von bis zu 
25 000 Asylanträgen pro Monat für den Bund aus. 
Tatsächlich sind wir nach offiziellen Zahlen derzeit 
aber bereits bei mehr als 35 000 Asylanträgen pro 
Monat. Höchstwahrscheinlich sind es noch viel 
mehr, weil Bund und Land nicht mit den Registrie-
rungen hinterherkommen. 

Die Probleme sind indes die gleichen geblieben. 
Nein, sie haben sich sogar noch verschärft. Die 
Kommunen in Niedersachsen rufen seit Monaten 
vergeblich nach Hilfe. Doch sie werden von dieser 
Landesregierung nicht gehört. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wenn Sie sich unseren Antrag einmal genauer 
anschauen, meine Damen und Herren von SPD 
und Grünen, dann werden Sie feststellen, dass wir 
bereits im Februar an dieser Stelle eine einheitli-
che Information der Kommunen über die Merkmale 
Name, Alter, Geschlecht, Herkunft, Sprachkennt-
nisse und medizinischer Status gefordert haben. 

Das, was im Februar richtig war, ist auch jetzt rich-
tig. Vorfälle, die es hier gab, dass Asylbewerber 
zwar untersucht wurden, aber schon in Kommunen 
geschickt wurden, bevor überhaupt Ergebnisse 
vorlagen, darf es nicht mehr geben.  

Dann passiert nämlich genau das, was passierte: 
Das Land musste Kommunen darüber informieren, 
dass ihnen zugewiesene Asylbewerber schwere 
Krankheiten wie Tuberkulose haben. Wir haben mit 
ehrenamtlichen Helfern in diesen Fällen gespro-
chen, die vom Land schwer enttäuscht waren, weil 
sie das Gefühl haben, dass man ihre Gesundheit 
riskiert. 

(Beifall bei der CDU) 

Ebenfalls wird in unserem Antrag der längere Ver-
bleib von Flüchtlingen aus sicheren Herkunftslän-
dern und von Flüchtlingen, die unter die Dublin-III-
Verordnung fallen, in den zentralen Aufnahmeein-
richtungen gefordert - alles Themen, die seit dem 
Spätsommer nicht nur die landespolitische, son-
dern auch die bundespolitische Debatte geprägt 
haben. 

Niedersachsen hätte hier federführend und rich-
tungweisend agieren können, hätten Sie von SPD 
und Grünen nicht noch bis weit in den Sommer 
hinein an Ihrer ideologischen Asylpolitik festgehal-
ten und dabei die Kommunen, Landräte, Bürger-
meister und Ehrenamtlichen in diesem Land im 
Regen stehen gelassen.  

(Beifall bei der CDU) 

Stattdessen haben Sie sich Ihrer Verantwortung 
nicht gestellt. Sie haben zusätzliche Abschiebe-
hindernisse eingeführt, sich im Bundesrat wegge-
duckt und Ihren eigenen Ministerpräsidenten wie 
einen Schuljungen bloßgestellt.  

Das alles könnte uns als Opposition ja freuen. 

(Zuruf von der SPD: Das interessiert 
keinen mehr!) 

Bei den dramatischen Aufgaben, vor die die Kom-
munen in Niedersachsen jeden Tag gestellt sind, 
tut es das jedoch ganz sicher nicht.  

Ich erinnere mich noch gut an die lebhafte Debatte 
an dieser Stelle zu diesem Antrag am 20. Februar 
dieses Jahres, in der u. a. der Herr Innenminister, 
die Kollegin Polat und der Kollege Watermann 
unisono erklärt haben, zumindest die Punkte 1 und 
2 unseres Antrages seien völlig unstrittig. Das ist 
zehn Monate her. Passiert ist seitdem wenig. 
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Auch von längeren Fristen zwischen Ankündigung 
und Überstellung neuer Asylbewerber an die 
Kommunen sind wir weit entfernt. Im Gegenteil: 
Wir haben immer noch die Situation, dass an die 
Kommunen mit einem Vorlauf von Tagen, teilweise 
von Stunden, Asylbewerber von den Erstaufnah-
meeinrichtungen weitergeleitet werden. Dabei 
bekommen die Kommunen teilweise noch nicht 
einmal gesagt, wer zu ihnen kommt. Es wird ein 
Syrer angekündigt, und tatsächlich kommt ein so-
malisches Ehepaar. Den daraus resultierenden 
organisatorischen Mehraufwand müssen die 
Kommunen vor Ort leisten - ein unhaltbarer Zu-
stand. 

Nicht nur organisatorisch, auch finanziell tut das 
Land noch immer viel zu wenig, um den Kommu-
nen endlich wirksam unter die Arme zu greifen.  

So wollen Sie, Herr Minister Pistorius, dass die 
Städte und Landkreise etwaige Erstattungen des 
Landes für Flüchtlinge in die Haushalte einstellen. 
Die Städte und Landkreise wissen aber gar nicht, 
wie viel sie in zwei Jahren an Erstattungen be-
kommen, weil Sie sich weigern, die dazu geltenden 
Regelungen anzupassen.  

Durch diese Vorgabe machen Landkreise und 
Städte bilanziell vielleicht keinen Verlust, aber 
tatsächlich gehen sie ein erhebliches Risiko ein 
und wird die Pflicht zur Bilanzwahrheit verletzt. 

Hoffnungswerte dürfen nicht in die Haushalte ein-
gestellt werden - ein Taschenspielertrick auf Kos-
ten unserer Landkreise, Städte und Gemeinden. 
Nein, meine Damen und Herren von SPD und 
Grünen, das lassen wir Ihnen so nicht durchgehen, 

(Beifall bei der CDU) 

und die niedersächsischen Kommunen im Übrigen 
auch nicht. 

Viele Aufgaben rund um die Betreuung der Asyl-
bewerber werden heute unter großem persönli-
chen Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Verwaltung geleistet, und das, obwohl jeglicher 
Rückenwind aus Hannover fehlt. Darum: Hören Sie 
endlich auf mit Ihren Schönfärberreihen und Ihrer 
Zahlenkosmetik, und stellen Sie sich endlich an die 
Seite dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
an die Seite unserer Kommunen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Adasch. - Es folgt für die 
SPD-Fraktion Kollege Mustafa Erkan. Bitte sehr! 

Mustafa Erkan (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Mit gleich zwei Anträ-
gen versucht die Opposition, den Eindruck zu er-
wecken, die rot-grüne Landesregierung kümmere 
sich nicht ausreichend um die Sorgen und Nöte 
der Kommunen.  

(Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU]: 
Das ist Tatsache!) 

Ich möchte jetzt gar keine Schärfe in die Debatte 
bringen, weil uns das Thema an dieser Stelle ein-
fach zu wichtig ist.  

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie 
können gern noch weitere Anträge mit dieser Ten-
denz in den Landtag einbringen. Sie werden nichts 
daran ändern, dass uns niemand erklären muss, 
wie wichtig die Kommunen für uns sind.  

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von 
der CDU)  

Sie werden nichts daran ändern, dass die Landes-
regierung auf allen Ebenen alles Menschenmögli-
che tut, um die Kommunen dabei zu unterstützen, 
eine der größten Herausforderungen der letzten 
Jahrzehnte zu stemmen. 

Ein kleines bisschen lese ich übrigens auch aus 
Ihren Anträgen, dass Sie viele der Herausforde-
rungen vor Ort den Kommunen nicht zutrauen, 
jedenfalls nicht so richtig. Ich lese z. B. in dem 
FDP-Antrag, dass wir als Land für die Kommunen 
definieren sollen, welche Leistungen verpflichtend 
von den Kommunen zu erbringen sind und welche 
Leistungen seitens der Kommunen freiwillig zu 
leisten sind. Das, meine Damen und Herren, wis-
sen die von ganz allein.  

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der 
FDP: Das ist eine Frage der Kosten-
erstattung, Herr Erkan!) 

Sie können jedenfalls sicher sein, dass wir wissen, 
dass die Landkreise, Städte und Gemeinden 
gleichzeitig Niedersachsens Herz und Niedersach-
sens Fundament sind, nicht nur in der Flüchtlings-
frage.  

Von dort höre ich übrigens oft auch ganz andere 
Signale als das ständige Rufen nach immer mehr 
Ressourcen, auf das die Diskussion manchmal 
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reduziert wird. Ich höre Menschen, denen eine 
Willkommenskultur wichtig ist. Ich höre Menschen, 
für die die Bereicherung unserer Gesellschaft 
durch unsere neuen Nachbarn und unsere neuen 
Freunde eine große Rolle spielt. Jeder Mensch, 
egal woher er kommt, egal welche Hautfarbe er 
hat, hat eine Chance bei uns verdient. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Aber, meine Damen und Herren, wir halten es 
insgesamt doch lieber mit dem kanadischen Pre-
mier Justin Trudeau. Nachdem sein Vorgänger das 
Land so aufgestellt hat, wie es auch einige von 
Ihnen wollen, empfing Trudeau die Flüchtlinge 
persönlich mit seinem Kabinett am Flughafen. 
Wichtig war auch, was er vor Ort sagte. Ich zitiere: 
In diesem Land können wir das deshalb tun, weil 
wir Kanadier uns nicht über die Hautfarbe oder die 
Sprache oder die Religion oder ihren Hintergrund 
definieren, sondern über Werte, Ziele, Hoffnungen 
und Träume, die nicht nur Kanadier, sondern Men-
schen auf der ganzen Welt teilen. 

Trudeau ist übrigens ein liberaler Premier, meine 
Damen und Herren.  

Das, meine Damen und Herren, ist Willkommens-
kultur, wie wir sie auch hier in Niedersachsen ver-
stehen und uns von allen wünschen. Was Minis-
terpräsident Weil, was unsere Landesbeauftragte 
Doris Schröder-Köpf, was die zuständigen Ministe-
rinnen und Minister für die Flüchtlinge und für die 
Kommunen tun, ist das Menschenmögliche und 
teilweise mehr.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vielen Dank an alle, die in den Ministerien und in 
der Staatskanzlei ohne Blick auf die Uhr eine 
grandiose Arbeit machen! Ich jedenfalls bin sehr 
dankbar dafür, dass in den Landkreisen, Städten 
und Gemeinden hochmotivierte hauptamtlich und 
ehrenamtlich tätige Menschen einen teilweise wirk-
lich extrem anstrengenden Job tun. Ohne diesen 
Einsatz wäre das alles nicht zu machen. Dafür 
gebührt ihnen unser aller Dank und an dieser Stel-
le ein kräftiger Applaus. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 
Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Mein Eindruck ist: Ihre Anträge sind an dieser Stel-
le nicht wirklich hilfreich. Wenn ich mir die Aufzäh-
lung in Ihren heute vorliegenden Anträgen an-
schaue, kann ich hinter ganz vielen Forderungen 
bereits große, fette Haken machen. Wir können 

Ihren Anträgen, die an vielen Stellen übereinstim-
mend falsch, an anderen aber bereits erfüllt sind, 
leider nicht zustimmen, obwohl Weihnachten ist.  

Meine Damen und Herren, ich mag Weihnachten 
sehr. Aber Ihre Wunschliste und die damit verbun-
denen unterschwelligen Signale an unsere neuen 
Nachbarn, unsere neuen Freunden würden dem 
Weihnachtsmann, einem Migranten aus der Regi-
on am Nordpol, nicht sehr gefallen. Er müsste das 
Gefühl haben, in Niedersachsen nicht länger will-
kommen zu sein. - Doch, das ist er. Wir alle freuen 
uns auf ihn und auf Weihnachten.  

Ihnen allen an dieser Stelle schöne Feiertage und 
einen guten Rutsch in das neue Jahr!  

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie 
Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Erkan. - Meine Damen 
und Herren, nächster Redner ist für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Onay. Bitte 
sehr, ich erteile Ihnen das Wort. 

Belit Onay (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich will versuchen, kurz zu beiden 
Anträgen etwas zu sagen.  

Vorab aber noch etwas zu Herrn Oetjen, weil Sie ja 
sagten, der Antrag ist schon sehr alt, er hatte zwi-
schendurch auch schon Geburtstag. Wenn ich 
mich richtig erinnere, dann haben wir ihn als Mehr-
heitsfraktionen nicht schmoren lassen. Wir haben 
vielmehr im Einvernehmen immer eine Bündelung 
von verschiedenen Anträgen versucht, damit wir 
sie zusammen beraten können. Deshalb sind sie 
jetzt auch zusammen mit einem weiteren Antrag in 
der Beratung.  

Insofern verstehe ich den Unmut darüber, dass es 
etwas lange gedauert hat. Ich glaube aber, dass ist 
verursacht durch alle Mitglieder des Innenaus-
schusses, und das im Einvernehmen.  

Aber kommen wir zur Sache. Die Kosten sind in 
dem Antrag der FDP-Fraktion angesprochen wor-
den. Dazu möchte ich - das hatte ich schon ges-
tern in den Beratungen zum Innenhaushalt kurz 
angesprochen - die Einigung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden zur sogenannten Kopfpauscha-
le vom Oktober erwähnen. Ab dem 1. Januar 2016 
wird es eine Erhöhung von 6 195 Euro auf 
9 500 Euro, ab 2017 bereits auf 10 000 Euro ge-
ben.  
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Zur Wahrheit gehört auch: Mit dem Nachtrags-
haushalt hatten wir bereits in diesem Jahr 
120 Millionen Euro für die Kommunen zur Verfü-
gung gestellt. Fairerweise möchte ich - vielleicht 
meinen Sie das, Frau Pieper - auch noch anmer-
ken: Das wird dann später natürlich mit den An-
sprüchen verrechnet. Immerhin decken wir damit 
aber die Lücke.  

(Thomas Adasch [CDU]: Sag doch 
mal etwas zur Leistungsverzögerung 
von zwei Jahren!) 

- Dazu sage ich gleich auch etwas.  

Für 2016 haben wir 250 Millionen Euro Soforthilfe, 
die ebenfalls später mit den Ansprüchen verrech-
net werden.  

Richtigerweise spricht Herr Adasch das Zeitfenster 
von zwei Jahren an. Auch da sind wir den Kom-
munen - - - 

(Zuruf von Thomas Adasch [CDU]) 

- Wenn Sie kurz zuhören, Herr Adasch, ich führe 
doch aus! 

Was die zwei Jahre betrifft, so wird die Berech-
nung nicht erst im Sommer übernächsten Jahres 
erfolgen, sondern auf den Beginn des Jahres, das 
erste Quartal, vorgezogen. - Ich sehe die Begeiste-
rung darüber bei Herrn Adasch.  

(Björn Thümler [CDU]: Wie großzügig!) 

Damit komme ich zu dem Antrag der CDU.  

Was die Punkte 1 und 2 angeht, so ist schon ge-
sagt worden, dass das sichergestellt werden muss.  

Zu den Punkten 3 und 4 möchte ich die Diskussi-
on, die wir beim vorherigen Tagesordnungspunkt 
geführt haben, nicht wiederholen. Aber um es in 
Erinnerung zu rufen - Innenminister Boris Pistorius 
hat es richtigerweise gesagt -: Die Kapazitäten 
machen es faktisch regelrecht unmöglich, selbst 
wenn man es wollte. - Frau Kollegin Polat hatte 
dazu richtigerweise darauf hingewiesen, wie lange 
auch unter Ihrer Regierungsverantwortung Men-
schen in den Aufnahmezentren verbleiben muss-
ten. Insofern ist das nichts, was für Rot-Grün hier 
in Niedersachsen erstrebenswert wäre. 

In den letzten Sekunden meiner Redezeit möchte 
auch ich Ihnen schöne Weihnachten und einen 
guten Rutsch wünschen.  

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Onay. - Meine Damen 
und Herren, bitte nehmen Sie alle Platz. Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Landes-
regierung verzichtet auf einen Redebeitrag, sodass 
wir zur Abstimmung kommen können.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Thomas Adasch [CDU]: 
Was? Bei so einem wichtigen The-
ma?) 

Zunächst, meine Damen und Herren, gibt es 
die - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Herr Innenminis-
ter möchte noch frohe Weihnachten 
wünschen! - Heiterkeit) 

- Jetzt machen Sie mal! 

(Minister Boris Pistorius: Ich wünsche 
Ihnen allen frohe Weihnachten, und 
ich schenke Ihnen fünf Minuten Le-
benszeit! - Heiterkeit und Beifall - 
Jens Nacke [CDU]: Herr Präsident, er 
hat das von der Regierungsbank aus 
gemacht! Würden Sie ihm bitte eine 
Rüge erteilen! - Heiterkeit) 

- Ach, wissen Sie, Herr Kollege Nacke, wir sind 
jetzt alle so weihnachtlich gestimmt, und dieses 
Geschenk von fünf Minuten Lebenszeit ohne Rede 
ist so viel wert: Das sollte einfach so sein! 

Meine Damen und Herren, wir müssen aber noch 
ein bisschen abstimmen. Es folgt die Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung zum Antrag der 
Fraktion der FDP. Wer der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses folgen und den Antrag der Frak-
tion der FDP in der Drucksache 17/1972 ablehnen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Das Erste war die Mehr-
heit. Der Antrag ist abgelehnt.  

Es folgt die Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses zum Antrag der Fraktion 
der CDU. Wer der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und den Antrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 17/2898 ablehnen will, den 
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bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Das Erste war auch hier Mehrheit, 
sodass auch der Antrag der Fraktion der CDU 
abgelehnt ist.  

Meine Damen und Herren, damit haben wir nach 
dreieinhalb - fast vier - anstrengenden Tagen die 
Tagesordnung für diese Woche abgewickelt.  

Ich will mich bei allen denen, die im Hintergrund 
die Sitzungen vorbereitet haben, aber auch bei 
Ihnen, die Sie hier in diesen Tagen gerungen, dis-
kutiert, gefochten haben, jedenfalls zu lebhaften 
Debatten beigetragen haben, bedanken. Das war 
sicherlich ein anstrengendes Unterfangen. Aber 
am Ende lohnt es sich immer.  

Meine Damen und Herren, der nächste, der 31. 
Tagungsabschnitt ist für die Zeit vom 20. bis zum 
22. Januar 2016 vorgesehen. Ich werde den Land-
tag einberufen und im Einvernehmen mit dem Äl-
testenrat den Beginn und die Tagesordnung der 
Sitzung festlegen.  

Schlussendlich, meine Damen und Herren: Ich 
wünsche Ihnen eine schöne restliche Adventszeit. 
Ich wünsche frohe Weihnachtstage. Ich wünsche 
eine erholsame Phase und dass Sie gut ins neue 
Jahr hinüberrutschen. Machen Sie nicht zu viele 
Termine im Wahlkreis! Wir brauchen Sie im neuen 
Jahr wieder ausgeruht und kampfeslustig, damit es 
hier wieder entsprechend weitergehen kann.  

In diesem Sinne schließe ich die Sitzung und wün-
sche Ihnen einen guten Heimweg. Alles Gute! 

(Beifall) 

Schluss der Sitzung: 16.59 Uhr. 
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